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Vorbemerkungen

Aufgaben des Rechnungshofs

Umfassende Prifung durch Rechnungshof —
keine prufungsfreien Raume

Der Thiringer Rechnungshof prift die gesamte Haltsshund Wirt-

schaftsfihrung des Landes einschlief3lich seined&wermdgen und
Betriebe, die landesunmittelbaren und sonstigastischen Personen
des offentlichen Rechts sowie die Betatigung desdkea bei privat-

rechtlichen Unternehmen.

AulRerdem ist der Rechnungshof berechtigt, beieédtelul3erhalb der
Landesverwaltung zu prifen. Darunter fallen u.ugzhadie Zuweisun-
gen und Zuschisse im Rahmen des Kommunalen Finsgleeahs

nach dem Thiringer Finanzausgleichsgesetz (ThiurFAG)

Bei juristischen Personen des privaten Rechtd piif Rechnungshof
die Haushalts- und Wirtschaftsfihrung soweit dieraéissetzungen
des § 104 Abs. 1 ThurLHO vorliegen.

Der Rechnungshof kann nach seinem Ermessen diringriein-
schranken oder Rechnungen ungeprtift lassen (8 892AbhurLHO).
Er setzt fur seine Prifungen Schwerpunkte und béekhsich dabei

meist auf Stichproben.

Politische Entscheidungen im Rahmen des gelteRémhts unterlie-
gen nicht der Bewertung durch den RechnungshoistEallerdings
befugt, auf Mangel von Entscheidungsgrundlagen eawmif Auswir-
kungen politischer Entscheidungen unter den Gespcimkten von

Ordnungsmalfigkeit und Wirtschaftlichkeit hinzuweisi derartigen
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Fallen kann der Rechnungshof auch Empfehlungenngebe ggf.
Gesetzesadnderungen anregen (8 97 Abs. 2 Nr. 4 HRQjrL

Dem Rechnungshof unmittelbar nachgeordnet sindhiRewspri-
fungsstellen (8 17 Satz 1 ThRHG) mit Sitz in Gena Guhl. Sie un-
terstiitzen und erganzen die Prufungstatigkeit aehRungshofs. Da-
bei wenden sie die fur den Rechnungshof geltendestiBmungen
der ThirLHO an und prifen nach dessen Weisung (8188 1 Satz 2
und 3 ThiarLHO).

Der Rechnungshof fiihrt im nationalen Bereich geseine Prifun-
gen mit anderen Prifungsorganen durch; er kanrhddeceinbarung
Prifungen anderen Rechnungshéfen (bertragen oderamderen
Rechnungshéfen tibernehmen (8 93 ThirLHO).

Die Zusammenarbeit im internationalen Bereich Igtfcauf der
Grundlage der Mitgliedschaft des Rechnungshofs en "tEuropai-
schen Organisation der Regionalen Externen Institeah zur Kon-
trolle des Offentlichen Finanzwesens (EURORAI)"e Besteht u. a.
im Austausch von Prifungserfahrungen und gemeinsaraehtagun-

gen.

Die Zusammenarbeit mit dem Europaischen RechnuigdbRH)
regelt der Vertrag Uber die Arbeitsweise der Euisigdén Union
(AEUV) in der Fassung vom 13. Dezember 2007 (Liesqbin
Art. 287 Abs. 3. Danach arbeiten der ERH und dieastaatlichen
Rechnungsprifungsorgane unter Wahrung ihrer Unajigieit ver-
trauensvoll zusammen. Im Rahmen der Zusammenar&iénh sie

dem ERH u. a. mit, ob sie beabsichtigen, an Prignngilzunehmen.



15

Die Rechnungshofe der Lander Sachsen-Anhalt, Saaisd Thirin-
gen prifen gemeinsam den Mitteldeutschen Rundfuerk&f® 8§ 35
Abs. 1 des MDR-Staatsvertrags.

Zunehmende Bedeutung der Beratung durch Rechnungshe
nicht nur Belege zahlen

Neben seinen Prufungsaufgaben berdt der Rechnundshd.andtag,
die Landesregierung oder einzelne Ministerien (B8. 2 ThirLHO

und 82 Abs.1 Satz 2 ThRHG). Die Beratung, die dhih oder

schriftlich erfolgen kann, erstreckt sich auf aufdeentliche Fragestel-
lungen, wie z. B. Gesetzesvorhaben, bedeutsame d&iafgn und Be-
schaffungen. In seinem Beschluss vom 7. Septentiddr [BVerfGE 2

BvF 1/09, Rn. 138] hat das Bundesverfassungsgedaht zutreffend
festgestellt: "Die Beratung kann die Wirtschaftkelt von Gesetzes-
inhalten zum Gegenstand haben und damit einen ts=dean Beitrag
zur Gesetzesfolgenabschatzung leisten. Ein solBedrag kann vor
allem angesichts des in den letzten Jahrzehntememeichnenden
Wandels der Rechnungshofkontrolle erwartet werttesaweit werden
als Tendenzen genannt: von der Beleg- und Sparstsmkdung zur

rechnungsunabhangigen Funktionsprifung ganzer \femgsablau-
fe, Organisationsformen und Betriebsstrukturen; @enVollzugspru-
fung zur Programmpritfung; von der Vollzugskritikr ZBtaatsaufga-
benkritik; von der prifenden Kritik zur gezielteefatung der Politik;
von der Vergangenheits- zur Zukunftsorientierung @elfungsauf-
trags; von der punktuellen zur prozesshaften Kritibn der Erfolgs-
kontrolle hin zum Institutionendesign (vgl. HoffrmaRiem, in:

Schmidt-Amann/Hoffmann-Riem, Verwaltungskontrd@@01, S. 73
<74f.>; Schulze-Fielitz, VVDStRL 55 <1996>, S. 28245 ff.>)."

1

BVerfGE, Beschluss vom 7. September 2010, BVerfdvF 1/09, Rn. 138,
siehe http://www.bundesverfassungsgericht.de/eaidahgen/fs20100907_2bvf000109.html.



16

Dartber hinaus kénnen der Landtag oder die Lardesung den
Rechnungshof um gutachtliche Stellungnahme in isdemen Ange-
legenheiten ersuchen (8§ 88 Abs. 3 ThiurLHO).

Uber Angelegenheiten von besonderer Bedeutung khlmnRech-
nungshof den Landtag und die Landesregierung jedexaterrichten
(8 99 Satz 1 ThirLHO).

Der Rechnungshof Gberwacht, welche Malinahmen digifien Stel-
len aufgrund seiner Prifungsfeststellungen ergriffmben und ob
frihere Méangel behoben worden sind. Dabei kongulier insbeson-
dere, ob die im Rahmen des Entlastungsverfahreestem Auflagen

des Parlaments umgesetzt wurden.

Der Thiringer Rechnungshof fasst in seinen Jabrestien die Er-

gebnisse seiner Prufungen, soweit sie fur die Eiitey der Landesre
gierung von Bedeutung sind, in Bemerkungen fur dandtag zu-
sammen. Diese beinhalten die Feststellungen zushédiisrechnung
sowie die Ergebnisse der Prufung der Haushalts-Wimtschaftsfih-
rung. Die betroffenen obersten Landesbehétrdenterhabrab Gele-
genheit, zu den ihren Geschaftsbereich berihrer@hverhalten
Stellung zu nehmen (8 97 Abs. 1 Satz 2 ThiurLHO).

Ruckschlisse auf die Qualitat der Arbeitsweise died Haushalts-
und Wirtschaftsfihrung der Landesverwaltung insggdannen aus
einem Jahresbericht nicht gezogen werden. Zum d&iaen stets nur
eine geringe Anzahl von Behorden gepruft werdem Amderen wird
jeweils nur Uber Teilbereiche der Tatigkeit einepgiften Behorde
berichtet. Auch darf aus der unterschiedlichen kdgeit von Bemer-
kungen zu den einzelnen Ressorts und Verwaltungsien nicht ge-
folgert werden, dass die genannten VerwaltungendauEinhaltung
der einschlagigen Vorschriften und Grundsatze zaudHalts- und

Wirtschaftsfihrung in geringerem Mal3e geachteehé&its andere.
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Gegenstand des Jahresberichts 2011

Der vorliegende Jahresbericht enthalt zunachskdststellungen zur
Haushaltsrechnung fiir das Haushaltsjahr 2009 @)eitlie Prifungs-
ergebnisse zur Haushalts- und Wirtschaftsfuhrurgl (8) beziehen
sich auch auf spatere und frihere Haushaltsjahiee.dBrgestellten
Sachverhalte sind im Wesentlichen unstreitig. SowBahorden zu
den Sachverhalten abweichende Auffassungen vorgabiaaben,

sind diese in den Bemerkungen bertcksichtigt.

Uber die sonstigen Priifungs-, Beratungs- und Wtigrungsleistun-

gen des Rechnungshofs wird in Teil C berichtet.

In den Bemerkungen sind beispielhaft auch Fallgektellt, in denen
die Verwaltung den Anliegen des Rechnungshofs emtben hat
(Teil D).

AbschlieBend ist der Jahresbericht des Prasidedésn Thiringer
Rechnungshofs lber die Ergebnisse der Uberortlitwenmunalpri-
fung beigefigt.
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Bemerkungen zur Haushalts- und Wirtschaftsfihrurg
und zur Haushaltsrechnung 2009

Haushaltsplan und Haushaltsfihrung 2009

Der Thiringer Landtag hatte das Thiringer Hauspafietz
2008/2009 am 20. Dezember 2007 verabschiedet. Rashaltsvo-
lumen 2009 belief sich auf 9.271,6 Mio. €. Die vexehlagten Ein-
nahmen und Ausgaben fur das Haushaltsjahr 2009n lagm
81,7 Mio. € Uber denen des Vorjahres (2008: 9.1B8¢D €).

Die Bewirtschaftung der im Haushaltsplan vorgesehéaviittel regel-
te das zustandige Finanzministerium mit Rundsckrelmm 7. Janu-
ar 2009. Uber die ublichen Vorgaben zur Bewirtsthaf hinaus sah
das Schreiben keine die Bewirtschaftung einschréohde MalRnah-

men (z. B. Haushaltssperre etc.) vor.

Haushaltsrechnung 2009

Fristgerechte Vorlage der Haushaltsrechnung

Die Haushaltsrechnung 2009 und das Schreiben déringer Fi-
nanzministerin vom 1. Dezember 2010 wurden der taysprasiden-
tin mit am 7. Dezember 2010 eingegangenem SchreibsMinisters
fur Bundes- und Europaangelegenheiten und ChefStatskanzlei
vom 3. Dezember 2010 zugeleitet (LT-Drucksache 4820Die Frist
gemal Art. 102 Abs. 1 Satz 2 Thuringer Verfassumgnach die
Rechnung im nachsten Rechnungsjahr vorzulegehastlie Landes-
regierung somit eingehalten.

Der Antrag auf Entlastung der Landesregierungdfis Haushaltsjahr

2009 und das Schreiben der Thuringer Finanzmimistetom
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1. Dezember 2010 wurden der Landtagsprasidentinfelie mit am
7. Dezember 2010 eingegangenem Schreiben des &fsikir Bun-
des- und Europaangelegenheiten und Chefs der Kdaatsi vom
3. Dezember 2010 zugeleitet (LT-Drucksache 5/2047).

Der Antrag auf Entlastung des Thiringer Rechnuofgshir das
Haushaltsjahr 2009 und die Rechnung Uber den HHw® Thirin-
ger Rechnungshofs wurden der Landtagsprasidentin am
6. Dezember 2010 eingegangenem Schreiben des {biiriRech-
nungshofs vom 1. Dezember 2010 zugeleitet (LT-Dsacke
5/2048).

Die Haushaltsrechnung 2009 weist folgendes BegtigBungsergeb-

nis aus:
Ist-Einnahmen 9.092.949.385,80 €
J.Ist-Ausgaben 9.092.949.385,80 €
Jahresergebnis 0,00 €

Die Haushaltsrechnung 2009 weist bei rd. 170 Hdtsshallen Mittel
(Haushaltssoll) aus, die im Haushaltsplan des Dibppshalts
2008/2009 noch bei anderen Haushaltsstellen ausggiwaren. Die
Landesregierung hat aufgrund von Organisationsangdgen Mittel
und Planstellen gemald 8 50 ThurLHO umgesetzt. NiachFeststel-
lungen des Rechnungshofs waren dies im Jahr 2Q020r@ Mio. €.
Die Mittelumsetzungen erfolgten insbesondere aufgrvon Mal3-
nahmen der Behordenstrukturreform (z. B. Auflosdeg Landesamts
fur Soziales und Familie; Auflosung der Staatlichémweltamter).
Mittelumsetzungen waren aber auch durch einen \Wédher Res-
sortzustandigkeit bei bestimmten Aufgabenbereictamgewiesen

worden (z. B. Medienférderung).
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Der Rechnungshof hat dem fir die Haushaltsrechrauggdndigen

Finanzministerium empfohlen, solche Mittelumsetzmdinftig in

der Haushaltsrechnung erkennbar darzustellen uheéguinden.

Die Haushaltseinnahmen und -ausgaben nach Haup&mugind im
Soll/Ist-Vergleich in nachfolgender Ubersicht 1 gistellt:
Ubersicht 1

Einnahmen und Ausgaben im Haushaltsjahr 2009 (SolHt)
nach Hauptgruppen

Einnahmen/Ausgabel Soll Ist Abweichung
nach Hauptgruppen Mio. € Mio. € Mio. €
1 2 3 4
0 I::mn.ahmen aus Steuern und steuer- 5.064.4 4.639.4 425
ahnlichen Abgaben
1 Verwaltungseinnahmen, Einnahmen
aus Schuldendienst und dergleichen 2846 3675 82,9
2 Einnahmen aus Zuweisungen und
Zuschussen mit Ausnahme flr 3.222,8 3.184,5 -38,3
Investitionen
3 Einnahmen aus Schuldenaufnahmen,
aus Zgyvelsungen und Zuschussen fur 699.8 9015 2017
Investitionen, besondere
Finanzierungseinnahmen
Gesamteinnahmen 9.271,6 9.092,%9 -178)7
4 Personalausgaben 2.2042 2.221.8 17,6
5 Sachliche Verwaltungsausgaben,
Ausgaben fir den Schuldendienst 1.117.8 1.025,5 92,3
6 Ausgaben fur Zuweisungen und
Zuschusse mit Ausnahme fr 4.442.,6 4.438,5 -4,1
Investitionen
7 BaumaRnahmen 2414 231}5 -99
8 Sonstige Agsgapgn fur Investitionen 1.260.8 1.137.6 123
und Investitionsférderungsmafinahmen
9 Besondere Finanzierungsausgaben 4,8 38,0 B3,2
Gesamtausgaben 9.271,4 9.092,p -178|7
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Il. Uber- und auRerplanmaRige Ausgaben

Trotz der Unterschreitung der Gesamtausgaben uny Mi®. € kam
es bei einzelnen Titeln zu Uberschreitungen desshitsansatzes.
Die Ubersicht 3.1 der Haushaltsrechnung 2009 wdiestiiber- bzw.

aulRerplanmafiig geleisteten Ausgaben titelgenau aus.

Uber- und auRerplanmaBige Ausgaben stark angestiege

Mit 255,0 Mio. € liegen die Uber- und aul3erplanrgafli Ausgaben
um 104,1 Mio. € Gber dem Vorjahreswert (2008: 190i8. €). Erfah-
rungsgemal steigen diese im zweiten Jahr einesdllopgshalts an.
Allerdings entstanden aul3erplanmallige Ausgabenw. 6B,5 Mio. €
fur MalBnahmen nach dem "Zukunftsinvestitionsges@&@a$ Antrags-

volumen fir diese Ausgaben belief sich auf rd. Vb0. €.

Die erforderliche vorherige Zustimmung des fur Rinen zustandigen
Ministeriums zu den Uber- und aulerplanmafiigen &uoesg gem.
8 37 Abs. 1 ThurLHO lag geméal3 den Angaben in darsHaltsrech-

nung in einem Fall (Vorjahr: kein Fall) nicht vor.

Gemal § 7 Abs. 1 ThurHhG 2008/2009 i. V. m. § 3%.Al Satz 4
Halbsatz 1 ThirLHO ist bei einer Mehrausgabe imz&liall von

mehr als 4 Mio. € ein Nachtragshaushalt erforderl@ies gilt nicht,
wenn Rechtsverpflichtungen zu erfiillen sind odewesb Mittel von

dritter Seite zweckgebunden zur Verfliigung gesteditden. In 13 der
in Ubersicht 3.1 der Haushaltsrechnung 2009 naclegewen 127
Féalle Gber- und auf3erplanméaRiger Ausgaben hanelekech zwar um
Mehrausgaben von mehr als 4 Mio. €; in allen Falanen allerdings
Rechtsverpflichtungen des Landes zu erflllen odewerden Mittel
von dritter Seite zweckgebunden zur Verfigung diestesoweit be-

durfte es keines Nachtragshaushalts.
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V. Kassenmaliger Abschluss und Haushaltsabschluss

Die Haushaltsrechnung 2009 weist das kassenma8igesérgebnis
(8 82 ThurLHO) ausgeglichen aus. Aufgrund des haltsmaRig

noch nicht abgewickelten kassenmalligen Jahresesgels aus dem

Haushaltsjahr 2008 ergibt sich ein kassenmaRigesarGiergebnfs
i. H.v. 122,1 Mio. € .

Bestandteil des kassenmaéalfiigen Abschlusses istcae@ichder Ermitt-

lung des _Finanzierungssalddenende — Finanzierungsrechnung. Der

Finanzierungssaldo wird wie folgt berechnet:

Summe defst-Einnahmen

1.
A
1.

Einnahmen aus Krediten

Entnahmen aus Ricklagen

gen Uberschiissen friiherer
Jahre

Haushaltstechnische Ver-
rechnungen

A

Summe defst-Ausgaber
A
A

Einnahmen aus kassenmalfi- ./.

Ausgaben zur Schuldermfiing
Zufiihrung an Rucklagen

Ausgaben zur Deckung eines
kassenmaRigen Fehlbetrags
friherer Jahre
Haushaltstechnische Ver-
rechnungen

Bereinigte Einnahmen
Bereinigte Ausgaben

Finanzierungssaldo

Bereinigte Ausgaben

«—

Der in der Haushaltsrechnung nachgewiesene Fiaamgssaldo be-

tragt

- 214,4 Mio. €.

Differenz der Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben.
¥ KassenmaRiges Jahresergebnis mit Beriicksichtigacly nicht abgewickelter kassenmaRiger Jahres-
ergebnisse friiherer Haushaltsjahre
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Dieser Betrag ergibt sich aus dem Saldo der Rieklagwegungen:

Zufuhrung an Rucklagen 32,5 Mio. €
./. Entnahme aus Ricklagen 246,9 Mio. €
= Finanzierungssaldo -214,4 Mio. €

Haushaltsausgleich durch Entnahmen aus Ricklagen

Bei dem als Zufuhrung nachgewiesenen Betrag hamdekich um
zweckgebundene Mittel der bei Kapitel 08 11 TG athgewiesenen
Ausgleichsabgabe fir Schwerbehinderte. Bei diesapit&l wurden
auch Entnahmen aus der Rucklage i. H. v. 28,2 Kligebucht. Der
verbleibende Betrag i. H. v. 218,7 Mio. € ist dégemeinen Ruckla-

ge enthommen worden.

Der sich zwischen Enthahme und Zufiihrung bei dexkRige aus der
Ausgleichsabgabe ergebende Differenzbetrag von4r8. Mio. €

stimmt nicht mit dem in Ubersicht 3.2 der HHR 20419 Zufiihrung
ausgewiesenen Betrag Uberein. Die Differenz vori®8. T€ ist nach
Angaben des zustandigen Ministeriums auf die reelitgerechte Bu-

chung von Zinsertragen zurickzufiahren.

Im Haushaltsabschlus@g 83 ThiurLHO) sind das rechnungsmaélRige

Jahres- und Gesamtergebdisrzustellen. Bei deren Ermittlung wer-

den die kassenmalligen Ergebnisse um die Hausktdtsnee folgt

erganzt:
Kassenmaliiges Kassenmaliiges
Jahresergebnis Gesamtergebnis

+ Ausgabereste 2008

/. Ausgabereste 2009 /. Ausgabereste 2009
Rechnungsmafiges Rechnungsmafiges
Jahresergebnis Gesamtergebnis

Das rechnungsmaéafige JahresergeP@@® ist mit - 4,7 Mio. € (2008:

+ 286,1 Mio. €) ausgewiesen.
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Das rechnungsmallige Gesamtergel#089 betragt - 81,6 Mio. €
(2008: - 76,8 Mio. €).

Ausgabereste

Ausgaben fur Investitionen und Ausgaben aus zwdukggenen Ein-
nahmen sind tGbertragbar (8 19 ThirLHO).

In das Haushaltsjahr 2010 wurden Ausgabereste v.Hnsgesamt
203,7 Mio. € Ubertragen. Der Anteil an den bereamnglst-Ausgaben
(9.055,0 Mio. €) betragt rd. 2,2 v. H.

Ausgabereste in Hohe von 2 v. H. des Haushaltsvolems

In der nachstehenden Ubersicht 2 sind die im Hdtsghlar 2009 ge-
bildeten Ausgabereste denen des Jahres 2008 nazblfénen ge-

genubergestellt:

Ubersicht 2

Ausgabereste in den Haushaltsjahren 2008 und 2009
nach Einzelplanen

Haushaltsjahr
Einzelplan 200¢ 200¢
T€ T€
1 2 3
01 -
02 33
03 - -
04 1.550 2.606
05 140 -
06 - -
07 33.990 13.375
08 92 57
09 7.908 14.078
10 91.660 107.100
11 - -
12 - -
17 44.880 32.085
18 18.687 34.374
Insgesamt 198.940 203.675
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Die Erhohung der Ausgabereste beim Epl. 04 bamWesentlichen
auf der Ubertragung von Ausgaben fiir Zuschiisserfistitionen
beim Klinikum der Friedrich-Schiller-Universitat rde (Kapitel
04 50).

Beim Epl. 07 bildete das TMWAT im Bereich der GA€Nbesserung
der regionalen Wirtschaftsstruktur" (Kapitel 07 O&X5 83) rd. 9,1

Mio. € weniger Ausgabereste als im Vorjahr. Bei @&trukturfonds

(Kapitel 07 03, TG 80) wurden Ausgabereste bei daschiissen und
Zuweisungen aus dem EFRE fir die Forderperiode 2090@006 1.

H. v. 11,0 Mio. € abgebaut.

Das TMLFUN (Epl. 09) bildete erstmals Ausgaberdmstian Entwick-
lungsprogramm fir den landlichen Raum (ELER — K&@® 02, TG
93) i. H. v. 9,2 Mio. € und beim Teil LEADER (Kaplt09 02, TG 95)
i. H. v. 1,0 Mio. €.

Insbesondere wurden Ausgabereste bei kulturbausstten Mal3-
nahmen in der Landwirtschaft i. H. v. 1,8 Mio. €afitel 09 03, TG
77) und bei MalBhahmen zur Umsetzung der Europaistiiasser-
rahmenrichtlinie i. H. v. 1,2 Mio. € (Kapitel 09 0bG 77) abgebaut.

Beim TMBLV (Epl. 10) erhohten sich die Ausgaberesés der For-
derung des sozialen Wohnungsbaus (Kapitel 10 03, 7B um
16,2 Mio. €. Neu gebildet wurden Ausgabereste faurBbenkosten
fir MaRnahmen des Bundes (Kapitel 10 10, TG 71H. v.
1,1 Mio. €.

Verringert haben sich die Ausgabereste bei Zusemigs Rahmen
des Regionalisierungsgesetzes und bei Sicherhai$-Modernisie-
rungsmalRnahmen im Bereich Luftverkehr (Kapitel 20 DG 75 und
77 um 0,5 bzw. 0,4 Mio. €). Weiterhin wurden im &eh Stadtebau,
Raumordnung und Landesplanung (Kapitel 10 04) Abegsste
I. H. v. 1,3 Mio. € abgebaut.
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Im Epl. 17 ist der Riickgang auf die ReduzierungAlesgabereste bei
Sanierungsmafl3nahmen an Sonderabfalldeponien uMi3,£ (Ka-

pitel 17 16) und beim Landesausgleichsstock im Rahwles Kom-
munalen Finanzausgleichs um 8,8 Mio. € (Kapitel20} zuriickzu-

fuhren.

Im Bereich der Staatlichen Hochbaumal3nahmen (Bplwlrden im
Wesentlichen verstarkt Ausgabereste fur den NeBeaitschaftspo-
lizei und Landeskriminalamt i. H. v. 7,4 Mio. € (gitel 18 03), fur
den Neubau einer Jugendstrafanstalt in Arnstadisiaobn i. H. v.
5,6 Mio. € (Kapitel 18 05) gebildet.

Die Entwicklung der Haushaltsreste seit dem Jahd 260im folgen-
den Schaubild 1 dargestellt:

Schaubild 1

Entwicklung der Haushaltsreste in den Haushaltsjahen 2001 bis 2009
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Zusammenfassende Darstellung der Einnahmen undiusgaben
gemal Haushaltsrechnung 2009
In der nachfolgenden Ubersicht 3 ist die Entwickjuder Ist-
Einnahmen und -Ausgaben gemald Gruppierungsplandseit Jahr
2007 dargestellt:

Ubersicht 3

Einnahmen und Ausgaben (Ist) nach Hauptgruppen
in den Jahren 2007 bis 2009

Haushaltsjahr
Einnahmen/Ausgaben 2007 2008 2009
nach Hauptgruppen Mio. € Mio. € Mio. €
1 2 3 4
Steuern u. steuerahnliche Abgaben 4.896 5.059 6394.
- davon Steuern 4.889 5.049 4.623
Verwaltungseinnahmen, Einnahmen pus 415 422 368
Schuldendienst und dergleichen
Einnahmen aus Zuweisungen und 3.378 3.340 3.185
Zuschissen mit Ausnahme fiir
Investitionen
Einnahmen aus Schuldenaufnahmen 592 708 901
Zuweisungen und Zuschissen flr
Investitionen,
besondere Finanzierungseinnahmen
- Schuldenneuaufnahme 0 0 0
- Zuweisungen fur Investitionen 576 564 649
- Besondere Finanzierungseinnahmen 15 143 252
Einnahmen 9.280 9.528 9.093
Bereinigte Einnahmen 9.265 9.385 8.841
Personalausgaben 2.412 2.132 2.222
Séchliche Verwaltungsausgaben 488 484 393
Ausgaben fir Schuldendienst/
Zinsen 697 681 633
Ausgaben fir Zuweisungen und 3.883 4.419 4.439
Zuschisse mit Ausnahme fur
Investitionen
Baumaf3nahmen 230 222 231
Sonstige Ausgaben flr Investitionen 1.350 1.201 1.138
InvestitionsférderungsmafRnahmen
Investitionsausgaben gesamt (7 +8 1.580 1.423 1.369
Besondere Finanzierungsausgaben 220 267 38
Ausgaben 9.280 9.406 9.093
Bereinigte Ausgaben 9.060 9.139 9.055
Finanzierungssaldo + 205 + 246 -214
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Die bereinigten Einnahmemgl. Tn. A 1V) beliefen sich im Jahr 2009
auf 8.841 Mio. €. Sie sind gegeniber dem Vorjahr tdd Mio. €
(5,8 v. H.) gesunken. Im Vergleich zu dem im Halispéan ausge-

wiesenen Soll von 9.266 Mio. € ergaben sich daniitddreinnahmen
I. H. v. 425Mio. € (4,6 v. H.).

Die bereinigten Ausgabevgl. Tn. A 1V) sind im Haushaltsjahr 2009
gegenuber dem Vorjahr (2008: 9.139 Mio. €) um 84.Mi auf 9.055
Mio. € gesunken. Das Soll von 9.267 Mio. € wurde24@ Mio. € un-

terschritten.

VI.1. Die SteuereinnahmefiHG 0 ohne OG 09) betrugen 4.623 Mio. €. Sie
sanken im Vergleich zum Vorjahr um 426 Mio. € (8,41.) und la-

gen um 433 Mio. € (8,6 v. H.) unter dem Haushaltsson
5.056 Mio. £.

Einbruch der Steuereinnahmen in Folge der
Finanz- und Wirtschaftskrise

Das Aufkommen der bei Kapitel 17 01 nachgewieseBguerarten
der Haushaltsjahre 2007 bis 2009 ergibt sich imz&men aus der
folgenden Ubersicht 4:
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Ubersicht 4

Steuereinnahmen der Haushaltsjahre 2007 bis 2009
nach Steuerarten

Steuerart Gruppe Haushaltsjahr
2007 2008 2009
Mio. € Mio. € Mio. €
1 2 3 4 5
Gemeinschaftsteuern
Lohnsteuer 11 770,8 892,% 8576
Einkommensteuer 12 -15,4 58,p 41|13
Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 13 335 50,8 48,4
Kdérperschaftsteuer 14 139,p 1145 322
Umsatzsteuer 15 3.508,1 3.488|1 3.341,6
Gewerbesteuerumlage 17 32]0 34,1 21,1
Zinsabschlagsteuer 18 27,B 3416 34,5
Summe Gemeinschaftsteuern 4.495 § 4.6728 4.381,7
Landessteuern
Erbschaftsteuer 52 10,4 11,B 12]1
Grunderwerbsteuer 53 87,9 766 5019
Kfz-Steuer 54 227,7 226,4 115,
Lotteriesteuer 57 30,7 27,3 27.p
Feuerschutzsteuer 59 7.8 716 8|0
Biersteuer 61 28,7 26,8 27,6
Sonstige Landessteuern 69 (0] (0] Q,0 Q.0
Summe Landessteuer 393,( 376,1 241.°¢
Insgesam 4.888," 5.048,¢ 4.623,(

Die im Herbst 2008 beginnende Finanz- und Wirtsshhate wirkte
sich im Jahr 2009 massiv auf die Steuereinnahmaeirifigens aus.
Dies zeigt sich deutlich am Rickgang der Korpergehimd Umsatz-
steuer um 82,3 Mio. € bzw. 146,5 Mio. €. Auch @Riickgang der
nicht veranlagten Steuern vom Ertrag ist auf dies&rzurickzufih-
ren. Inwieweit sich die Einfihrung der sogenanmdgeltungsteuer
zum 1. Januar 2009 positiv auf das Aufkommen auksywrird erst
die kunftige Entwicklung zeigen. Mit der Einfihruegnes einheitli-
chen Steuersatzes von 25 v. H. statt des indivelu&teuersatzes des
Anlegers war beabsichtigt, im Ausland angelegtegitdh"zurtickzu-

holen".

Der Riuckgang der Lohnsteuereinnahmen im Jahr 28603%uMio. €
(rd. 4 v. H.) ist auf die gesunkene Zahl der Ensgitigen in Thirin-
gen zurlckzufuhren. Im Vergleich zum Vorjahr wath000 Men-
schen weniger beschatftigt (2008: 1,028 Mio.; 200015 Mio.).
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Die Kfz-Steuereinnahmen haben sich etwa halbiertlid Ertragsho-
heit fur diese Steuer zum 1. Juli 2009 auf den Bilimergegangen ist.
Die Lander erhalten daftr vom Bund einen Ausgldetig (Kapitel

17 09), der sich in Thiringen im Jahr 2009 auf 2Mio. € belief.

Der Rickgang der Grunderwerbsteuer beruht darads der Wert
der steuerpflichtigen Grundstlicksumsatze zurickygpga ist. Die
Ubrigen Landessteuern haben sich im Vergleich zu derjahren

kaum verandert; sie unterliegen nur geringen Sckwagen.

Im Ubrigen bestanden bei den Finanzamtern zum 8tember 2009
insgesamt Rickstande an Steuerforderungen i. Bi8,@. Mio. €. Die
groRten Rickstande entfielen auf die Umsatzstédiei (Mio. €), auf
die Einkommensteuer (22,8 Mio. €) und auf die tdmiddesitz- und
Verkehrsteuern (35,4 Mio. €)Rund die Hélfte der Forderungen be-

fanden sich im Mahn- bzw. Vollstreckungsverfahren.

Einnahmen aus Landessteuern von
untergeordneter Bedeutung

Das Aufkommen an steuerahnlichen Abgabetrug rd. 16,4 Mio. €.

Dabei handelte es sich um zweckgebundene, fir waistsehaftliche
MalRnahmen zu verwendende Einnahmen aus AbgaberdeatiAb-
wasserabgabengesetz (15,1 Mio. €), Abgaben detb&plainterneh-
men (0,8 Mio. €) sowie Einnahmen aus der Jagd-Rischereiabgabe
(0,4 Mio. €).

Die Steuerdeckungsquot®¥erhaltnis der Steuereinnahmen und steu-

erahnlichen Abgaben zu den bereinigten Gesamtaesyabetrug
51,5 v. H. Sie ist damit im Jahr 2009 gegenuber 8emahr (2008:
55,2 v. H.) gesunken.

4 Quelle: Thirringer Landesfinanzdirektion. Riicksistatistik zum 31. Dezember 2009.
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Die Steuerdeckungsquote in den anderen neuen Lé@tagnim Jahr
2009 zwischen 49,9 v. H. und 53,6 v. H. In denmR&chenlandern
belief sie sich im Durchschnitt auf rd. 70,2 v. H.

Die Entwicklung des Steueraufkommens seit dem 2804 in Thi-
ringen ist dem nachfolgenden Schaubild 2 zu enteehm
Schaubild 2

Entwicklung der Steuereinnahmen in den Haushaltsjaren 2001 bis 2009
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VI.2. Die Verwaltungseinnahmen, Einnahmen aus StEndienst und der-

gleichen(HG 1 — eigene Einnahmen) setzten sich im Weséeih
aus Verwaltungseinnahmen, Einnahmen aus wirtsattadt! Tatigkeit
und Vermdgen, Erlésen aus der Verauf3erung von Vgenggegen-
standen (Grundstiicke sowie Anteile an Gesellsamgfi@nseinnah-
men sowie Darlehensrickflissen zusammen. Sie sind m
367,6 Mio. € gegenuber dem Vorjahr um 54,3 Miol£,9 v. H.) ge-
sunken, Ubertrafen aber die geplanten Einnahmen28dn6 Mio. €
um 83 Mio. €.
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Eigene Einnahmen nur 4 v. H. der Gesamteinnahmen

Die Gliederung der eigenen Einnahmen des Landds Banahmear-
ten fur die Haushaltsjahre 2007 bis 2009 ist in fdégenden Uber-

sicht 5 dargestellt:

Ubersicht 5
Eigene Einnahmen der Haushaltsjahre 2007 bis 2009
Einnahmeart Gruppe Haushaltsjahr
2007 2008 2009
Mio. € Mio. € Mio. €
1 2 3 4 5

Gebiihren, sonstige Entgelte 111 1094,2 10%,1 95,4
Geldstrafen und Geldbuf3en 112 39,5 41,9 49,1
Sonstige Verwaltungseinnahmen 119 100,1 12,4 12,7
Gew!l?ne aus Unternehmen und 121 5.1 2.2 5.8
Beteiligungen
Konzessionsabgaben 122 118 15 1,8
Einnahmen aus Lotterie, Lotto und Toto 123 14,1 15,1 416
Mieten und Pachten 124 4.8 3\ 3|5
Erlése aus der Verauf3erung von
beweglichen Sachen und Diensten 125 94,3 65,7 55,5]
wirtschaftlicher Tatigkeit
S.c.)r_wstlg_e Einnahmen aus wirtschaftlichgr 129 0.0 0.0 00
Tatigkeit
Erlése au§ der VeraufRerung von 131 12.4 12.9 10,1
unbeweglichen Sachen
Erlése gus der VeraufRerung von 132 1.0 06 05
beweglichen Sachen
Erlése aus der VeraulRerung von

- 133 0,8 20,6 30,3
Beteiligungen
Elnn?\hme.n aus der Inanspruchnahme von 141 0.1 0.1 0.1
Gewaéhrleistungen
Zinseinnahmen 0G 14,3 17,6 14,1

15u. 16 ' ' '
e 0G
Darlehensrickfliisse 14,3 13,5 12,4
17 u. 18

Insgesamt 415,0 421,9 367,6

Der Rickgang der Einnahmen aus Gebuhren (GruppehkEt@ht im

Wesentlichen auf geringeren Einnahmen der Gerightk Staatsan-
waltschaften (Kapitel 05 04). Von den Polizeidireken (Kapitel 03
14) wurden hohere Einnahmen aus Geldstrafen undibGBEn

(Gruppe 112) erzielt.
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Nach den hohen Rickzahlungen von Fordermitteln stezialen
Wohnraumfoérderung aus Programmabrechnungen dueciBayeri-
sche Landesbodenkreditanstalt und die Thiringeb&wlbank (Kapi-
tel 10 03) in den Jahren 2007 und 2008 sankensdiestigen Verwal-
tungseinnahmen" (Gruppe 119) wieder auf das niedgidNiveau der
Jahre bis 2006.

Auch die Erlése aus der "Verduf3erung von bewegilickachen und
Diensten wirtschaftlicher Tatigkeit" (Gruppe 12%nken wieder auf
das Niveau der Jahre bis 2006. Sowohl 2007 als 2008 waren die
hoheren Einnahmen auf vermehrte Holzverkaufe zuamniickren (Ka-
pitel 09 22).

Die Erlése aus der "Verauferung von Beteiligung@iruppe 133)
enthalten die Erlése aus dem Verkauf des Aktiernlarae der Jenop-
tik AG im Jahr 2007. Dem Freistaat flossen entdpead der vertrag-
lichen Vereinbarung im Jahr 2009 insgesamt 30 Kliou (Kapitel 17
04).

Die Zinseinnahmen (OG 15 u. 16) lagen um 3,5 Mimielriger als
im Vorjahr. Aus nutzbar angelegten Geldbestandenrderu rd.
2 Mio. € weniger erzielt (Kapitel 17 06). Zinsegedaus der Aus-
gleichsabgabe wurden um rd. 1,2 Mio. € geringer ialsVorjahr
nachgewiesen. Im Jahr 2008 hatte die zustandigke Jimseinnah-

men auch aus Vorjahren nachtréaglich gebucht (Kep&e. 1).

Die Entwicklung der eigenen Einnahmen und ihret&kmg auf ver-

schiedene Einnahmearten zeigt das nachfolgendeiSittha:
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Schaubild 3
Entwicklung der eigenen Einnahmen in den Haushaltgihren 2001 bis 2009
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Den Ist-Einnahmen i. H. v. 367,6 Mio. € standen ZBfm Dezember
2009 noch nicht realisierte Einnahmen (sog. Kagste)y i. H. v. 23,4
Mio. € gegeniiber. Die nachfolgende Ubersicht 6 tzdig Entwick-

lung der Kassenreste nach Einzelplanen in den 32@@7 bis 2009:
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Entwicklung der Kassenreste

Ubersicht 6

in den Haushaltsjahren 2007 bis 2009

Einzelplan | Haushaltsjahr | Haushaltsjahr | Haushaltsjahr
2007 200¢ 200¢
T€ T€ T€
1 2 3 4
01 - 1 3
02 - - 3
03 1.156 1.006 1.540
04 2.260 2.722 202
05 1.929 1.944 2.368
06 93 300 486
07 3.478 306 106
08 9.954 1.705 3.328
09 30.458 9.129 8.749
10 2.244 3.243 5.351
11 - - -
12 - 7 2
17 4.599 642 1.234
18 193 47 25
Insgesamt 56.364 21.052 23.428

Der Bestand der offenen Forderungen ist gegenid@r \dorjahr um

rd. 2,4 Mio. € angestiegen.

Unvollstandiger Nachweis der offenen Forderungen

Der Rickgang der Forderungen beim Einzelplan O4us$tdie Neu-
strukturierung der Hochschulfinanzierung zurickbuéin. Der Nach-
weis der Einnahmen und Ausgaben der Hochschulesigerin der
Haushaltsrechnung nach der kameralen Systematiknelun auf
Haushaltsstellen aul3erhalb des LandeshaushaltsBagd 2, S. 623
ff. der HHR 2009); somit werden auch die Kasseerestht mehr

beim Einzelplan 04 ausgewiesen.
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Der Anstieg der offenen Forderungen beim Einzel@l@rberuht ins-
besondere auf Ruckforderungen von Leistungen nach Qpferent-
schadigungsgesetz (Kapitel 08 11, Titel 281 73krb#i handelt es
sich um Schadenersatzanspriiche gegentber Tatergrdftenteils in

Justizvollzugsanstalten einsitzen und mittelloslsin

Beim Einzelplan 10 beruht ein erheblicher Teil Aestiegs auf Rick-
zahlungen aus Bewilligungen fir "Zuweisungen an &eaden fir den
kommunalen Strafl3enbau” (Kapitel 10 07, Titel 883 QL a. besteht
hier eine Einzelforderung i. H. v. 1,4 Mio. € gegbar der Stadtver-

waltung Gera.

Fur den Anstieg der Forderungshdhe beim Einzellarwaren drei
Einzelforderungen bei den Kapiteln 17 04 bzw. 17ui€Achlich, die

allerdings im Jahr 2010 beglichen wurden.

Neben den im Mittelbewirtschaftungsverfahren HAMAS #usgewie-
senen Kassenresten des Landes bestehen auch bEABeund der
GFAW Forderungen aus der Rickforderung von Zuwegenn

Der Rechnungshof hat angeregt, kiinftig auch di¢ bestehenden
Forderungen als Kassenreste nachzuweisen.

Nach seinen Feststellungen betrug der Forderungsitesei der
GFAW zum 31. Dezember 2009 rd. 15 Mio. €.

Die TAB konnte aufgrund der in ihrer Buchfihrunghti erfolgten
Sollstellung von Rickforderungen keine Angaben #orderungsbe-

stand machen.

Das zustandige Ministerium darf Anspriiche untetibvesten Voraus-
setzungen stunden, niederschlagen oder erlasskerg (®§ ThiurLHO).

GemalR 8§ 85 Abs. 1 Nr. 6 ThurLHO ist der Haushaitsneng eine
Ubersicht tiber die erlassenen Anspriiche nach Giisisbieichen bei-
zufiigen. In der Ubersicht 3.6 der HHR 2009 hatldiadesregierung
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Erlasse nach § 59 ThurLHO (sonstige Landesfordemgach § 227
AO (Steuerforderungen) und nach § 117 Abs. 2 Thi@L{Gerichts-
kosten) dargestellt.

Die Erlasse nach § 59 ThiurLHO betragen 0,4 Miali€;Erlasse nach
§ 227 AO 15,7 Mio. €. Dem nachfolgenden Schaubilgtddie Ent-
wicklung der Erlasse nach Rechtsgrundlagen seit diginn 2000 zu
entnehmen:

Schaubild 4
Entwicklung der Erlasse
in den Haushaltsjahren 2000 bis 2009

Betrag in Mio. €
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Das Schaubild zeigt, dass Erlasse nach § 59 THOrbHr in gerin-
gem Umfang erfolgen. Der starke Anstieg der Erlassesh 8§ 227 AO
ist auf die Neuregelungen von Insolvenzverfahren anschlie3end
maoglicher Restschuldbefreiung zurtickzufiihren. Deg&ungen er-
maoglichen verschuldeten natirlichen Personen — eawdr Wohlver-
haltensphase — schuldenfrei zu werden. Mit einenteven Anstieg

solcher Erlasse ist zu rechnen.
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Die Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschiugseéiusnahme flur

Investitionen(HG 2 — Ubertragungseinnahmen), zu denen im Wesent

lichen Finanzausgleichsleistungen und Verwaltungteerstattungen
gehoren, betrugen im Jahr 2009 rd. 3.184,5 Mi&i€.sind im Ver-
gleich zum Vorjahr um rd. 155,4 Mio. € (4,7 v. |@sunken und la-
gen um 38,3 Mio. € (1,2 v. H.) unter dem verangyfela Betrag von

3.222,8 Mio. €.

Im Vergleich zu den Vorjahren setzen sich die Bmman gemali

Ubersicht 7 wie folgt zusammen:

Ubersicht 7
Ubertragungseinnahmen der Haushaltsjahre 2007 bisOb9

Einnahmeart Gruppe Haushaltsjahr

2007 2008 2009

Mio. € Mio. € Mio. €

1 2 3 4 5

Allgemeine Zuweisungen vom Bund 211 2.234,1 1.947,9 112
Allgemeine Zuweisungen von Landern 212 664,8 658,7 ®33,
Allgemeine Z"uwelsungen von 214 54 i )
Sondervermdégen
Sonstige Zuweisungen vom Bund 231 309, 537,1 559,8
Sonstige Zuweisungen von Landern 232 4.8 5,9 b,9
Sonstl.ge Zuwe!gungen von Gemeinden und 233 228 220 219
Gemeindeverbédnden
Sonstige Zuy\_/elsungen von 234 02 03 0.2
Sondervermdégen
Sonstige Zuweisungen von
Sozialversicherungstréagern und der BfA 235 L4 0.6 0.3
Erstattungen von Sozial-
versicherungstragern und der BfA 236 1.6 15 L2
Sonstige Zgwelsungen von 237 16 i )
Zweckverbanden
Schuldendiensthilfen u. Erstattungen voh 261 3.0 33 32
Verwaltungsausgaben aus dem Inland
Erstattungen von der EU 271 896 1494 1330
Sonstige Zuschiisse von der EU 272 9.9 D,0 D,0
Sonstige Erstattungen aus dem Inland 281 3,8 2,1 2,2
Sonstige Zuschiisse aus dem Inland 284 31,1 10,1 6,0
Sonstige Zuschiisse aus dem Ausland 287 1,6 0,0 0,0
Insgesamt 3.377,8 3.339,9 3.184 4
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Bei den Zuweisungen des Bundes (Gruppe 211) veertiea sich die
SoBEZ wegen teilungsbedingter Lasten (Kapitel 1)7 09m
102 Mio. €. Ab dem Jahr 2009 gehen diese Zuweisunge mehr als
100 Mio. € jahrlich zurtick. Auch die FehlbetragsB&apitel 17 09)
lagen um 45,4 Mio. € unter dem Betrag fir 200&92m Riickgang
der Einnahmen standen zuséatzliche Einnahmen vond Bum Aus-
gleich des Ubergangs der Ertragshoheit Uber dieStézier i. H. v.
117,2 Mio. € gegenuber (vgl. Tn. VI.1).

Die allgemeinen Zuweisungen von Landern im Landarfzausgleich
(Gruppe 212) waren infolge der Finanz- und Wirtétdkaise eben-
falls ricklaufig (Kapitel 17 09).

Deutliche Mindereinnahmen aus Sonderbedarfs-
Bundesergénzungszuweisungen und Landerfinanzausgtéi

Der Anstieg der Einnahmen aus sonstigen Zuweisungem Bund
(Gruppe 231) ist u. a. auf die zum 1. Januar 200Braft getretene
Wohngeldreform zuriickzufiihren. Die Zahl der Anspsberechtig-
ten und damit die Leistungen sind deutlich gestieg@&amit war der
Anstieg der Erstattungen des Bundes verbunden {&édid 03).

Ebenfalls steigenden Zuweisungen vom Bund zur Wdsaftsforde-
rung (Kapitel 04 69, 04 78), fur BAfOG- (Kapitel G4), fir Entscha-
digungsleistungen (Kapitel 08 11), im Rahmen degidgtalisierungs-
gesetzes (Kapitel 10 02) und fur Baunebenleistur{f@pitel 10 10)
standen geringere Zuweisungen im Rahmen der Arp&erufsbil-

dungs- und Ausbildungsplatzférderung (Kapitel 0 @&genulber.

Die Erstattungen der EU (Gruppe 271) gingen im Eoklwngspro-
gramm fur den landlichen Raum um 18,0 Mio. € (Kelpii® 02) zu-

ruck.
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Der Rickgang der sonstigen Zuschiisse aus dem I(zmugpe 282)

war auf geringere Leistungen zum Ausgleich zwisctien Integrati-
onsdmtern nach 8 77 Abs. 6 SGB IX (Ausgleichsabpabrickzu-
fihren (Kapitel 08 11).

Die wesentlichen Ubertragungseinnahmen nach Hasstellen sind

in der folgenden Ubersicht 8 nachgewiesen:

Ubersicht 8

Einzelnachweis der Ubertragungseinnahmen
des Haushaltsjahres 2009

Ling
tige

D

Kapitel Titel Einnahmen Entstehungsgrund
Mio. €
1 2 3 4
Zuweisungen vom Bund fur Wissenschafts-forder
04 69 231 17,2]an die Hoch- und Fachschulen, Institute und sons
04 78 wiss. Einrichtungen
231 66 Zuweisungen vom Bund fur die
04 74 231 67 57,4]|Ausbildungsforderung an Schuler und Studierend
Erstattungen aus dem Européischen Sozialfonds
07 03 27171 92,6/(ESF)
Zuweisungen vom Bund im Rahmen der Arbeits-,
07 08 231 01-17 9,5Berufsbildungs- und Ausbildungsplatzforderung
Erstattungen des Bundesanteils fur
08 11 23101 18,1|Entschéadigungsleistungen (z. B. Verbesserung
231 72-76 rehabilitierungsrechtlicher Vorschriften,
09 02 27193 37,5 Erstattungen der EU (ELER)
Zuweisungen vom Bund fur Ma3nahmen der
09 03 7,7 |Verbesserung der Agrarstruktur
Zuweisungen vom Bund im Rahmen des
10 02 23102 273,3|Regionalisierungsgesetzes
Anteil des Bundes an den Miet- und
1003 23151 32|Lastenzuschiissen nach dem Wohngeldgesetz
10 10 23171 9,2] Erstattungen des Bundes fir Baunebtrko
17 09 211 01-06 1.917,20 Bundeserganzungszuweisungen
17 09 21201 533,60 Einnahmen aus dem Landerfinanzausgleic
Erstattungen des Bundes fir seinen Anteil an derf
17 09 23101 98,9|Kosten der Unterkunft nach § 46 SGB Il
23131 Bundes- und Kommunalanteil zur Durchfihrung d
17 16 23331 17,6|Unterhaltsvorschussgesetzes
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Die bei Kapitel 17 09 Titeln 211 01 — 06 nachgewren Bundeser-

ganzungszuweisungen setzen sich wie folgt zusammen:

* Fehlbetrags-Bundesergédnzungszuweisungen i. H2/820io. €,

» Sonderbedarfs-Bundesergdnzungszuweisungen wegdanKposli-
tischer Fuhrung i. H. v. 55,7 Mio. €,

» Sonderbedarfs-Bundeserganzungszuweisungen wegkemgshe-
dingter Lasten i. H. v. 1.360,6 Mio. €,

» Sonderbedarfs-Bundesergdnzungszuweisungen wegeiuséiler
Arbeitslosigkeit i. H. v. 176,0 Mio. €,

« aulRerplanmallige Zuweisungen aus dem Mautaufkommemn z
Ausgleich der Ausfédlle bei der KraftfahrzeugsteueH. v.
4,9 Mio. € sowie

« Zuweisungen zum Ausgleich des Ubergangs der Etodugst tber
die Kfz-Steuer i. H. v. 117,2 Mio. €.

Hinsichtlich der Verwendung der "Sonderbedarfs-Baserganzungs-
zuweisungen wegen teilungsbedingter Lasten" hatiigén in sei-
nem Fortschrittsbericht "Aufbau Osg€ine vollstandig zweckgerechte
Mittelverwendung nachgewiesen. Die aus den SoBR&nkzierten In-
vestitionsausgaben fur Infrastruktur (1.344,6 M&).zuzuglich der
zum Ausgleich der unterproportionalen Finanzkraftle Kommunen
geleisteten Ausgaben (172,9 Mio. €) Uberstiegenedmaltenen So-
BEZ®.

®  Fortschrittsbericht des Freistaats fiir das Hausjalt 2009 vom September 2010

(http://www.thueringen.de/imperia/md/content/tfribbte/fortschrittsber _2009.pdf).

In dem von Bund und Landern abgestimmten Berenfgachema werden zum einen von den eigen-
finanzierten Infrastrukturinvestitionen die darautfallenden Kreditaufnahmen abgezogen. Zum an-
deren wird zum Ausgleich der unterproportionalemaizkraft lediglich ein Betrag von 10 — 15 v. H.
anerkannt, obwohl die Regelungen des ThiringemZiamasgleichs (& 3 Abs. 2 Nr. 2 ThiurFAG) einen
hdheren Betrag vorsehen.
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Die Entwicklung der Ubertragungseinnahmen nachrikferkunft ist
im nachfolgenden Schaubild 5 dargestellt:
Schaubild 5

Entwicklung der Ubertragungseinnahmen
in den Haushaltsjahren 2001 bis 2009
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VI.4. Bei den vermodgenswirksamen und besondereanZirrungseinnah-

men(HG 3) werden
» die Kreditaufnahmen,
» die Zuweisungen und Zuschusse flr Investitionen,
» die Entnahmen aus Rucklagen sowie
« die haushaltstechnischen Verrechnungen

nachgewiesen.

Keine neuen Schulden im Jahr 20(

Eine Kreditaufnahmeur Deckung der im Haushaltsplan 2009 vorge-

sehenen Ausgaben war weder veranschlagt, noch vaingesolche
im Haushaltsvollzug bendtigt.
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Zur Erneuerung auslaufender Kredite wurde vonKteditermachti-
gung nach § 2 Abs. 2 Satz 1 ThuirHhG 2008/2009 v.H..689,8
Mio. € Gebrauch gemacht. Die haushaltsgesetzlichmaéhtigung
von 1.789,8 Mio. € wurde nach Angaben der Haustealtsiung (vgl.
Tn. 2.2.4) nicht vollstdndig in Anspruch genommea, geplante un-
terjahrige Finanzierungen i. H. v. 100 Mio. € nichalisiert wurden.
Auf Nachfrage teilte das TFM diesbezlglich mit, sl@ne im Jahr
2007 geplante Darlehensaufnahme mit Falligkeit ahr 2009 auf-
grund der Entwicklungen an den Kapitalméarkten nigkite umgesetzt

werden konnen.

Gemal § 2 Abs. 3 ThurHhG 2008/2009 war das TFMaemhtigt, zur

Verstarkung der Betriebsmittel jeweils kurzfristig@edite (Kassen-

kredite) bis zur Hohe von 12 v. H. des Haushaltsvans aufzuneh-
men.

Das Haushaltsvolumen fur das Jahr 2009 war mit19&@Mio. € ver-

anschlagt. Die Hohe der zulassigen kurzfristigesd¢akredite betrug
somit 1.112,6 Mio. €. Diese Obergrenze wurde wahrdas Haus-
haltsjahres eingehalten (vgl. Tn. 2.2.4.3 der HHORD.

Zum Ende des Jahres 2009 war kein Kassenkredit.dfemit ist die
Bestimmung des 8 18 Abs. 5 Satz 3 ThurLHO eingehaWorden,

wonach Kassenverstarkungskredite nicht spater aldofate nach
Ablauf des Haushaltsjahres, fir das sie aufgenommenen, fallig

werden durfen.

Von den Ubrigen im Haushaltsgesetz vorgesehenedit&rméachti-

gungen wurde kein Gebrauch gemacht.



44

Die Einnahmen des Landes aus Zuweisungen und Zssehdir In-

vestitionen(OG 33 und 34) beliefen sich im Berichtsjahr aiurfea
Betrag von 649,1 Mio. €. Sie lagen um 44,9 Mio6&%(v. H.) unter
dem veranschlagten Betrag (694,0 Mio. €).

Die tatséachliche Entwicklung der Zuweisungen ungchiisse fir In-
vestitionen nach Einnahmearten der Jahre 20070018 Bt in der fol-

genden Ubersicht 9 dargestellt:

Ubersicht 9

Zuweisungen und Zuschusse flr Investitionen
der Haushaltsjahre 2007 bis 2009

Einnahmeart Gruppe Haushaltsjahr
2007 2008 2009
Mio. € Mio. € Mio. €
1 2 3 4 5
Zuweisungen fir Investitionen vom Bungl 331 334,2 3156 357,3
Zuweisungen fir Investitionen von 333 23,9 23,8 23,6

Landern, Gemeinden und
Gemeindeverbanden

Zuweisungen flr Investitionen von 336 25,9 26,5 26,1
Sozialversicherungstragern und der BfA|

Beitrage 341 - - 0,7

Sonstige Zuschisse fir Investitionen ays 342 4.4 52 21,6
dem Inland

Zuschusse fur Investitionen von der EU 346/347 188 393 219,8

Insgesamt 576,4 564.,4 649,1

Die Zuweisungen vom Bund (Gruppe 331) sind im Mumggvergleich
insgesamt um 41,6 Mio. € gestiegen, darunter dieefsungen im
Rahmen der GA "Verbesserung der regionalen Wirtss$teuktur”
(Kapitel 07 02: 3,2 Mio. €) und Zuschuisse des Bariie Investitio-
nen an Spitzensportanlagen (Kapitel 07 35: 2,8 Eo.
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Zusatzliche Mittel vom Bund flr Investitionen nachdem
Zukunftsinvestitionsgesetz und ftr Kinderbetreuung

AulRerplanm&Rig wurden 13,8 Mio. € fiur das Investgprogramm
"Kinderbetreuungsfinanzierung” (Kapitel 04 04) ubd,0 Mio. € im

Rahmen des Zukunftsinvestitionsgesetzes (Kapitel02)7 vom

2. Mérz 2009 vom Bund zur Verfliigung gestellt.

Dagegen sind die Zuweisungen im Rahmen der GA "&&sérung
der Agrarstruktur und des Kistenschutzes" (KaigeD3), fur Ganz-
tagsschulen (Kapitel 10 02), fir den Neu- und Ausban Hochschu-
len (Kapitel 18 20), fur Stadtebau (Kapitel 10 dd)mmunalen Stra-
Benbau und GVFG-Mittel (Kapitel 10 07) sowie sayestZuweisun-
gen fur Investitionen um rd. 32,5 Mio. € zurlickgegen.

Bei den sonstigen Zuschissen flr Investitionen des) Inland
(Gruppe 342) waren die Einnahmen aus dem VermdogerPdrteien
und Massenorganisationen der ehemaligen DDR (Kapiel6) fur
den Anstieg mal3geblich, die Thiringen i. H. v. 146. € von der
Bundesanstalt fir vereinigungsbedingte Sonderaefy#BvS) erhal-
ten hat und die flir gemeinnitzige investive uncegtitionsfordernde
Projekte zu sozialen und kulturellen Zwecken und Bereich der

wirtschaftlichen Umstrukturierung zu verwenden sind

Die Zuweisungen fir Investitionen von der EU (Gre@6) haben
gegenuber dem Vorjahr um rd. 26,5 Mio. € zugenomrdabei stan-
den um 51,5 Mio. € héheren Einnahmen im BereichElgspaischen
Fonds fur regionale Entwicklung (EFRE) (Kapitel @3) um

24,7 Mio. € geringere Zuweisungen im Land- und ®artschaftsbe-
reich (Kapitel 09 02) gegenuber.
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Bedeutsame Einnahmen fur Investitionen nach Hatsstellen zeigt

die nachfolgende Ubersicht 10:

Ubersicht 1

Bedeutsame Einnahmen fir Investitionen nach Haushtdstellen
im Haushaltsjahr 2009

0

Kapitel Titel Einnahmen Entstehungsgrund
Mio. €
1 2 3 4
apl. [Zuweisungen vom Bund fur das Investitions-
04 04 33102 13,8|programm "Kinderbetreuungsfinanzierung"
Zuweisungen vom Bund — GA "Verbesserung der|
07 02 33101 90,4|regionalen Wirtschaftsstruktur"
Zuschisse aus dem Europaischen Fonds fir regipnale
07 03 346 81 183,5Entwicklung
Zuweisungen der kreisfreien Stadte und Landkreige —
08 29 33301 23,4|Krankenhausumlage
Zuweisungen fur Investitionen von den Sozial-
08 29 336 01 26,2|versicherungstragern (Art. 14 Gesundheits-
strukturgesetz)
EU-Programme zur Forderung der landlichen
09 02 346 93/94 35,9 Entwicklung (ELER)
33101,
09 03 71-82 22,11 GA "Verbesserung der Agrarstruktur”
Kompensationsleistungen des Bundes fur Mal3-
10 03 33101 29,1|nahmen der Wohnraumférderung
10 04 331 01-07 43,4 Finanzhilfen des Bundes fur St
Zuweisungen vom Bund fir kommunalen Straf3en
10 07 331 01-03 56, GVFG und OPNV
Zuweisungen vom Bund im Rahmen des
17 02 33143 54| Zukunftsinvestitionsgesetzes
apl. |[Einnahmen aus dem Vermdgen der Parteien und
17 16 342 01 19,5|Massenorganisationen der ehemaligen DDR
Zuweisungen vom Bund fur Neu- und Ausbau vorf
18 20 331 01-03 33,dHochschulen
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Die bei den OG 38 und 98 auszuweisenden hauslwitssehen Ver-
rechnunger(buchmafige Verrechnungen zwischen Einzelplanen od
Kapiteln) sind im Jahr 2009 mit 5,5 Mio. € ordnuggsald in Ein-
nahmen und Ausgaben ausgeglichen.

Die Entwicklung der vermogenswirksamen und besmrd€&inanzie-

rungseinnahmen ist im nachfolgenden Schaubild gedaellt:

Schaubild 6

Entwicklung der Einnahmen in der Hauptgruppe 3
in den Haushaltsjahren 2001 bis 2009

Betrag in Mio. €
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VI.5. Die prozentualen Anteile der verschiedenennBhmearten an den

Gesamteinnahmem Haushaltsjahr 2009 weist das Schaubild 7 aus:

Schaubild 7
Gesamteinnahmen nach Einnahmearten im Haushaltsjah2009
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Die PersonalausgabeiG 4) lagen mit 2.221,8 Mio. € um 90,3
Mio. € (4,2 v. H.) Uber den Vorjahresausgaben (2@0831,5 Mio. €)
sowie um 17,6 Mio. € (0,8 v. H.) Uber dem veranagtdn Betrag von
2.204,2 Mio. €.

In der nachfolgenden Ubersicht 11 ist die Gliedgraer Personal-

ausgaben im Vergleich zu den Vorjahren dargestellt:

Ubersicht 11

Personalausgaben in den Haushaltsjahren 2007 bis@®

Zweckbestimmung Gruppe Haushaltsjahr
2007 2008 2009
Mio. € Mio. € Mio. €
1 2 3 4 5

Aufwendungen fiir Abgeordnete 411 11]6 12,2 13,1
Aufwendungen fiir ehrenamtlich Tatige 412 0l9 1,0 11
Bt.az.uge des Ministerprasidenten und dey 421 15 16 17
Minister
Bezuge und Nebenleistungen der Beamten 422 1.127.1 1.077.6 1.157.4
und Richter
Zufiihrung an die Versorgungsriicklage fur 424 5.7 8.9 65
Beamte
Verglutungen der Angestellten 425 1.020,9 - -
Léhne der Arbeiter 426 91,4

Beschéaftigungsentgelte, Aufwendungen

nebenamtlich und nebenberuflich Tatigd 427 20,6 13,2 140
Entgelte der Arbeitnehmer 428 - 8994 8945
Nicht aufteilbare Personalausgaben 429 28,4 P,4 3,5
Versorgungsheziige OG 43 4513 49(0 59,1
Beihilfen und Unterstitzungen OG 44 52|11 54,8 59,8
Trennungsgeld, Umzugskostenvergitunigen 453 0,9 0,9 0,8
Sonstiges 459 6,3 6,4 6,2
Insgesamt 2.412,1 2.131,5 2.221.9

Der Anstieg der Ausgaben im Vergleich zum Vorjaérteilte sich im
Wesentlichen auf hohere Ausgaben fir die BezligeBédamten und
Richter (Gruppe 422) und hohere VersorgungsbezOge 43). Gro-
Ren Anteil am Mehrbedarf flir Beamtenbeziige hatdecditscheidung
der Landesregierung, die unfreiwillige Teilzeitveantung Thiringer
Lehrerinnen und Lehrer zum 1. August 2008 zu beenohel den Be-

troffenen eine Vollzeitbeschéaftigung zu ermdéglichéarausgegangen
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war ein Urteil des Oberverwaltungsgerichts Weimamvi2. Dezem-
ber 2006 (ThurOVG 2 KO 379/06) und ein Beschluss Blendesver-
fassungsgerichts vom 19. September 2007 (BVerfByR2 3/02), das
die unfreiwillige Teilzeitbeschaftigung von Beamtéir unzulassig

erklarte.

Ein Viertel der Gesamtausgaben flr Personal

Im Jahr 2009 wurden an Versorgungsempfanger ZabhngH. v.
57,9 Mio. € geleistet (Zufihrungen an die Versoggriicklage blei-
ben aul3er Betracht), diese stiegen damit weiteman,ergleich zum
Vorjahr um 10 Mio. €. Die Versorgungsausgaben werden rd.
58 Mio. € im Jahr 2009 auf rd. 400 Mio. € im Jal2@ ansteigen.
Die stetige Zunahme verdeutlicht das folgende Suitch8:

Schaubild 8

Zahlungen an Versorgungsempfanger
in den Haushaltsjahren 2001 bis 2009
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Gravierender Anstieg der Versorgungsbezlige
bis zum Jahr 2020

Zur Sicherung der Versorgungsaufwendungen fir dean@en hat
Tharingen mit Errichtungsgesetz vom 7. Juli 199¥BE S. 431) den
Pensionsfonds errichtet. Diesem werden jahrlichWesentlichen die
sich nach § 14a des Bundesbesoldungsgesetzes jewdsls gelten-
den Fassung aus der Verminderung der Besoldungs-\Mansor-
gungsanpassungen des jeweils laufenden Jahreseadyeb Betrage
zugefihrt. Dariber hinaus haben auch Landesbetuetesffentlich
rechtliche Koérperschaften dem Sondervermdgen Betzgufihren.
Die Zufliihrungen der Ressorts sind dezentral bep@ui24 veran-
schlagt; im Jahr 2009 sind bei diesen Haushallsstetl. 6,5 Mio. €
ausgewiesen. Aullerdem wurden dem Fonds aus denteKa&pil4
Titel 434 01 rd. 1,2 Mio. € zugefihrt.

Die Spitzabrechnung der Zufihrung an den ThurirRgmnsionsfonds
fur ein Haushaltsjahr erfolgt erst nach Ablauf Besreffenden Haus-
haltsjahres. Das fluhrt dazu, dass die fur das Seaededgen nachge-
wiesenen Einnahmen (vgl. Ubersicht 3.2 der HHR 20@€ht mit de-

nen im Landeshaushalt Ubereinstimmen.

Die Personalausgabenqudi¢erhaltnis der Personalausgaben zu den

bereinigten Gesamtausgaben) betrug 24,5 v. H. &arj23,3 v. H.).
Die durch Art. 98 Abs. 3 Thiringer Verfassung vajgieene Ober-
grenze fur Personalausgaben (40 v. H. der Summé&eésamtausga-

ben des Haushalts) wird damit weiterhin untersterit

Der Anteil der Personalausgaben an den Steuetemsra (Personal-

ausgaben-Steuer-Quote) betragt 48,1 v. H.
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Die folgende Ubersicht 12 zeigt einen Vergleich Kennzahl "Stel-
len je 1.000 Einwohner" zwischen Thiringen und dederen neuen

sowie ausgewahlten alten Flachenlandérn:

Ubersicht 12

Vergleich der Kennzahl "Stellen je 1.000 Einwohner"zwischen
Thiringen, den anderen neuen und ausgewahlten altdfiachen-
landern im Haushaltsjahr 2009

2009

Land Einwohner in Mio. Anzahl der Stellen je 1.000

am 31.12.2009 | Planstellen/ Stellen Einwohner

1 2 3 4

Brandenburg 2,512 52.364 20,8
Mecklenburg-Vorpommern 1,651 33.017 20,0
Sachsen 4,169 77.873 18,7
Sachsen-Anhalt 2,356 50.155 21,3
Thuringen 2,250 48.958 21,8
Rheinland-Pfalz 4,013 74.010 18,4
Schleswig-Holstein 2,832 45.162 16,0
Baden-Wirttemberg 10,745 182.402 17,0
Bayern 12,510 222.648 17,8

Die Zahl der Landesbediensteten ist gegentber dermalf weiter
um 648 auf 64.030 gesunKerDie veranschlagten 48.958 Planstellen
und Stellen teilen sich rd. 39.500 Vollzeitbescigéét und rd. 24.530

Teilzeitbeschétftigte.

Dabei sind Stellen fiir Auszubildende und Leelstehicht bertcksichtigt. Ebenso kann nicht beriick-
sichtigt werden, in welchem Umfang Aufgaben aus geweiligen Kernhaushalt ausgegliedert wor-
den sind (z. B. Hochschulen).

Meldung des Thiringer Landesamts fiir Statistiéridas Personal des Landes am 30. Juni 2010.
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Die Entwicklung der Personalausgaben und ihreedarig zeigt das
nachfolgende Schaubild 9:

Schaubild 9

Entwicklung der Personalausgaben
in den Haushaltsjahren 2001 bis 2009

3.000

B Sonstige Personalausgaben

w 2.0001 O Beihilfen und Unterstlitzungen
2

= O Versorgungsbheziige

£ 1.500+

S

s B Entgelte der Arbeitnehmer

0

1.000

O Bezlige der Abgeordneten,
Minister, Beamten und Richte

=

0 T T T T T T T T
2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009
Jahr
VI.7. Die Séachlichen Verwaltungsausgaben und Ausnatiir den Schul-

dendienst(HG 5) flir die Jahre 2007 bis 2009 setzen sichiwider
nachfolgenden Ubersicht 13 dargestellt zusammen:
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Ubersicht 13

Sachliche Verwaltungsausgaben
und Ausgaben fir den Schuldendienst
in den Haushaltsjahren 2007 bis 2009

Zweckbestimmung Gruppe Haushaltsjahr
2007 2008 2009
Mio. € Mio. € Mio. €
1 2 3 4 5
Geschaftsbedarf und Kommunikation 511 54,6 40,5 40,3
Verbrauchsmittel, Haltung von Fahrzeugen 514 35,7 38,0 31,0
Bewnrtéchaftung der Grundstiicke, Geb3 517 65.3 46.6 470
und Raume
Mieten und Pachten 518 394 3544 350
Untgrhaltung der Grundstiicke und 519 14,0 14,1 13,2
baulichen Anlagen
Unterhaltung des sonstigen unbeweglichen 501 322 326 32,6
Vermdgens
K.un.st- und wissenschaftliche Sammlun 503 6.5 0.2 0.2
Bibliotheken
Aus- und Fortbildung 525 12,1 9.7 10p
Sachverstandige, Gerichts- und ahnlich¢ 526 3.6 31 3.0
Kosten
Dienstreisen 527 8,7 5,9 5%
Verflgungsmittel 529 0,1 0,1 0,]
Sonstiges 531-546 1941 2484 16414
Nicht aufteilbare séchliche 547 235 10,6 10,1
Verwaltungsausgaben
Sachliche Verwaltungsausgaben insgegamt OG 5] - 54 87,74 484,4 393,0
Zinsausgaben an den Bund 561 a,0 9.0 D,0
Z|ns§1usgaben an sonstigen inlandischep 575 6967 675.5 632.¢
Kreditmarkt
Tilgungsausgaben an Bund 581 - 5|7 -
Ausgaben fur den Schuldendienst 0G 56 - 59 6967 6814 632,
insgesamt
Insgesamt 1.184,4 1.165,6 1.025,4
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Im Vergleich zum Vorjahr gingen die sachlichen Valwngsausga-
ben (OG 51 — 54) um rd. 90 Mio. € zuriick. Der Halislansatz
I. H.v. 403,8 Mio. € wurde um rd. 10 Mio. € untensgtten. Der
Ruckgang der Ausgaben entspricht im Wesentlichenedemalig im
Jahr 2008 fallig gewordenen Rickzahlungen von Eltditi aus dem
Operationellen Programm der Jahre 1994 — 1999 #&&¥EH. H. v.
81,3 Mio. € (Kapitel 07 02). Zu berlcksichtigenasif3erdem, dass im
Jahr 2008 die Ausgaben fir den Holzeinschlag iefaligs Sturms
"Kyrill" stark rucklaufig waren (Kapitel 09 22).

Nur 4 v. H. des Ausgabevolumens flr
sachliche Verwaltungsausgaben

Die Zinsausgaben (Gruppe 575) konnten bei im Vergleu den Vor-
jahren gleichem Schuldenstand weiter verringertdesrey im Vorjah-
resvergleich um 42,9 Mio. €. Einerseits konntenRahmen der Pro-
longation auslaufender Kredite guinstigere Zinshguaingen vereinbart
werden, andererseits waren sowohl die Geldbesatgdkosten als
auch die Zinsen fur Kassenkredite niedriger alsvionjahr (Kapitel
17 06).Der veranschlagte Betrag von 714 Mio. € wurde unMg&l €
(11,4 v. H) unterschritten.

Weniger Zinsausgaben bei gleichem Schuldenstand

Die Entwicklung der Verwaltungsausgaben und desgalben fir den

Schuldendienst zeigt das nachfolgende Schaubild 10:
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Schaubild 10

Entwicklung der sachlichen Verwaltungsausgaben under Ausgaben

fur den Schuldendienst in den Haushaltsjahren 200kis 2009
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VI.8.

Ausqgaben fiur Zuweisungen und Zuschiisse mgnahme fir Investi-

tionen (Ubertragungsausgaben — HG 6) wurden i. H. v.8138/io0. €

geleistet; sie lagen damit um 4,1 Mio. € unter dgaplanten Betrag,
aber mit 19,1 Mio. € (0,4 v. H.) Uber dem Wert fesjahres. In fol-

gender Ubersicht 14 ist die Zusammensetzung undi&dtung der

Gruppen aus HG 6 im Zeitraum 2007 bis 2009 dartieste
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Ubersicht 14

Zuweisungen und Zuschisse mit Ausnahme flr Investdanen
in den Haushaltsjahren 2007 bis 2009

Zweckbestimmung Gruppe Haushaltsjahr

2007 2008 2009

Mio. € Mio. € Mio. €

1 2 3 4 5

Allge"melne Zuweisungen an Gemeinden/- 613 1.237.2 1.369.2 1.478.
verbande
Zufthrungen an Sondervermdgen 614 - 84,6 -
Schuldendiensthilfen an Bund 621 26|8 24,8 1.7
Sonst. Zuweisungen an Bund 631 411,7 379,9 3715,7
Sonstige Zuweisungen an Lander 632 8.6 11,7 11,4
Sonstlge Zuwe!gungen an Gemeinden ynd 633 1.012.9 867.8 8921
Gemeindeverbande
Sonstige Zuweisungen an Sondervermdgen 63 0,1 0,0 0,0
Sonsﬁge Zuweisungen an SV-Tréger sgwie 636 3.7 2.7 22
an die BfA
Sonstige Zuweisungen an Zweckverbande 637 0,7 0,5 0,4
Schuldendiensthilfen an sonstige Bereighe OG ¢ 44,5 0,4 30,0
Erstattunggn an offentliche Unternehmen 671 60,3 55,2 60,1
und Sonstige im Inland
Rentelj, Unterstutzungﬂen_ und sonstige 681 2373 2759 2829
Geldleistungen an natlrliche Personen
Laufende Zuschisse an offentliche 682 3227 696.4 690,85
Unternehmen
Zuschusse fiir laufende Zwecke an private 683 103,9 84.8 88.7
Unternehmen
Zuscr.l.uss.e far Ielluf.ende Zwecke an soziple 684 1615 180,2 178,
oder ahnliche Einrichtungen
?uschysse fgr I.aufende Zwecke an 685 105.4 1261 1327
offentliche Einrichtungen
Sonstlge Zuschiisse fir laufende ZwecKe 636/638 149.8 209.5 208,
im Inland
Zuschiisse fir laufende Zwecke im Ausl
(soweit nicht an die EU) 687 0.0 01 0.0
V.ermogensy.bertragungen im Inland, so 698 16,1 17,5 55
nicht Investitionszuschiisse
Insgesamt 3.883,2 4.419,4 4.438 9
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Uber die Halfte der Ubertragungsausgaben
an die Kommuner

Als "Allgemeine Zuweisungen an Gemeinden" (Grupf8)6sind im

Wesentlichen die Zuweisungen im Rahmen des Komrear@inanz-

ausgleichs nachgewiesen (Kapitel 17 20). Dazu geho6r

e SchlUsselzuweisungen an Gemeinden, kreisfreie &taall Land-
kreise (1.221,9 Mio. €),

» Anpassungshilfe fir zentrale Orte gem. 8 9 ThUrFAG
(10,0 Mio. €),

» Landesausgleichsstock (27,4 Mio. €),

» Ausgleichsbetrag flr die Ausfalle der GemeindenFamilienleis-
tungsausgleich (61,0 Mio. €) sowie

« Auftragskostenpauschale an Gemeinden und Landkreise
(156,1 Mio. €).

Die Steigerung zum Vorjahr (rd. 110 Mio. €) beralof um rd. 138

Mio. € hoheren Schlisselzuweisungen, wahrend distuegen aus

dem Landesausgleichsstock und der Ausgleichsbgiratie Ausfalle

der Gemeinden im Familienleistungsausgleich zuriingjen.

Bei den allgemeinen Zuweisungen an Sondervermé@emppe 614)
erfolgte einmalig im Jahr 2008 eine Sonderzufihranglen Thirin-
ger Pensionsfonds gemall 8 3 Abs. 2 ThiurHhG 2008/2R@pitel
17 14).

Die nach Tilgung des Erblastentilgungsfonds gemHg&cAuldenrege-
lungsgesetz noch zu leistenden Zahlungen an ded Bumden aus
Gruppe 621 (Kapitel 17 16) erstattet.

Fir die insgesamt vom Bund geleisteten Rentenzghluan Angeho-

rige der Sonder- und Zusatzversorgungssysteme @#R Dat das
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Land seinen Anteil aus Kapitel 17 14 i. H. v. ruic2 Mio. € — und

damit rd. 5 Mio. € weniger als im Vorjahr — aus e 631 erstattet.

In der Gruppe 633 wurden im Wesentlichen ZahlungerRahmen
des Kommunalen Finanzausgleichs nachgewiesen @api 20:
778 Mio. ).

Die weiteren 115 Mio. € dieser Gruppe verteilemsica. auf:

« Ausgaben fur die Unterbringung ausléndischer Fliige
(Kapitel 03 25: 6,4 Mio. €),

e Zuweisungen an kommunale Aufgabentrager fur Mal3eahdes
OPNV (Kapitel 10 02: 26,2 Mio. €),

» Erstattungen im Rahmen der Kommunalisierung vondeaaufga-
ben (Einzelplane 08 und 09: 32 Mio. €),

« Zuweisungen fur Grundschulerprobungsmodelle sowistéher-
stattungen fur Foérderschulen und Spezialgymnasiapitel 04 06,
04 08 und 04 10: 14,0 Mio. €pwie

» Erstattungen und Zuweisungen fur die Férderung Kimalern und
Jugendlichen (Kapitel 08 24: 15,6 Mio. £€).

Der Anstieg der Ausgaben bei der Gruppe 633 gegendém Jahr

2008 beruht Uberwiegend auf hoheren ErstattungediéldKommuna-

lisierung von Landesaufgaben und héheren ZuweisumngeBereich

Kindereinrichtungen und Schulen.

Die bedeutenden Ausgaben der Obergruppe 66 sind:

» Zinszuschusse an private Unternehmen (Kapitel 0B &Mio. €),

* Finanzhilfen an die kommunalen Aufgabentrédger dexs¥¥rver-
und Abwasserentsorgung (Kapitel 03 03: 6,2 Mio. €),

* Zinszahlungen und Tilgungsausgaben fur BAf0G-Damteh
(Kapitel 04 74: 9,4 Mio. €).
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Aus der Gruppe 671 wurden erneut héhere Zahlunigieden Mal3re-

gelvollzug an Krankenh&user geleistet (Kapitel 90838 Mio. €). HO-

here Zahlungen erfolgten u. a. auch fir die Kaméinéumung. Die-
se Mittel erstattete der Bund in voller Hohe (Kapit03 04:

6,1 Mio. €). Weitere wichtige Positionen dieser re sind:

Aufwandsentschadigungen an die Anstalt "Thiringem#asser-
versorgung" (Kapitel 09 05: 3,5 Mio. €),

Erstattungen aufgrund der Vereinbarung mit dem &itehwerk
Thiringen (Kapitel 04 74: 2,6 Mio. €),

Erstattungen fur evangelische und katholische Relgiehre (Ka-
pitel 04 05: 2,3 Mio. €),

Erstattungen an die Nahverkehrsservicegesellschatiringen
mbH (Kapitel 10 02: 1,8 Mio. €).

Bei den Geldleistungen an natirliche Personen (&&§81) handelt

es sich z. B. um:

Miet- und Lastenzuschiisse nach dem Wohngeldgesetz
(Kapitel 10 03: 64,0 Mio. €),

Zuschusse an Schiler nach dem BAfOG

(Kapitel 04 74: 49,8 Mio. €),

Zuschusse an Studierende nach dem BAfOG
(Kapitel 04 74: 37,7 Mio. €),

Tharinger Erziehungsgeld (Kapitel 08 24: 35,1 Mip.
Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz
(Kapitel 17 16: 26,4 Mio. €),

Opferrenten (Kapitel 08 11: 16,9 Mio. €),

Beitrdge des Landes an die Unfallkasse Thuringen
(Kapitel 17 02: 14,0 Mio. €).

Gegenuber dem Vorjahr verandernd wirkte sich eeierslie zum 1.

Januar 2009 in Kraft getretene Wohngeldreform 8is.Leistungen
stiegen um 36 Mio. € auf 64 Mio. € (Kapitel 10 OBndererseits wa-
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ren im Jahr 2008 noch Leistungen der Hochschulkiny. 29 Mio. €
fur Schadenersatz, Stipendien und sonstige Geldtgjen nachge-

wiesen, die 2009 nicht mehr anfielen.

Die Ausgaben der Gruppe 682 (Laufende Zuschisséffantliche
Unternehmen) teilten sich im Wesentlichen auf folige Zuschisse
auf:
 flUr die Hochschulen (Kapitel 04 69: 360,0 Mio. €),
« fUr den Schienenpersonennahverkehr (Kapitel 1202;9 Mio. €),
 flr das Klinikum Jena (Kapitel 04 50: 67,2 Mio. €),
» zur Forderung der "Thiuringen Akquisition", "ThirargTourismus
GmbH" und "Messe Erfurt GmbH" (Kapitel 07 02: 18®. €),
 fUr den Flughafen Erfurt (Kapitel 10 02: 9,7 MiqQ, €
» Fahrgeldausfélle fir die Beférderung Schwerbehiteder
(Kapitel 08 22: 5,7 Mio. €),
» Leistungen fur auslandische Fluchtlinge
(Kapitel 03 25: 7,4 Mio. €).
Der Rickgang gegeniber dem Vorjahr beruht auf geren Zu-

schiussen an die Hochschulen.

Aus den Titeln der Gruppen 683, 686 und 688 weiieschisse fir
laufende Zwecke an private Unternehmen im Inlanenirlegend als
Zuwendungen geleistet. Diese werden im Bereichvdietschaftsfor-

derung zur Starkung der Wettbewerbsfahigkeit, zordérung von
Arbeits- und Ausbildungsplatzen sowie flr Forschung Technolo-
gie eingesetzt. Die Ausreichung der Mittel aus Bé&hStrukturfonds
bzw. Europaischen Landwirtschaftsfonds erfolgt sbeaus Titeln
dieser Gruppen wie die Forderung im Bereich der Hpftege. Zu-
dem werden hieraus Zuschiisse fir die Schilerbefiingegm OPNV,

fur den Luftverkehr und fur private Eisenbahngesélaften geleistet.
Zentrale Positionen sind:
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» Zuschusse zu Beférderungsentgelten im 6ffentlidhersonennah-
verkehr (Kapitel 10 02: 31,7 Mio. €),

» Zuschusse fur laufende Zwecke an private Unternah(B&ER)
(Kapitel 09 02: 15,9 Mio. €),

» FOrderung von arbeitsmarktpolitischen Mal3hahmen Ma@nah-
men der beruflichen Bildung im Rahmen des Europ@iscSozial-
fonds ESF (Kapitel 07 03: 95,3 Mio. €),

e Zuschisse an Theater und Orchester (Kapitel 0889:Mio. €),

e Zuschuisse fur MaRnahmen zur Forderung von umwelthesn
landwirtschaftlichen Produktionsverfahren (ELER)

(Kapitel 09 02: 21,8 Mio. €).

Aus Gruppe 684 wurden im Wesentlichen folgende tuagen er-
bracht:

» Tréager privater Schulen (Kapitel 04 05: 116,3 Mij.

» Kirchen (Kapitel 04 30: 19,9 Mio. €),

« Jugend- und Familienférderung (Kapitel 08 24: 1Mj6. €).

Aus Gruppe 685 wurden Zuschisse zur Forderung mgshaftlicher
Forschungseinrichtungen (z. B. Deutsche Forschumgsmschatft,
Max-Planck-Gesellschaft) und von Kunst- und Kultidfitsngen (z. B.
Stiftung Weimarer Klassik) i. H. v. 98 Mio. € gdt. Im Vergleich
zum Vorjahr sind héhere Zahlungen bei dem LandedaiSF — OP
2007 bis 2013 (3 Mio. €) und fur die aulerunivérsit Forschung

(1 Mio. €) nachgewiesen.

Aus der Gruppe 698 wurden die Zufiihrungen zum Gstowtktvermo-
gen der Stiftungen
« "Point Alpha" (Kapitel 04 89: 4,0 Mio. €) und
» "Landesstiftung fur blinde und sehbehinderte Measth
(Kapitel 08 11: 1,5 Mio. €)
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geleistet. In den Jahren 2007 und 2008 waren damdstockvermo-
gen der Stiftung "FamilienSinn" je 16 Mio. € zugaefiworden (Kapi-
tel 08 24).

Die Entwicklung der Ubertragungsausgaben und Vteeeilung nach
Empfangern zeigt das nachfolgende Schaubild 11:
Schaubild 11

Entwicklung der Ubertragungsausgaben
in den Haushaltsjahren 2001 bis 2009
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V1.9. Die Ausgaben fur InvestitionefHG 7 und 8) von insgesamt

1.369,1 Mio. € blieben um 133,2 Mio. € (8,9 v. Hijter dem Haus-
haltssoll zurtick. Die Bauausgaben (HG 7) lagen idigoiglich um

rd. 10 Mio. €, die sonstigen Investitionsmafl3nahrfi¢@ 8) aber um
rd. 123 Mio. € unter dem Soll.

Im Vergleich zum Vorjahr gingen die gesamten Ausgahiir Investi-

tionen um 53,8 Mio. € (3,8 v. H.) zurlck.
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2,5 v. H. des Haushaltsvolumens fur Landesbaumal3naten

In der nachfolgenden Ubersicht 15 werden die ltit@ssausgaben

im Vergleich zu den Vorjahren dargestellt:

Ausgaben flr Investitionen
in den Haushaltsjahren 2007 bis 2009

Ubersicht 15

Zweckbestimmunc Gruppe Haushaltsjahr

2007 2008 2009

Mio. € Mio. € Mio. €

1 2 3 4 5

Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 711 10,1 1p,5 15,6
Hochbaumafinahmen 712-75p 7315 11%,6 1219
StraRen- und BriickenbaumafRnahmen oG 76/77 182,7 77,8 9 |77
Sonstige TiefbaumalRnahmen
(wasserbauliche Malnahmen) 0G 78 13,8 16,1 16,1
Summe Bauausgaben HG 7 230,1 222, 231}5
Erwerb von Fahrzeugen 811 58 410 57
Erwerb_von Geraten und sonstigen 812 66.0 53.6 36.3
beweglichen Sachen
Grunderwerb 821 1,3 5,1 39
Erwerb privat vorfinanzierter
unbeweglicher Sachen (alternative 823 55,4 57,5 56,4
Baufinanzierung)
Erwerb von Beteiligungen OG 83 6,p 378 2014
Darlehen OG 86 0,0 13,9 3.5
Inanspruchnahme aus Birgschaften oG §7 3,3 11,7 13,3
Inves_,t|t|onszuwe|sungen an offentlichen| oG 88 726.9 587.6 6117
Bereich
Investitionszuschiisse an sonstigen Bergich OG B9 84%4, 430,3 386,4
Sonstige Investitionsmalinahmen HG 8 1.350,( 1.200)9 3716
Insgesamt 1.580,3 1.422,9 1.369,1

Die Bauausgaben (HG 7) sind im Vergleich zum 2418 geringfu-

gig um 9,5 Mio. € gestiegen. Verantwortlich dafiaren im Wesent-

lichen aulRerplanmalRige Ausgaben aufgrund von Mafi@ahnach

dem Zukunftsinvestitionsgesetz.
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Die sonstigen Investitionsausgaben (HG 8) sindevatrickgegan-
gen, im Vorjahresvergleich um 63,3 Mio. €. Ohne O dieser
Hauptgruppe geleisteten au3erplanmafigen Ausgéipdnaiinahmen
nach dem Zukunftsinvestitionsgesetz (55 Mio. €) aieth Ausgaben
fur das Investitionsprogramm "Kinderbetreuungsfiiarung"

(13,8 Mio. €) ware der Rickgang wesentlich deudichusgefallen.
Dem Rickgang der Ausgaben bei Gruppe 812 (- 17 B)ioOG 83

(- 17 Mio. €), OG 86 (-10 Mio. €) und OG 89 (- 4®M€) standen
zuséatzliche Ausgaben bei OG 88 (+ 24 Mio. €) gebenu

Die Beschaffungsausgaben fur Gerate und sonstigediehe Sa-
chen (Gruppe 812) verringerten sich bei den Ausgdbe die Erst-
ausstattung der Neu- und Ausbauten von Hochschuheh Hoch-
schulkliniken um rd. 10 Mio. € (Kapitel 18 20). 2@ wurden flr
die Beschaffung von Hard- und Software flr das dktojeGovern-
ment" und das Zentrum fur Informationsverarbeitudg 7 Mio. €

(Kapitel 17 16) weniger ausgegeben als im Vorjahr.

Ubersicht Uiber alternativ finanzierte BaumaRnahmen
unvollstandig

Die als alternativ finanzierte Bauausgaben nachgsavien Zahlungen
blieben mit rd. 56,4 Mio. € auf dem Niveau der \abije. In der Uber-
sicht 3.9 der HHR 2009 sind flr solche Ausgabeniuajen i. H. v.
rund 53,9 Mio. € dargestellt. In der Ubersicht niehthalten sind die
Ausgaben der OPP-BeschaffungsmaRnahme "InternaSpi@tgym-
nasiums Jena" (Kapitel 18 04, Titel 823 31), "Bamd Unterhal-
tungsmodell einer Landesstral3e im Saale-HolzlaredsKi(Kapitel 10
06, Titel 823 72) und "Beschaffung privat vorfingrier unbewegli-
cher Sachen fur Justizvollzugsanstalten" (Kapife08, Titel 823 01).
Hierfir fielen im Jahr 2009 rd. 2,5 Mio. € an. Rechnungshof hat
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angeregt, kinftig in der Haushaltsrechnung auckedidalRnahmen

aufzunehmen.

Als Erwerb von Beteiligungen (OG 83) wurde eine texed Kapital-
einlage i. H. v. 20 Mio. € bei der LEG ausgewie@eapitel 17 04).

Die Ausgaben fur Darlehen (OG 86) gingen um rdMi@. € zurtck.
Fordermittel aus dem EFRE der Forderperiode 2082013 wurden
im Jahr 2009 nicht als Darlehen ausgereicht, imr 2808 betrugen
diese im Programm "Thiringen-Investition" rd. 130M€. Die fur das
Programm "Thuringen-Dynamik” in den Haushaltsplar608/09
vorgesehenen Ausgaben wurden nicht geleistet, si#dsramm erst
im Jahr 2010 angelaufen ist. Dagegen wurden im 2869 erstmals
Baudarlehen fir die Eigenwohnraumférderung i. Hrwnd 3 Mio. €

ausgereicht (Kapitel 10 03).

Aus der Inanspruchnahme aus Birgschaften (OG 8ijemum Ver-

gleich zum Vorjahr leicht hohere Ausfallzahlungéiili§. Dennoch

lag deren Hohe deutlich unter dem Durchschnittleieten 10 Jahre
von rd. 45 Mio. € jahrlich.

Die wesentlichen Veranderungen bei den Investisongisungen an
den offentlichen Bereich (OG 88) sind gegeniber 8ftmahr in fol-
genden Bereichen aufgetreten:
« aulRerplanmalige Zahlungen nach dem ZulnvG
(Kapitel 17 16: + 39 Mio. €),
* Investitionsprogramm "Kinderbetreuungsfinanzierung"
(Kapitel 04 04: + 14 Mio. €),
» Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionaletsdhafts-
struktur" (Kapitel 07 02: + 16 Mio. €),
» Strukturfonds der EU (Kapitel 07 03: + 43 Mio. €),
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« Stadtebau (Kapitel 10 04: - 30 Mio. €),

* Wasserver- und Abwasserentsorgung (Kapitel 09 @3:Mio. €),
» Krankenhausfinanzierung (Kapitel 08 29: - 13 Mip. €

o kommunaler Stralenbau (Kapitel 10 07: - 3 Mio.& u

« ELER (Kapitel 09 02: - 4 Mio. €).

Im Rahmen des ZulnvG wurden auch aulRerplanmaliggstitions-
zuschusse an Private (OG 89: 12 Mio. €) geleifdehnoch sanken
die Ausgaben insgesamt, insbesondere im Bereich der

* GA "regionale Wirtschaftsstruktur" (Kapitel 07 62 Mio. €),

» EU-Strukturfonds (Kapitel 07 03: - 17 Mio. €) und

* Landwirtschaftsfonds der EU (Kapitel 09 02: - 180Mg).

Sinkende Investitionsquote trotz aul3erplanmaliiger
Ausgaben nach dem Zukunftsinvestitionsgesetz

Die InvestitionsquotgAnteil der Investitionsausgaben an den berei-
nigten Gesamtausgaben) fur das Jahr 2009 betrugt d&m v. H.
(Vorjahr: 15,6 v. H.).

Die betragsmaRig grof3ten Investitionen wurdenfdlgende Zwecke
verwendet (Ubersicht 16):
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Ubersicht 16

Bedeutsame Investitionsausgaben im Haushaltsjahr 2O
nach Haushaltsstellen

[r

. . Ausgaben .
Kapitel Titel Mio. € Zweckbestimmung
1 2 3 4
Zufiihrung zum Sondervermdgen-Teilvermbgen
0303 884 01 7,2 |"Beitragserstattung Wasserver- und
Abwasserentsorgung"
03 18 HG 8 7,2 Brand- und Katastrophenschutz
04 04 883 02 13,8 ?uyvelsungen for dgs Invgstltlorlsprogramm
Kinderbetreuungsfinanzierung
04 50 HG 8 10,8 Zuschusse fur Investitionen an Klinkiena
04 69 HG 8 10,3 Zuschusse fiur Investitionen an Hoalisch
478/79 HG 8 13 | Investitionen zur Forderung der Wissbaft
4 84/89 HG 8 18,9 | Bauausgaben fir Denkmal- und Kulegpf
07 02 ATG 78 24 Fordergng der Strykturentwmklung — Zuschusse f
Investitionen an die LEG
GA "Verbesserung der regionalen
0702 ATG 83/86 179.5 Wirtschaftsstruktur”
07 03 HG 8 136,4 Wirtschaftsforderung aus EFRE- unB-E8teln
07 35 HG 8 11,2 | Zuschuisse fir Investitionen an Splatem
08 29 HG 8 133,5 | Krankenhausprogramm
Entwicklungsprogramm fir den landlichen Raum &b
09 02 ATG 93/95 40,4 2007 (ELER)
09 03 ATG 79 17,6 Dorferneuerung
09 05 ATG 77 12,4 | Durchfiihrung des Abwasserabgabetmgese
Altlastensanierung einschl. Zufiihrung an das
0905 ATG 81 18,1 Sondervermégen "Okologische Altlasten”
09 05 ATG 86 23,8 Fernwasserversorgung
10 03 HG 8 22.4 Baudarlehen und Baukostenzuschiisse im sozialg
Wohnungsbau
10 04 HG 8 103,6 Stadtebauférderung
10 07 883 01-02 32,2 Verbegserung der Verkehrsverhéltnisse der
Gemeinden
1007 ATG 71 24,1 | OPNV
17 04 831 07 20,4 Erwerb von Beteiligungen — Kapitdtgje LEG
17 05 87101 13,3 Inanspruchnahme von Birgschaften
Zuweisungen an Kommunen im Rahmen der
1716 883 46-49 39.1 Umsetzung des ZulnvG (KP )
Einzelplane 0G 89 121 Zuschisse an den nichtoffentlichen Bereich zur
04, 08 und 10 ' Umsetzung des ZulnvG (KP 1)
17 20 HG 8 39,4 Kommunaler Finanzausgleich
Erwerb von Grof3geraten, Blchergrundbestéandeny,
812 03-08 ) ) .
18 20 812 46 6,9 |Ausriistungs- und Ausstattungsgegenstéanden im
Hochschulbereich (einschlief3lich KP II)
18 20 823 10-13 26,6 Alternative Finanzierung von Baumafinahmen bei
Hochschulen
823 275 Alternative Finanzierung von Baumaflnahmen au

1801 -18 Oéf

Rer

Hochschulen
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Die Entwicklung der Investitionsausgaben und iWexteilung zeigt
das nachfolgende Schaubild 12:
Schaubild 12

Entwicklung der Investitionsausgaben
in den Haushaltsjahren 2001 bis 2009

2.500
B Erwerb von beweglichen und
| unbeweglichen Sachen sowie
2.000 Beteiligungen
O Inanspruchnahme von
w Birgschaften
o 1.500
E i O Alternative Baufinanzierung
o i
g
< 1.000 —1 1
M B Bauausgaben
500 1 @ Darlehen, Zuweisungen und
Zuschisse fir Investitionen
O T T T T T T T T

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009
Jahr

VI.10. Als besondere Finanzierungsausgalid® 9) sind haushaltstechni-
sche Verrechnungen i. H. v. 5,5 Mio. € (vgl. Tn.VA4) sowie die
Zufuhrungen an Riucklagen i. H.v. 32,5 Mio. € awagsen (vgl.
Tn. A V).
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Die Gesamtausgabéiir das Haushaltsjahr 2009 verteilen sich pro-
zentual wie in Schaubild 13 ersichtlich:
Schaubild 13

Gesamtausgaben nach Ausgabearten im Haushaltsjahf@9

Investitionsausgaben

Personalausgaben
15%

25%

Sé&chliche
Verwaltungsausgaben
4%

Zinsausgaben
7%

Ubertragungsausgaben
49%
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Kommunaler Finanzausgleich

Nach Artikel 93 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung desskats Tharin-
gen hat das Land dafir zu sorgen, dass die Komminei\ufgaben
erfillen kénnen. Es hat daher die Pflicht, eineesmgssene Finanz-
ausstattung der Gemeinden und Landkreise sichetlarst Den fi-
nanziellen Umfang der Landesleistungen regelt desetzgeber mit
dem Thiringer Finanzausgleichsgesetz (ThurFAG).gAufd eines
Urteils des Thiringer Verfassungsgerichts vom 2ini J2005
(VerfGH 28/03) musste das Verfahren zur Berechrdergrinanzaus-
gleichsmasse zum 1. Januar 2008 verandert werdgrSytemwech-
sel vom friheren Steuerverbund zur Bedarfsoriamtigerfolgte unter

folgenden Pramissen:

* Unabhéngig von der Einnahmesituation des Landealterhdie
Kommunen eine finanzielle Mindestausstattung zdilkng ihrer
eigenen und vom Land Ubertragenen Pflichtaufgabemesdariber
hinaus ein Mindestmal an Mitteln zur Erfullung Wwiiger Auf-

gaben.

« Abhangig von der Einnahmesituation des Landes vmedie Kom-
munen zusatzlich mit finanziellen Mitteln ausgdstatdie ihnen
die angemessene Wahrnehmung ihrer Selbstverwadufggen

ermdglichen (angemessene Finanzausstattung).

« Uber die verfassungsgerichtlichen Vorgaben hinalmlen die

Kommunen weitere freiwillige Leistungen des Landes.

AulRerdem musste die Vielzahl der investiven Zweulgisungen in
die Schlisselmasse Uberfuhrt werden. Der Gesetzgetlmidem ver-

pflichtet, die Ergebnisse der Ermittlung der angsseeen Finanzaus-
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stattung jahrlich mit der Aufstellung des Landestalts bzw. bei ei-
nem Doppelhaushalt alle zwei Jahre zu Uberprifed A®s. 4 Thir-
FAG).

Fur das Jahr 2009 wurde die Finanzausgleichsmassgelaend von
dem von den Kommunen nachgewiesenen Bedarf fir eilgenen
Pflichtaufgaben wie folgt ermittelt (§ 3 ThirFAG):

Nachgewiesener Bedarf der Kommunen 1.80R9 €
Einnahmen des Landes aus

dem Landesantell

an den Gemeinschaftsteuern 4.682,0 Mio. €

/. Gewerbesteuerumlage 32,0 Mio. €

+ SoBez fur teilungsbedingte

Sonderlasten 1.360,6 Mio. €
6.010,6 Mio. €
davon 2,25 v. H. 135,2 Mio. €
+ Auftragskostenpauschale 153,4 Mio. €
+ Anpassungshilfe fur zentrale Orte 10,0 Mio.
(geschétzte) Spitzabrechnung 2007 179,5 Mio. €
2.281,0 Mio. €

Leistungen an Kommunen im Kommunalen Finanzaus-
gleich um 100 Mio. € hdher als im Vorjahr

Gemal § 4 ThurFAG wird die Finanzausgleichsmassallgemeine
Finanzzuweisungen und besondere Ergdnzungszuweilsweywen-
det.

Die Gemeinden und Landkreise erhalten die allgeemeiRinanzzu-

weisungen in Form von Schlisselzuweisungen, dierd8teuer- und
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Umlagekraft beriicksichtigen. Zum Ausgleich von besonderen Aus-
gaben werden den Gemeinden und Landkreisen besorilgan-
zungszuweisungen gewahrt. Soweit im ThUurFAG nicrderes be-
stimmt ist, entscheidet der jeweilige Empfanger Rahmen seines
kommunalen Selbstverwaltungsrechts tber die Verwegdier Mit-

tel. AuBerdem stehen flr besondere Falle Mittel siesgenannten
Landesausgleichsstocks zur Verfugung. Die Mitteldea Gemein-

den in finanziellen Notlagen oder fir besonderegaben gewébhrt.

Die Plan- und tatséachlichen Ausgaben nach denekmiea Zuwei-

sungsbereichen sind dem nachstehenden Schaulild ddtnehmen:

Schaubild 14
Kommunaler Finanzausgleich nach Zuweisungsbereichen
im Haushaltsjahr 2009

1.400
M st
1.200 @ solll
1.000
W
£ 800
£
g 600
@
e}
400 -
200 -
0 - I I —
Allgemeine Besondere Besondere
Finanzzuweisungen Ergdnzungszuweisungen  Ergdnzungszuweisungen
(investiv)

® Schlusselzuweisungen sollen die UnterschiedeiirFthanzstérke zwischen den einzelnen Gebiets-

korperschaften verringern (vgl. § 6 Abs. 2 ThirFABIe Berechnung der Steuer- und Umlagekraft
erfolgt geman 88 11, 15, 28 ThirFAG.
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VIII. Gemeinschaftsaufgaben und Zusammenwirken beiBildungspla-
nung und Forschung

Der Bund beteiligt sich finanziell an der Erfillurgn Landesaufga-
ben auf folgenden Gebieten mit mindestens 50 vdét. Ausgaben

(sog. Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91a8%5G

» Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktup{tea07 02)
und

» Verbesserung der Agrarstruktur und des Kistensebuapitel
09 03).

Das Gesetz Uber die Gemeinschaftsaufgabe "Aushb@&iNanbau von
Hochschulen” (HSchulBG) wurde im Rahmen der Fodmsralsre-
form zum 1. Januar 2007 abgeschafft. Die "alte" @asthaftsaufga-
be des Bundes wurde in Art. 143c und 91b Abs. 13udds G&' neu
geregelt. Danach stehen Thiringen bis zum Jahr @itBche Bun-
deszuweisungen i. H. v. 29,3 Mio. € fir den Neubad Ausbau von
Hochschulen einschlief3lich der Hochschulkliniken Rariber hinaus
kénnen Mittel fur die Forderung von Forschungsbauttewilligt wer-
den, soweit die Bauten Uberwiegend der Forschuegedi und die

Forschung von Uberregionaler Bedeutung ist (Kapie20).

19" Folgende Bundesgesetze treffen nahere Bestimmungden Gemeinschaftsaufgaben:
e Gesetz Uber die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesséeenregionalen Wirtschaftsstruktur"
(GRWG) in der Fassung vom 6. Oktober 1969, zulgtzindert durch Art. 8 des 2. Gesetzes zum
Abbau birokratischer Hemmnisse insbesondere imitezlstandischen Wirtschaft (MEG II)
vom 7. September 2007 (BGBI. | S. 2246).
*  Gesetz Uber die Gemeinschaftsaufgabe "VerbesgeemAgrarstruktur und des Kistenschut-
zes" (GAKG), in der Fassung der Bekanntmachung 2onduli 1988, zuletzt gedndert durch
Artikel 9 des Gesetzes zur Anpassung von Bundesiechustandigkeitsbereich des Bundesmi-
nisteriums fur Erndhrung, Landwirtschaft und Vetlmtaerschutz im Hinblick auf den Vertrag
von Lissabon vom 9. Dezember 2010 (BGBI. | S. 1934)
11 Gesetz zur Entflechtung von GemeinschaftsaufgalmehFinanzhilfen (EntflechtG) in der Fassung
vom 5. September 2006, zuletzt gedndert durch di®ndnung zur Durchfiihrung des Entflechtungs-
gesetzes (EntflechtGVO) vom 18. Dezember 2006 (BGBI 3222).
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Weiterer Ruckgang der Ausgaben fur die
Gemeinschaftsaufgaben und den Hochschulbau

In der nachfolgenden Ubersicht 17 sind die Einnainnnd Ausgaben
in den jeweiligen GA seit dem Jahr 2007 dargestéHoll/Ist-
Vergleich):

Ubersicht 17

Soll/Ist-Vergleich der Mittel fir Gemeinschaftsaufgaben
in den Haushaltsjahren 2007 bis 2009

Forderbereiche Haushaltsjahr
Gemeinschaftsaufgabe 2007 2008 2009
Mio. € Mio. € Mio. €
Soll Ist Soll Ist Soll Ist
1 2 3 4 5 6 7

GA "Verbesserung der
regionalen Wirtschafts-

struktur”

- Einnahme 91,¢ 97,¢ 78,t 87,2 80,F 90,4
- Ausgaber 183,¢ 195,¢ 156,¢ 1742 161,C 180,7
GA "Agrarstruktur und

Kistenschutz"

- Einnahme 36,1 30,1 33,6 31,€ 34,1 31t
- Ausgaber 59,¢€ 50,8 56,C 52,2 57,¢ 50,z

Zufuhrungen far
"Hochschulbau"
- Einnahme 38, 41.C 34,6 42,1 29,2 33,6
- Ausgaber 89,2 85,¢ 76,€ 87,1 57,2 68,k
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EU-F6rderprogramme

Die Europaische Struktur- und Regionalpolitik dielem Ziel, den
wirtschaftlichen Zusammenhalt innerhalb der EU t&rken, um die
unterschiedlichen Entwicklungsstande sowohl zwisctien Landern
als auch in einzelnen Regionen der Lander zu \ggrim Zur Zieler-
reichung fordert die EU Uber mehrjahrige FOordeguen mit ihr ab-
gestimmte Mal3nahmen. Thiringen stand in der Foediege 2000
bis 2006 die Hochstforderquote zu. Diese erhéltFderstaat auch in
der aktuellen Periode 2007 bis 2013.

Forderperiode 2000 bis 2006

Forderperiode 2000 bis 2006 nahezu abgeschlossen

Die Finanzierung erfolgte fur diesen Forderzeitraaus den Struktur-

fonds:

» Européaischer Fonds fur regionale Entwicklung (EFRE)

» Europdischer Sozialfonds (ESF),

» Européaischer Ausrichtungs- und Garantiefonds fi@ ldandwirt-
schaft/Abteilung Ausrichtung (EAGFL/A).

Die Forderung der Fischerei wird mit dem "Finanzngsinstrument

fur die Ausrichtung der Fischerei (FIAF)" vorgenoesmm

Die zur Zielerreichung beabsichtigten Maflinahmeindie Landesre-
gierung in einem von der EU-Kommission genehmigteperationel-
len Programm im Rahmen des gemeinschaftlichen Bdvdeepts fur
die Strukturinterventionen der Gemeinschaft in deder Bundesre-
publik Deutschland unter das Ziel 1 fallenden Regioin Thuringen"
(OP) festgeleqgt.
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Nachdem zum 31. Dezember 2007 bereits rd. 99 deHvorgesehe-
nen Mittel verausgabt worden waren, fielen in detg€jahren ledig-
lich geringe Zahlungen an. Im Jahr 2009 vereinnehiftitringen

noch rd. 8,8 Mio. € aus den Strukturfonds. Ausgalvarden i. H. v.

0,1 Mio. € geleistet.

Die Kommission hatte in ihren Leitlinien fir die Hage der Schluss-
berichte aus den Landern den 30. September 201ionb@s Der Thi-

ringer Begleitausschuss zog darin aufgrund denfirelen und mate-
riellen Ergebnisse eine insgesamt erfolgreicherBilder Forderperio-
de 2000 — 2006. In dieser erhielt Thiringen rumdr8. €. Davon ent-
fielen auf den Européischen Fonds fir regionaleviehtung (EFRE)

1,56 Mrd. €, auf den Europdischen Sozialfonds (EE&3) Mio. € und

auf den Europaischen Ausrichtungs- und Garantiefdiid die Land-

wirtschaft, Abteilung Ausrichtung (EAGFL/A) 562 Mi€.

Die Schlussabrechnung ist durch die Kommissiondristoch nicht

erfolgt.

IX.2. Forderperiode 2007 bis 2013

Mittelabfluss der Forderperiode 2007 bis 2013 stabsiert
sich

In dieser Forderperiode sind Gemeinschaftsmittél.iv. 2,8 Mrd. €
und damit rd. 200 Mio. € weniger als in der altgirderperiode vor-
gesehen.

Aus den Strukturfonds "EFRE" und "ESF" ist die F&itchg des land-
lichen Raums herausgeldst und hierfir der "Eurapé&isLandwirt-
schaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen RauELER)™?
eingerichtet worden. Der Fonds "EAGFL" entfallt.

12 EU-Verordnung Nr. 1698/2005 des Rates iiber didétung der Entwicklung des landlichen Raums
durch den Europaischen Landwirtschaftsfonds flEtigvicklung des landlichen Raums (ELER)
vom 20. September 2005.
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Thiringen sieht fir Malinahmen des EFRE 1.477,7 BIi¢ZO v. H.)
vor, fur ESF-MaRnahmen rd. 629 Mio. € (30 v'H)

Der Europaische Landwirtschaftsfonds "ELER" beitdtadrei thema-

tische Schwerpunkte fir die landliche Entwicklung:

» Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit der Land- leoistwirt-
schaft,

» Verbesserung der Umwelt und der Landschaft und

* Verbesserung der Lebensqualitat im landlichen RaathDiversi-

fizierung der l&andlichen Wirtschatft.

Die Umsetzung in den Mitgliedslandern erfordertegsireigenstandi-
gen Programmierungsprozess und ein eigenes Plahnigsent fur
die Forderung des landlichen Raums.

Diese Vorgaben hat Thiringen mit seinem Programérdérinitiati-
ve Landliche Entwicklung Thiiringen (FILETJ"umgesetzt. Dieser
Initiative stehen rd. 693 Mio. € ELER-Mittel zur Magung, die auf
die Jahre 2007 bis 2013 mit jahrlich etwa 100 Miaerteilt werden.
Hinzu kommen insgesamt rd. 202 Mio. € Kofinanziggmittel aus
der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Aguiatstrund des

Klstenschutzes".

Im Jahr 2009 weist die Haushaltsrechnung folgendedbhmen und
Ausgaben nach, die der Forderperiode 2007 bis 20k8irechnen
sind:

13 Die Aufteilung der Mittel auf MaBnahmen des EFie des ESF obliegt den Landern und wird von
der EU-Kommission genehmigt.
4 Die EU-Kommission genehmigte das Programm "FILEMH' 26. November 2007.
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Strukturfonds Einnahmen Ausgaben
EFRE 183,5 Mio. € 172,7 Mio. §
ESF 92,6 Mio. € 98,0 Mio. €
ELER 73,3 Mio. € 84,8 Mio. €
Insgesamt 349,4 Mio. £ 355,5 Mio. €

Inzwischen liegt die Halbzeitbewertung zum Opersalten Pro-
gramm des Freistaats Thiringen fur den Europais€loels fur die
Regionale Entwicklung (EFRE)und den Europaischen Sozialfonds
(ESF)® sowie zur Forderinitiative Landliche Entwicklung Thirin-
gen (FILET)" in der Periode von 2007 bis 2013 vor.

Die Berichte enthalten Daten und Bewertungen vamzé&malnah-
men sowie der Gesamtprogramme insbesondere imieknauf die
Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Programmutaseg. Sie
sind Informations- und Entscheidungsgrundlage fér\erbesserung
der Qualitat, Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit rdereiteren Pro-
grammumsetzung. Ebenso geben sie Anhaltspunkididikusgestal-
tung der weiteren Forderpolitik fir den Zeitrauntim&013. Dieser
Forderzeitraum bedarf einer besonderen Vorbereitulag sich ab-
zeichnet, dass Thiringen in der ndchsten Fordegeenicht mehr als
Konvergenzzielregion eingestuft wird und damit miamehr die

Hochstforderung erhalten wird.

> Bericht vom April 2011 unter:
http://www.thueringen.de/imperia/md/content/efrefdpe-th__ringen_endbericht-final_2011-04-11.pdf

® Bericht vom Januar 2011 unter:
http://www.thueringen.de/imperia/md/content/esflaies/endbericht_esf thueringen.pdf

7 Bericht vom Dezember 2010 unter:
http://www.thueringen.de/imperia/md/content/tmlhefinen/landwirtschaft/filet/filet_hzb_endfassung.pdf
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Vermogen und Schulden des Landes

Gemal3 Art. 102 Abs. 1 Satz 2 der Verfassung destiats Thirin-
gen i. V. m. 8 86 ThurLHO stellt die Haushaltsraahg 2009 unter
Tn. 4 das VermoOgen und die Schulden dar. In despesthenden
Ubersichten werden — mit Ausnahme des Nachweises dib Lan-
desbeteiligungen die jahrlichen Veranderungen sowie die Anfangs-

und Endbestande ausgewiesen.

Der Nachweis des Vermogeéhgliedert sich in:

» Grundvermdgen,
» Beteiligungen,

» Darlehensforderungen.

Das _Grundvermdgehat sich im Jahr 2009 um 8,7 Mio. m? auf rd.
2.269,2 Mio. m? erhoht. Die Erhdhung beruht im Witksehen auf
Zugangen beim Forstgrundstock und bei sonstigerei@een des
TMLFUN.

Hinsichtlich der Beteiligungemnes Freistaats an Unternehmen weist

die entsprechende Ubersicht einen Anteil des Ratistam Grund-/
Stammkapital i. H. v. 231,0 Mio. € (2008: 230,6 M&) aus. Der An-
teil des Freistaats an Unternehmen des o6ffentliéderhts betragt rd.
181,2 Mio. € und blieb damit gegeniiber dem Vorjahwverandert.
Der Beteiligungsanteil des Landes an Unternehmes phevaten
Rechts betragt 49,8 Mio. €.

Neben einer geringfligigen Reduzierung beim Anted Breistaats an
der "Deutsche Einheit FernstraBenplanungs- und BaubH"
(DEGES) um 0,3 T€ war eine Erhohung der AnteiledeziMesse Er-

8 vgl. Nr. 4.1 bis 4.3 der Haushaltsrechnung 2009.
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furt GmbH (182,9 T€) und bei der Thiringer Landdiesbaft mbH
(177,0 T€) zu verzeichnen.

Einnahmen aus den noch bestehenden Beteiligungeiterder Frei-
staat im Haushaltsjahr 2009 i. H. v. 3,9 Mio. € (dbr: 2,1 Mio. €).
Im Wesentlichen handelte es sich um Einnahmen wnTéB (3,1
Mio. €) und der Helaba (0,6 Mio. €).

Die Darlehensforderungenum 31. Dezember 2009 sind mit 499,3
Mio. € ausgewiesen (Vorjahr: 485,2 Mio. €). Der at@Bestand ist
iIm Wesentlichen auf die BAf6G-Darlehen an Studideeand Schiiler
(+ 5,9 Mio. €) und die Darlehen im Bereich der atemn Wohnungs-
bauférderung (+ 9,1 Mio. €) zurtickzufiihren. Dagegtht ein nied-

rigerer Ausweis der "Offentlichen Darlehen zur Fuhg der
Wiedereinrichtung/Modernisierung  b&uerlicher Faambetriebe"
(- 1,5 Mio. €).

X.2. Die Verschuldung des Land@at sich gegeniiber dem Vorjahr wie

folgt entwickelt:

Schuldenstand am

Art der Schulden 31.12.200 31.12.200

Mio. € Mio. €
Staatsschulden 15.707 (1 15.7071,1
Verpfllchtgpgen aus alternativ finanzierten 598, 3[1] 561.8
Bauinvestitionen
Schulden der Sondervermdgen 352,6 38p,5
Gesamtverschuldung 16.658,0 16.651,4
Eventualverbindlichkeiten 2.080,1 2.029,7|

[1] Abweichung wegen einer in der HHR 2008 niabfgelisteten Baumaflinahme

19 vgl. Nr. 4.4 bis 4.5 der Haushaltsrechnung 2009.
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Staatsschulden bleiben gleich, Verpflichtungen fur
alternativ finanzierte Baumafl3nahmen nehmen ab,
Schulden der Sondervermdgen steigen

Die Gesamtverschuldunigat sich gegentber dem Vorjahr nur leicht
verandert (- 6,6 Mio. €):
Die HOhe der Staatsschulden blieb gleich, da zummshatsausgleich

ausreichend Mittel aus der in Vorjahren gebildetbgemeinen RUck-

lage zur Verfigung standen.

Bei den alternativ finanzierten Bauinvestitionearden die bestehen
den Verpflichtungen im Jahr 2009 um 53,9 Mio. €aimt. Zu be-
ricksichtigen ist jedoch, dass die unter Tn. Vid@gestellten Mal3-
nahmen nicht enthalten sind. Neu hinzu kamen @ibidlichkeiten
fur den Internatsneubau Sprachgymnasium Schnepfientd. v. 17,5
Mio. €.

Bei den Sondervermdgen erhéhten sich die Schuléém Sonder-
vermogen "Okologische Altlasten” und beim Teilvegai "Beitrags-
erstattung Wasserver- und Abwasserentsorgung” desleBvermo-
gens "Verbesserung wasserwirtschaftlicher Struktur@eim Teil-

vermdgen "Fernwasser" erfolgte eine Tilgung i. H9,6 Mio. €.

Neue Eventualverbindlichkeite(Birgschaften, Garantien und Ge-
wahrleistungen) durften nach 8§ 15 ThirHhG 2008/2008e im Vor-
jahr - bis zu einer Hohe von insgesamt 566 Miob&€riiommen wer-
den. Die Ministerien machten davon i. H. v. 189,loM (Vorjahr:
81,9 Mio. €) Gebrauch, die Prasidentin des Thiurinbgandtags

I. H. v. 0,9 Mio. € (Vorjahr: 0,6 Mio. €).

Aufgrund ausgelaufener Verpflichtungen i. H. v. Z4Mio. € sind die
bestehenden Gesamtverpflichtungen gegentuber demhivdR.080,1
Mio. €) um 50,4 Mio. € zurtickgegangen.
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Die bei unveranderter Hohe der Staatsschulden lziermden Zinsef
I. H.v. 632,1 Mio. € lagen um 39,1 Mio. € untemeén des Vorjahres
(vgl. A VL.8).

Den geplanten Zinsaufwendungen fir kurzfristigeedite (Kassen-
kredite) i. H. v. 18,1 Mio. € standen nach den iegenden Zahlen ftr
das Haushaltsjahr 2009 tatsachlich nur 0,5 Micedgeguber. Im Ver-
gleich zum Vorjahr haben sich diese Zahlungen WBr\VBo. € verrin-
gert. Der Zinsertrag aus der Anlage kurzfristighhioendtigter Gelder
belauft sich auf 4,7 Mio. € (Vorjahr: 6,6 Mio. €).

Die Birgschafts-, Garantie- und Gewaéahrleistungsiddenendurch

Thiringen und die anderen neuen Lander haben sehmwder fol-
genden Ubersicht 18 dargestellt entwickelt:
Ubersicht 18

Stand der Burgschafts-, Garantie- und Gewahrleistugsiibernahmen
am 31. Dezember 2008 und 31. Dezember 2009

Stand am Stand am

31.12.2008 31.12.2009
Land Mio. € Mio. €

1 2 3

Brandenburg 767 1.616*
Mecklenburg-Vorpommern 1.643 1.540
Sachsen 6.067 5.209
Sachsen-Anhalt 1.860 2.074
Thiringen 2.080 2.030

Quelle: Statistisches Bundesamt, Haushahsieng Thiringen.
*) Erhdhung aufgrund Ausbau Flughafen Seféld zum Flughafen Berlin Brandenburg International

% Die Zinsausgaben fiir Kassenkredite bleiben tesiati Betrachtung unberiicksichtigt.
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Inanspruchnahme aus Burgschaften auf niedrigem Nivau

Thiringen musste im Haushaltsjahr 2009 aus_dersprashnahme
aus Burgschaften, Garantien und Gewahrleistun@ersfallzahlun-
gen) insgesamt 13,3 Mio. € leisten; veranschlagewa7,1 Mio. €.
Die Ausgaben waren um 1,6 Mio. € hoher als im \lorja

Ubersicht 19 stellt die Ausfallzahlungen seit deaubhaltsjahr 2004

fir Thiringen und die Ubrigen neuen Lander dar:
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Ubersicht 19

Inanspruchnahme aus Birgschaften,
Garantien und Gewabhrleistungen der neuen Lander
in den Haushaltsjahren 2004 bis 2009

Land Soll Ist
Jahr Mio. € Mio. €
1 2 3
Brandenburg
200¢ 20,C 19,¢
200t 25,C 25,C
200¢ 20,C 23,¢
2007 20,C 28,t
200¢ 20,C 20,C
200¢ 20,C 10,5
Mecklenburg-Vorpommern
200¢ 21,C 44.%
200t 36,( 24,2
200¢ 29,( 10,7
2007 29,C 9,5
200¢ 15,C 19,2
200¢ 10,C 6,3
Sachsen-Anhal
200¢ 30,C 28,7
200t 56,C 55t
200¢ 9,C 8,1
2007 20,¢ 14,2
200¢ 15,C 3,8
200¢ 15,C 9,4
Sachse
200¢ 50,C 30,C
200t 45,C 427
200¢ 50,C 68,¢
2007 60,( 53,C
200¢ 60,( 73,1
200¢ 80,( 60,(
Tharingen
200¢ 48,7 87,.
2005 69,0 71,4
2006 74,0 64,7
2007 73,C 34.c
200¢ 51,1 11,3
200¢ 67,1 13,2

Quelle: Haushaltsrechnungen der Lander.
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Verpflichtungsermachtigungen

Im Haushaltsplan 2009 waren Verpflichtungsermé@eimgen von ins-
gesamt
1.064,4 Mio. €

veranschlagt.

In Ubersicht 3.7 der HHR 2009 sind in Anspruch @ramene Er-

machtigungen in folgendem Umfang ausgewiesen:

Mio. €
. fur das Haushaltsjahr 2010 627,1
. fur das Haushaltsjahr 2011 334,6
. fur das Haushaltsjahr 2012 167,6
. flr spatere Haushaltsjahre 85,1
Insgesamt 1.214,4

Fur MalZnahmen nach dem Zukunftsinvestitionsgesatelgmigte das
TFM  aullerplanmaRige  VerpflichtungsermachtigungenH. w.

140,5 Mio. € fur das Jahr 2010 und i. H. v. 46,DMi fir das Jahr
2011. Weitere uber- und aul3erplanméafRige Verpflioddarmachti-
gungen i. H. v. 5,3 Mio. € entfielen auf MalRhahmeie, aus Mitteln
des ehemaligen Vermdgens von Parteien und Massansagionen
der DDR (PMO-Mittel) finanziert wurden. Von den aeschlagten
Verpflichtungsermachtigungen wurden 1.022,4 Mi@96,1 v. H.) in

Anspruch genommen.
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XIl. Zusammenfassung des Haushaltsjahres 2009

Die Haushalte vom Bund und den La&ndern waren inm 2809 ge-
pragt von den Auswirkungen der Finanz- und Wirtéshkaise. Den-
noch konnte der Thiringer Haushalt mit einem ausgeznen Jah-
resergebnis ohne neue Schuldenaufnahme abgeschlossgen. Im
Vergleich zum Vorjahr — dem ersten Haushaltsjahr emiem Uber-
schuss — gingen die Einnahmen um rd. 435 Mio. €diadAusgaben
um rd. 313 Mio. € auf 9.093 Mio. € zurick.

Einnahmeseitig verzeichnete der Freistaat Einbufserden Steuer-
einnahmefl von rd. 303 Mio. € gegeniiber dem Vorjahresffert
Gleichzeitig gingen auch die Einnahmen aus dem édimé&nzaus-
gleich und die Fehlbetrags-Bundesergdnzungszuwgasuom insge-
samt rd. 165 Mio. € zurlck. AulRerdem entstandende@i eigenen
Einnahmen und den dbrigen Zuweisungen und Zuschiigseder-
einnahmen von rd. 75 Mio. €.

Dagegen stand eine zum Ausgleich des Haushalts a68%ndige
und um 109 Mio. € gegentuber dem Vorjahr hohere &wtre aus der

allgemeinen Rucklage.

Ausgabeseitig waren Mehrausgaben bei den Persmgalben und
Ausgaben fur nichtinvestive Zuweisungen und ZusséiisH. v. rund
110 Mio. € festzustellen. Dagegen entstanden Maugsagaben bei den
tbrigen Ausgaben (s&chliche Verwaltungsausgabesesi Bau- und
sonstige InvestitionsmalRnahmen) i. H. v. rund 194. M. AulRerdem
konnten der allgemeinen Rucklage keine Mittel ztbefwerden, so
dass dadurch das Ausgabevolumen im Vergleich zum 2808 um

weitere 229 Mio. € zuriickging.

L Steuereinnahmen und steuerdhnliche Einnahmen.
22 Der Kompensationsbetrag fiir den Ubergang deagshoheit der Kfz-Steuer vom Land auf den Bund
zum 1. Juli 2009 i. H. v. 117 Mio. € wurde rechseh als Steuereinnahme beriicksichtigt.
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Vorschriften zur Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung
iInsgesamt eingehalten

Nach den stichprobenweisen Prifungen des Rechnofsgsind der
Staatlichen Rechnungsprufungsstellen stimmen diéemHaushalts-
rechnung 2009 und die in den entsprechenden Kasdenungen
nachgewiesenen Betrage Uberein (8 97 Abs. 2 Nhilrl'HO). Die
Landesregierung machte im Haushaltsjahr 2009 ieneidmfang von
rd. 40 Mio. € von der Mdglichkeit der Mittelumset nach 8§ 50

TharLHO aufgrund von Organisationsanderungen Gelbrau

Alle gepriiften Buchungen waren belegt (§ 75 Thir)lHQie Belege

entsprachen bis auf wenige Ausnahmen den formatéorderungen.

Die fur die Haushalts- und Wirtschaftsfihrung gedten Vorschriften
und Grundsatze wurden beachtet (8 97 Abs. 2 Nh@OHO). Auch
bei der Prifung der staatlichen Betatigung bei bhaiemen ergaben
sich keine wesentlichen Beanstandungen (897 Ab&\N23
ThurLHO).

Finanzwirtschaftliche Kennziffern Thiringens im
Neue-Lander-Vergleich unterdurchschnittlich

Wie sich das Thuringer Ergebnis der Haushalts- Wdschaftsfiih-
rung des Jahres 2009 im Vergleich zum Durchscleittneuen Lan-
der und den finanzschwachen Flachenlandern Weat) Ereinord-
net, wird nachfolgend anhand von zentralen finartaahaftlichen

Kennziffern in Ubersicht 20 dargestellt:

% Finanzschwache Flachenlander West: Schleswigtéln|sNiedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland.
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Ubersicht 20

Vergleich von finanzwirtschaftlichen Kennziffern des Jahres 2009
von Thiringen mit dem Durchschnitt der neuen Landerund den

finanzschwachen Flachenlandern West

Kennziffer Thiringen | Neue Landel FFW

1 2 3 4
Pro-Kopf-Verschulduni 6.959 5.784 7.483
(in €)
Steuerdeckungsquote 51,1 51,5 66,8
(inv. H.)
Personalausgabenqu 24,5 22,2 37
(inv.H.)
Personalausgaben 984 889 1.183
Einwohnei(in €)
Kreditfinanzierungsquot 0 0,4 11,2
(inv. H.)
Zinsausgabenquo 7 5,7 9,4
(inv. H.)
Zins-Steuerquot 13,7 11,1 14,1
(inv. H.)
Zinsausgaben | 280 230 301
Einwohnel(in €)
Investitionsquote 15,1 17,8 9
(inv. H.)

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage der Héssbehnungen 2009

Die Kennziffern Thiringens sind im Vergleich zu dé&W noch po-
sitiv, dagegen sind sie im Neue-Lander-Vergleicketdurchschnitt-
lich. Besonders auffallig sind die hohe Pro-Kopfr&&huldung sowie

die Personalausgaben und Zinsausgaben je Einwohner.

Bei den Kennziffern ist auf Folgendes hinzuweisen:

» Steuerdeckungsquoté&uch fast 20 Jahre nach der Wiedervereini-

gung generieren die neuen Lander insgesamt deutliehiger
Steuereinnahmen als die alten Lander. Die kaummderée Steuer-
deckungsquote in den vergangenen Jahren (Steuerdgstuote
z. B. im Jahr 1995 und 2006: je 46 v. H.) lasstasagn Erreichen
der Quoten der FFW bis zum Jahr 2020 unrealissstheinen.
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» Personalausgabenquoi@ie Personalausgabenquote ist in den neu-

en Landern lediglich durch die noch geringen Perstasten glins-
tig. Beim Vergleich der Stellen pro 1.000 Einwohmésiehe Uber-
sicht 13) verkehrt sich das Bild.

« Kreditfinanzierungsquotedie Kreditfinanzierungsquote von null in

Thiringen war mdoglich durch die in den Jahren 206d 2008
stark gestiegenen gesamtdeutschen SteuereinnalDeEnwirt-

schaftliche Aufschwung sowie die Erhéhung des Urstatersat-
zes zum 1. Januar 2007 fuhrten zu rd. 10 v. H. rBé&kuereinnah-
men im Jahr 2007 gegeniber dem Vorjahr. Im Jah8 20@chsen
die Steuereinnahmen um weitere 4 v. H. Hiervonipeofen die
neuen Lander insgesamt im Finanzausgleich. In mgén konnten
in den Jahren 2007 und 2008 sogar Riicklagen gebielelen, die
trotz des Steuereinnahmeneinbruchs im Jahr 2009 Kieditauf-

nahme entbehrlich machten.

 InvestitionsquoteDie hohe Investitionsquote in den neuen Landern

ermdglichen die SoBEZ, die zur Schliel3ung der Biftkturliicken

bereitgestellt werden. Hierbei ist auf Folgendeszthwveisen:

Im Jahr 2009 tatigte der Freistaat InvestitionerHi. v. 1.369
Mio. €. Dies bedeutete gegentiber dem Vorjahr eiRéckgang
von lediglich 54 Mio. €. Die Investitionsquote sasd&her auch nur
geringfigig von 15,6 v. H. auf 15,1 v. H. Allerdsxgtanden den
getatigten Investitionen im Jahr 2008 Einnahmenlifitiestitionen
I. H. v. rund 564 Mio. € gegeniber; im Jahr 2009emaes rd. 650
Mio. €. Der Anteil der eigenfinanzierten Investiten sank damit
von 60 v. H. im Jahr 2008 auf 53 v. H. im Jahr 20D& hoheren
Investitionszuweisungen stammen sowohl vom Bundh{neéinge-

plante Mittel aus dem Vermdogen der Parteien undsklasrganisa-
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tionen der DDR und nach dem ZulnvG i. H. v. insgesad.
58 Mio. €) als auch von der EU (Strukturfonds rd.N2io. €).

Im Vergleich zum Jahr 2004 — hier investierte dasd. noch
1.842 Mio. € — betragt der Rickgang der Investémorzum Jahr
2009 rd. 470 Mio. €. Im gleichen Zeitraum sind 8ieBEZ fir tei-
lungsbedingte Lasten allerdings lediglich von 1.9q®. € auf
1.360 Mio. €, also um rd. 150 Mio. € zurtickgegangen

Der Rechnungshof halt ein Ruckfihren der Investgguote bis
zum Jahr 2020 auf den Bundesdurchschnitt flr dusclaagezeigt.
Diese Ruckfuhrung sollte aber in Relation zum Riacigy der

SoBEZ verlaufen.

Finanzwirtschaftliche Entwicklung seit dem Jahr 2009

Starker Aufschwung nach Krise

Nach dem groRten Einbruch der Wirtschaftsleisturgt slem

2. Weltkrieg im Jahr 2009 erholte sich die deuts@hdschaft bereits
im Folgejahr schnell und kraftig. Dem Rickgang desamtdeutschen
BIP um bisher einmalige 4,7 v. H. im Jahr 2009 telgin starker An-
stieg um 3,6 v. H. im Jahr 2010. Die Arbeitslosdrea sanken erst-
mals im Jahresverlauf 2010 unter 3 Mio.; die Zad Brwerbstatigen
erreichte mit rd. 41 Mio. einen neuen Héchststanmfolge sanken
die Sozialleistungen deutlich unter die geplantegrtd/ Die auch aus
der hoheren Beschaftigung resultierenden Steueesmgtahmen flhr-
ten dazu, dass die im Bundeshaushalt fur das2idlr veranschlagte
Rekord-Nettokreditaufnahme von 80 Mrd. € um 45 vuhkterschritten
werden konnte (Ist 2010: 44 Mrd. €). Dennoch bedieh das Maast-

2 Daten der Bundesanstalt fiir Arbeit fir Oktobed dovember 2010.
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richt-Defizit des Staats, also die Neuverschuldalhey Gebietskorper-
schaften und der Sozialversicherung auf 3,5 vnHRelation zum BIP;
die Gesamtverschuldung betrug tber 70 v. H. des B#mit wurden
die mal3geblichen Konvergenzkriterien deutlich vdtfeDas eingelei-
tete Verfahren der EU gegen Deutschland fordertEimnaltung der
Kriterien ab dem Haushaltsjahr 2013.

Der Thiringer Haushalt 2010 — von der Landesregigrals "Uber-
gangshaushalt" bezeichnet — sah im Vergleich zuma¥peine Aus-
weitung der (bereinigten) Ausgaben um rd. 750 Mioauf rd.
9.808 Mio. € und damit eine Verschlechterung dewmfzierungssal-
dos im Vorjahresvergleich um rd. 830 Mio. € autG44,3 Mio. € vor.
Das Jahresergebnis 2010 fiel allerdings deutliesser aus. Die vor-
gesehene Neuverschuldung konnte um rd. 55 v. Krsotiritten wer-
den (Soll: 821 Mio. €, Ist: 370 Mio. €). Ursachlibkerfir waren Min-
derausgaben i. H. v. rund 500 Mio. €. Die in alkmsgabebereichen
entstandenen Minderausgaben waren im Wesentliahiedie vorlau-
fige Haushaltsfihrung zuriickzufiihren, da der Lagdias Haushalts-
gesetz erst Ende April 2010 verabschiedet hatté.d&u Einnahme-
seite konnten Steuermehreinnahmen i. H. v. 264 Blierzielt wer-

den, aulRerdem wurde die Ricklage i. H. v. 223 Kliaufgeldst.

Im laufenden Haushaltsjahr setzt sich der Aufsaigvstabil fort. Mit
einem BIP-Wachstum von 1,5 v. H. im ersten Qua€dll ist inzwi-
schen das Vorkrisenniveau erreicht. Fur das Jahi Z0warten die
Fachleute ein weiteres Absinken der durchschriigiic Arbeitslosen-
zahlen. Auch die Steuerschatzung vom Mai 2011 lasd¢n néchsten
Jahren auf steigende Steuereinnahmen und eineggiisttwicklung
des Bundeshaushalts mit zurickgehender Neuversgigildoffen. In
ihren aktuellen Prognosen zum Wirtschaftswachstomidierten die
Forschungsinstitute und auch die Bundesregieruad\tichstumsrate
nach oben.
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Nach den Ergebnissen der Mai-Steuerschatzung derd Freistaat
Tharingen fur das Jahr 2011 im Vergleich zum Halispkan mit
Mehreinnahmen von 110 Millionen Euro rechnen kénnéir das
kommende Jahr liegt das Ergebnis der Steuersclgitmar223 Mio. €

Uber der Schatzung vom November 2010.

Investitionsausgaben — nicht an falscher Stelle span

Der Haushaltsplan 2011 sieht neben einer Netta@rsakiuldung von
472 Mio. € bereinigte Ausgaben i. H. v. 9.477 Mé&.vor. Die im
Vergleich zum Vorjahr niedrigeren Ausgaben von380 Mio. € sind
im Wesentlichen bei den Investitionsausgaben (8. dio. €) einge-
plant. Zudem weist der Haushaltsplan eine auf thediplane verteil-
te Globale Minderausgabe von 60 Mio. € aus, der@iséfze im
Haushaltsvollzug von jedem Ressort erwirtschafeiden missen.
Auf ein Rickfihren der Investitionsquote in Ralatzum Rickgang
der SOBEZ hat der Rechnungshof bereits in Tn. Xigbwiesen. Eine
Konsolidierung des Haushalts kann jedoch nichtdurch Einsparun-

gen bei den Investitionsausgaben gelingen.

Der Rechnungshof hat in seinem Sonderbericht Konsolidierung
des Thuaringer Landeshaushalts” vom 6. Oktober 2&@elne An-
satzpunkte zur Haushaltskonsolidierung und Empfején zur
Durchfihrung des Konsolidierungsprozesses dardedsil hat sich
u. a. fur eine grundsatzliche Verbesserung der wskungs-) Effi-
zienz, die Beachtung der haushaltsrechtlichen Géimd sowie die
Entwicklung eines Konsolidierungskonzepts ausgetmo. Dazu
sind nach seiner Ansicht ein breiter politisched @much 6ffentlicher
Konsens herzustellen und eventuelle Ressortegoigméiberwinden.
Die bestehenden Personaliiberhénge stellt der Regbinof seit vie-

len Jahren in seinen Jahresberichten dar.
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Konsolidierungspfad bis zum Jahr 2020 verbindlich
festlegen

Zur Identifizierung von Konsolidierungspotentialkat sich im Marz
2010 eine ressortubergreifende Haushaltsstruktumkieeion konsti-
tuiert. Ihre zentrale Aufgabe ist es, sdmtlichengimme- und Ausga-
bebereiche des Landeshaushalts in Umfang und 8Strglalitativ zu
hinterfragen. Einen ersten Zwischenbericht legee Klbmmission im
November 2010 vor. Neben einer Analyse der finartgahaftlichen
Situation und des strukturellen Handlungsbedarts Freistaats zeigt
sie konkrete Handlungsfelder in Form von Prifagiréauf. Bis Mit-
te dieses Jahres soll der Abschlussbericht vorieggnige Einzel-
maf3nahmen sollen bereits Eingang in den Haushadtggi2012 fin-

den.

Der Rechnungshof erwartet, dass neben ersten Haitten flr das
Haushaltsjahr 2012 auch ein langfristig verbindégliKonzept erstellt
wird, dass den Konsolidierungspfad bis zum Jah02@Psteckt". Die
Landesregierung hat in ihrem Bericht an den Stéakshiat fir das Jahr
2010 eine jahrliche Ausgabenreduktion von mindesism 2,8 v. H.
des Haushaltsvolumens (ca. 270 Mio. €) errechnets Btellt die

Messlatte fur den kinftigen Konsolidierungskurs. dar

Zur Realisierung von Ausgabeneinsparungen ist eilggge Aufga-
benkritik — wie sie der Rechnungshof in seinem itei@en genann-
ten Sonderbericht dargelegt hat — die Basis. Der Rechnungshof be-
findet sich mit seiner Einschatzung in Ubereinstumigy mit Minister-
prasidentin Christine Lieberknecht. Im Anschlussdam Zukunfts-

kongress der CDU in Thiringen vom 2. April 2011 teagie der

% Siehe Sonderbericht des Thiiringer Rechnungshiof&onsolidierung des Thiringer Landeshaus-
halts" vom 6. Oktober 2010, Seite 17.
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Nachrichtenagentur dapd: "Wir brauchen eine ganmdgatzliche
Aufgabenkritik, was der Staat iberhaupt noch laisteiss.®

Auch in ihrer "Jenaer Rede" zum Tag der Politikersschaft vom
10. Juni 2010 fuhrte sie diesbezuglich bereits &wr missen uns
fragen, welche Leistungen unser Land fur seine &imgen und Bir-
ger aufbringt. Und wenn es sich dabei mdglicheraveiis Leistungen
handelt, die selbst manches Geberland nicht vorbédlerwéachst fur
uns und unsere Blrgerinnen und Bilrger daraus eim bgasonderer

Begriindungszwand-"

"Kuratel" durch Stabilitatsrat vermeiden

Zur Vermeidung von Haushaltsnotlagen — insbes@nden die Ein-
haltung der im Rahmen der Foderalismusreform Ibletgen Schul-
denbremse des Art. 109 Abs. 3 GG sowie die dazweratige Kon-
solidierung zu tberwachen — richteten Bund und kéamih koopera-
tives Frihwarnsystem ein. Durch die regelmaRigervhehung der
Haushalte des Bundes und der Lander sollen drohidadshaltsnot-
lagen bereits in einem frihen Stadium erkannt wuthtezeitig geeig-
nete Gegenmalinahmen eingeleitet werden. Diese Baifgarde dem
Stabilitatsrat als Nachfolger des Finanzplanungsidertragen. Die
ab dem Jahr 2010 jahrlich dem Stabilitatsrat vagehden Berichte
des Bundes und der Lander lassen anhand festgel@ug@zwirt-

schaftlicher Kennziffern eine Bewertung der Haughau. Fur Thi-
ringen stellte der Rat aufgrund der erstmals imt&aper 2010 ge-
meldeten Daten keine bestehende oder drohende &ltumsitlage

fest.

Der Rechnungshof spricht sich dafir aus, die @igjwerte der jahrli-

chen Ausgabenreduktion zu Uberprifen und mit zveiszhitlich er-

% vgl. Meldung des MDR vom 3. April 2011 - http:Amw.mdr.de/thueringen/8420856.html.
" Siehe http://www.thueringen.de/de/tsk/tsk/ministaesidentin/reden/47815/index.html.
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reichten Ergebnissen abzugleichen. Dies erschelydtgn, will man in
Thiringen zukinftig drohende Haushaltsnotlagen imddrn und da-

mit ein Kuratel durch den Stabilitatsrat vermeiden.

Verfassungsrechtliche Schuldenbremse unterstuitzt
Konsolidierung des Landeshaushalts

Nach Ansicht des Rechnungshofs unterstitzt eiilezéitige Veran-
kerung einer Schuldenbremse in der Verfassung aliemfie Konso-
lidierung des Haushalts. In einer diesbezuglicheslluiignahme ge-
geniiber dem Thiringer Landtddnat der Rechnungshof sich auRer-
dem fur eine Regelung ausgesprochen, die sowohldigirHaus-

haltsaufstellung als auch fir den Haushaltsvollgiltg

Aufschwung nicht ohne Risiko

Die momentan positiven finanzwirtschaftlichen Ra&mimedingungen
sollten ein Konsolidieren des Haushalts erleicht&arade im derzei-
tigen wirtschaftlichen Aufschwung sind insbesond&wuhventionen
zu hinterfragen. Argumente, den Aufschwung nichaplit zu spa-
ren", sind aus Sicht des Rechnungshofs allerdingsigvhilfreich.

Dennoch muss bei allem Optimismus fir dieses urdkdenmende
Jahr auf die bestehenden Risiken hingewiesen we8teigende Prei-
se bei den Rohstoffen beférdern Inflationstendena®h wirken sich
daher ebenso negativ auf die Wirtschaft aus wiekditsche Ver-

schuldung einiger Eurolander. Durch eine Ausweitdeg Rettungs-
schirms fir in Zahlungsschwierigkeiten gerateneolEmder kann die
Konsolidierung des Bundeshaushalts beeintrachteyden; Auswir-

kungen auf die Lander sind damit nicht auszuscihel3

% vgl. LT-Vorlage 5/1287 vom 13. Mai 2011.
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Notwendigkeit von Ausgaben hinterfragen

Bei der Aufstellung und der Ausfihrung des Hauspédns sind nur
die Ausgaben und Verpflichtungsermachtigungen atidsesichtigen,
die zur Erfullung der Aufgaben des Landes notwensiigd (8 6

TharLHO). Anschliel3end sind bei der Haushaltsalitstg und der
Ausfuhrung die Grundsatze der Wirtschatftlichkeitl 8parsamkeit zu
beachten (8 7 ThirLHO). Den — vom Rechnungshoffadél ange-
mahnten — Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen komatteil eine be-
sondere Bedeutung zu. Insbesondere im Rahmen ti#gskontrolle

stellen diese die Zielerreichung, Wirkung und Wiiaftlichkeit von

Malinahmen dar (vgl. VV zu § 7 ThirLHO).

Der Rechnungshof erinnert nachdricklich an dieh&8itung dieser

unabdingbaren haushaltsrechtlichen Grundséatze.
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Prufungsergebnisse zur Haushalts- und
Wirtschaftsfiihrung

Bemerkungen zu mehreren Einzelplanen

Einsatz von Servertechnik in der Landesverwaltuig
(Einzelplane 01 bis 10)

Die Wirtschaftlichkeit des Serverhardware-Einsatze im Freistaat
muss durch Standardisierung, Virtualisierung sowieZentralisie-

rung von Betrieb und Beschaffung verbessert werden.

Der Thiringer Rechnungshof hat den Einsatz Server-, Kommuni-
kations- sowie Drucktechnik in der Landesverwaltuypeprift, um
sich einen Uberblick Giber Quantitat und Qualitét ldardwareausstat-

tung zu verschaffen.

Er hat festgestellt, dass zum 1. Juli 2008 fa80@.Servergeréate im
Einsatz waren. Es handelte sich dabei um etwa 86&kiedene Ser-
vermodelle von 27 Herstellern mit 18 unterschiddiitc Betriebssys-
temen in einer Vielzahl von Versionen und Distriboén. Selbst in-
nerhalb einzelner Behérden wurde eine hohe Vielfait Serverbe-
triebssystemen vorgefunden. Die Kosten der Besghgffon Geraten

desselben Typs schwankten zudem erheblich.

Zur Unterbringung der Server wurden 386 Servergigenutzt. Mehr
als die Halfte der Server war in Raumen mit zehd omehr Geréten
untergebracht. Die mittlere kalkulatorische Raumeniwar in den
Serverraumen mit ein bis drei untergebrachten @&ergechsmal so

hoch wie in grof3en mit tber 30 Geraten.

Im Zentrum fUr Informationsverarbeitung (ZIV) beitven lediglich

ca. 5 v. H. der gepruften Behorden IT-Verfahren.
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Der Rechnungshof hat die hohe Anzahl der in derdkaverwaltung
eingesetzten Server beanstandet und insbesondeBebérden mit
extensivem Serverhardwareeinsatz in Frage gesfeiljesichts der
wirtschaftlichen und technischen Vorteile des Seagwiebs in grol3e-
ren Betriebsstatten hat der Rechnungshof angetiegen mittelfristig
raumlich zu konzentrieren. Um die Hardwarekostem BRaumbedarf,
den Betriebsaufwand sowie den Energieverbrauctemingern, muss
parallel dazu — insbesondere durch den Einsatz\Aidnalisierungs-
techniken — die Serveranzahl reduziert werden. D@m Zeitpunkt
der Erhebungen festgestellten Virtualisierungsg@u nur 6 v. H. hat
der Rechnungshof, insbesondere bei der groRen AmpahServern,
die Teil groRerer Hardwareinfrastrukturen sind, aidbefriedigend

bewertet.

Das gro3e Spektrum der eingesetzten Modelle inmeS&ereich so-
wie die Vielzahl an Serverbetriebssystemen lassernkKdsten fur In-
stallation, Betrieb und Wartung der Gerate sowredié Schulung der
Administratoren in die H6he schnellen. Eine Kordieliung der [uK-
Landschaft ist unumganglich. Hierzu sind vorberatéandes- und
ggof. Ressortstrategien zu erstellen. Einen entdeheien Anteil am
Entstehen der extrem heterogenen Situation bei-Hard Software

hat auch die derzeitige dezentrale IT-Beschaffung.

Die Flachennutzung fir die Unterbringung der Seeghnik ist be-
trachtlich. Da in gré3eren Betriebsraumen eine nitish bessere In-
frastruktur bereitgestellt und in der Regel eintgdahaftlicherer Be-
trieb erreicht werden kann, missen bei der Erarbgitder IT-
Strategien die technischen Mdglichkeiten und digt8®haftlichkeit
eines zentralisierten IT-Betriebs berlcksichtigrdes. Insbesondere
das ZIV bietet grundséatzlich gute Voraussetzunganeinen wirt-

schaftlichen, zuverlassigen und sicheren Betrieb WB-Verfahren.
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Der Rechnungshof halt es fur dringend erforderlidie, Anbindung
des ZIV an Energieversorgungs- und Kommunikatiotrnso weit
auszubauen, dass es seine Aufgaben als Landesel@rstuneinge-
schrankt erfillen und der Anteil der im ZIV betrggten Verfahren er-

hdht werden kann.

Die obersten Landesbehorden haben in ihrelfuSggmahmen zur Pri-
fungsmitteilung weitgehend die Sichtweise des Renpshofs geteilt
und die Hinweise und Anregungen grundsétzlich pozir Kenntnis
genommen. Mehrere Ressorts haben die Auffassurtgetesr, dass

eine Virtualisierung nicht in jeder Konstellatioarteilhaft sei.

Bezuglich der Flachennutzung fir Serverraume wumedrfach auf
die Anzahl zu versorgender Standorte und die baetidGegebenhei-
ten der Dienstgeb&aude verwiesen. Einer weiteretrdlesierung stin-

den die zu geringen Bandbreiten des Landesdatemertzgegen.

Das fur den ressortubergreifenden Einsatz derrdmdtonstechnik in
der Landesverwaltung zustandige TFM hat in seirteHuhdgnahme
mitgeteilt, dass bei einer ressortiibergreifendesaunenfassung von
BeschaffungsmalRnahmen aufgrund divergierender i¢henl Anfor-
derungen, unterschiedlicher Einsatzzyklen und dssartbezogenen
Veranschlagung von Haushaltsmitteln grof3ere Scigkieiten zu er-

warten seien.

Das durch die Arbeitsgruppe "IT-Standardisieruag" erarbeitende
Konzept "Thiringer IT-Standards" soll die in detifengsmitteilung
kritisierte Heterogenitat der IT-Landschaft sukresgeseitigen.

Zur Erhéhung des Virtualisierungsgrads seien fir12und 2012 ent-
sprechende Hardwarebeschaffungen geplant.

Es wird eingerdumt, dass derzeit keine weitererfa¥ieen ins ZIV

migriert werden kénnen. Abhilfe sollen kurzfristiggaumalinahmen
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im Bestandsgebaude und mittelfristige Kapazitatsgerungen durch
ein grof3es Bauvorhaben schaffen. Durch die Neuhrtebang der
Kommunikationsinfrastruktur der Thiringer Landesvatung seien
ab 2012 splrbare Erhéhungen der Anschlussbandbnaite Verbes-

serungen der Serviceparameter der Dienststelldargjep
In seiner Stellungnahme zum Entwurf dieses Benmgyklbeitrags ver-
tritt das TFM die Ansicht, dass eine Serverzerdiaung nicht der al-

leinige Weg zum sparsamen Ressourcenumgang sei.

Der Virtualisierungsgrad ist inzwischen dethlihéher als zum Erhe

bungszeitpunkt. Allerdings ist der heutige Entwiclgsstand noch
nicht ausreichend, so dass die begonnene Entwiglduingend fort-
zufiihren ist. Der Rechnungshof stimmt der Auffagsder obersten
Landesbehdrden zu, dass eine Virtualisierung miclgder Konstella-
tion vorteilhaft sein muss und spricht sich dafiis,adies im Einzelfall

sorgfaltig zu prufen.

Die Auffassung des TFM, dass eine Serverzentealisg nicht der
alleinige Weg zum sparsamen Ressourcenumgang $el, wem
Rechnungshof grundsatzlich geteilt. In jedem Fstllvior einer ent-

sprechenden MalRnahme deren Wirtschaftlichkeit zugikifen.

Aus Sicht des Rechnungshofs sollten zeitnah ITéMairbe fir Stan-
dardprodukte definiert werden. Zusatzlich muss epatralisierung
der IT-Beschaffung erfolgen, ggf. mit einer resseiten Bedarfsbin-
delung als Zwischenschritt zu landesweit verantietien Beschaf-
fungsstellen. Wichtig ist hierbei, dass die zeetnabtellen alle Auf-
gaben von Beschaffungsstellen und nicht nur diggmivon Vergabe-

stellen wahrnehmen.
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Hohe Prioritdt muss zudem dem Ausbau der Bandoreitkommen.
Diese Thematik war als Hemmnis fur einen sinnvolled wirtschaft-
lichen IT-Einsatz schon mehrfach Gegenstand vondBkumgen des
Rechnungshofs. Die Erfahrung der letzten Jahret,zéags sich ein
Aufschieben hierfir notwendiger Investitionen niaghir technolo-

gisch, sondern auch aus wirtschaftlicher Sicht tiegaiswirkt.

Der Rechnungshof halt eine Verbesserung der techan Infrastruk-
tur und des Serviceangebots des ZIV fir dringendi@ndig. Fiur den
effektiven und effizienten Einsatz der Informatitathnik in der Lan-
desverwaltung ist es unerlasslich, das ZIV alstuaegsfahigen IT-

Dienstleister aufzustellen.
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Bemerkungen zum Einzelplan 04

Haushalts- und Wirtschaftsfihrung des Thiringer Instituts fur
Lehrerbildung, Lehrplanentwicklung und Medien (ThIL LM)
(Kapitel 04 22)

Das fur Bildung zustandige Ministerium hat es bisheute ver-
saumt, dem Thdringer Institut fur Lehrerbildung, Lehrplanent-

wicklung und Medien (ThILLM) verbindliche Struktur- bzw. Or-
ganisationsvorgaben zu machen. Durch eine unzureiehd wahr-
genommene Aufsicht hat es die bei der Bewirtschafiig der
Haushaltsmittel in einer Vielzahl festgestellten Vistol3e gegen
haushaltsrechtliche Grundséatze und Bestimmungen mikzu ver-

antworten.

Das Thdaringer Institut fir Lehrerbildung, Lrptanentwicklung und
Medien (ThILLM) wurde im Jahr 1991 als dem Kultusisterium
nachgeordnete Einrichtung geschafferNeben den in seiner Be-
zeichnung festgeschriebenen Aufgaben ist es inhers@uch fir die
Qualitatssicherung in Schulen und die Qualitatsexkiwng in Kin-
dertageseinrichtungen zustandig. Seine Aufgabermlemumit Ande-
rung des Thiringer Schulgeset?e@hiirSchulG) im Jahr 2008 erst-
mals gesetzlich geregelt. Das Institut unterstedat Dienst- und Fach-

aufsicht des Bildungsministeriufis

Der Thiringer Rechnungshof hat im Jahr 2010 férHushaltsjahre
2007 bis 2009 die Haushalts- und Wirtschaftsfiuhrdeg ThILLM
geprift.

29 Anordnung der Landesregierung und Verordnungmtesnministers tiber die Errichtung von Behér-
den und Einrichtungen des Landes Thiringen vondi@. 1991 (GVBI. S. 188).

%0 Gesetz vom 30. April 2003 (GVBI S. 238 ff), zalegeandert durch Gesetz vom 16. Dezember 2008
(GVBI. S. 556 ff).

1§ 4 Abs. 1 des Thiiringer Gesetzes iiber die Scisitat (ThirSchAG) vom 29. Juli 1993 (GVBI.
S. 397), geandert durch Gesetz vom 25. Juni 200/B(GS. 64).
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Er hat festgestellt und beanstandet, dass es dastdium seit Be-
stehen des ThILLM versaumt hat, verbindliche rechd Vorgaben
zur Struktur des ThILLM festzulegen. Zudem lagersardliche Or-
ganisationsgrundlagen nicht bzw. nur unvollstandig So waren die
Geschéftsordnung aus dem Jahr 1993 sowie der Gesahrteilungs-
plan aus dem Jahr 1999 bisher nicht Uberarbeitedemo Schlief3lich

fehlte es auch tatsachlich an einer klaren Zuordrder Aufgaben.

Der Rechnungshof hat das TMBWK aufgefordert, dgeit Anderung
des Thiringer Schulgesetzes im Jahr 2008 — zu @Gagan und Auf-
gaben des ThILLM erforderliche Rechtsverordnungeunirglich zu
erlassen. Erst mit der damit verbundenen notwendigjgerarbeitung
der Geschéaftsordnung und des Geschaftsverteilumgsionnen die
Zustandigkeiten und Verantwortungsbereiche gen@eaunet wer-
den. Nur damit lassen sich die Wahrnehmung Ubem@agAufgaben
sicherstellen.

Hinsichtlich der Bewirtschaftung der Haushaltsetithat der Rech-
nungshof festgestellt, dass das ThILLM vielfach eyedgolgende
Haushaltsgrundsatze bzw. haushaltsrechtliche Bestimgen versto-
Ren hat:

» Verstol3 gegen das Vollstandigkeitsgebot

Die Einnahmen bei einzelnen Titédragen in allen gepriiften Haus-
haltsjahren erheblich iiber den Plananséfzevach den Haushalts-
vermerken durften Mehreinnahmen zur Deckung von risigdgaben

in korrespondierenden Ausgabetitélnverwendet werden. Der zu

niedrig veranschlagte Haushaltsansatz bei den BEmetateln flhrte

%2 Titel 119 22 "Einnahmen fiir Verpflegung", Titel 13@ "Einnahmen aus Veroffentlichungen” sowie
Titel 282 62 "Sonstige Zuschiisse aus dem Inland".

% Einem Haushaltsansatz von insgesamt 2.400 fetatatséchliche Einnahmen i. H. v. 87.255 € im
Jahr 2007, 58.682 € im Jahr 2008 und 89.214 € m2@09 gegeniiber.

% Titel 514 02 "Lebensmittel, Zutaten" und Titel 531 "Verdffentlichungen, Offentlichkeitsarbeit und
Dokumentation".
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somit dazu, dass in den gepruften Jahren die echebbheren Aus-

gaben moglich waren.

» Verstold gegen das Bruttoprinzip

Das ThILLM buchte Einnahmen vielfach und systencatials "nega-
tive Ausgaben”. So hat es allein aus Gebihren igifTdilnahme an
zertifizierten Franzosisch-Prifungen und aus Bgénézu Lehrgangen
Einnahmen i. H. v. rund 66.000 € unzulassigerweisa Ausgaben

zugeordnet.

» Verstol3 gegen das Wirtschaftlichkeitsgebot

Das ThILLM hat in den Jahren 2007 bis 2009 insgésdm11.000 €
fur die exklusive Gestaltung, den Druck und Versarmth Weih-

nachtskarten aufgewandt. Die insgesamt beschaft860 Karten
(2007: 1.800, 2008 sowie 2009: jeweils 2.000) wardea. an Staatli-
che Schulamter, das TMBWK, an Schulleitungen, andesinstitute
bzw. Bildungsministerien anderer Bundeslander sami@ndere Thi-

ringer Ministerien und Landesbehdrden versandt.

» Verstol3 gegen den Grundsatz der sachlichen Bindung

Das ThILLM hat aus Titeln mit anderer Zweckbestinmgii erhebli-
che Beschaffungen fur Informations- und Kommunikasiechnik
(luK) vorgenommen. Es hat damit die im Haushaltsdiar diesen
Zweck vorgesehenen Mittel von rd. 130.000 € jahrlien nahezu das
Dreifache tberschritten.

AuRerdem kam es seiner VerpflichtdhgAuftrage zur Beschaffung
von luK ab einem Auftragswert von 5.000 € vom Faramisterium
genehmigen zu lassen, nur in Einzelfallen nacthd&slartber hinaus
gezielt Mallnahmen ergriffen, um die Grenze von G®Qu unter-

schreiten.

% Insbesondere aus dem Titel 525 62 "Sachaufwan@diibildung" und aus dem Titel 547 82 "nicht
aufteilbare sachliche Verwaltungsausgaben" im K& 05 "Schulen/Gemeinsame Ansétze".
% Tz. 12 der jahrlichen Erlasse des TFM zur Haushalig Wirtschaftsfiihrung der Jahre 2007 bis

20009.
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Der Rechnungshof hat in diesem Zusammenhang aucm@gliche
vergaberechtliche Probleme durch das Splitten vaoifirdgswerten

hingewiesen.

* Unvollstdndige Erhebung von Einnahmen

Das ThILLM hat seinen Mitarbeitern landeseigenek®achen zur
privaten Nutzung Uberlassen, ohne hierfur einerear@gsenen Kos-
tensat?’ — wie fiir die Landesverwaltung allgemein angeordneu

erheben.

Der Rechnungshof hat die — vorstehend nur belsgiieaufgezeigte —
Vielzahl von VerstoRen gegen haushaltsrechtlichetiBenungen
auch auf die nicht ausreichende Wahrnehmung der-kaa Dienst-

aufsichtspflichten durch das Ministerium zurtickdetu

Das Ministerium hat in seiner Stellungnahme zurfidrg mitgeteilt,
dass die angemahnte Rechtsverordnung nach 8§ 40&crulG der-
zeit erarbeitet und kurzfristig in Kraft treten wer Darauf aufbauend
solle eine Geschéaftsordnung und ein Geschaftsitergsplan mit ei-
ner klaren Aufgabenzuweisung erlassen und somiteveeiTranspa-

renz gesichert werden.

Zu der Kritik des Rechnungshofs bezuglich der listéndigen Ver-
anschlagung von Einnahmen hat das Ministerium ddmagewiesen,
dass es sich insoweit um eine langjahrig prakteiend bislang un-
beanstandet gebliebene Verfahrensweise im Schidhdrandele.
Aus Sicht des Ministeriums sei diese seit 199kti@rte Verwal-
tungstbung zwischenzeitlich anerkanntes Praktikbtrand rechtfer-
tige mithin eine Ausnahme vom Bruttoprinzip. Dideje Praxis wi-
derspreche weder den Grundséatzen der Haushaltsitladnd

-wahrheit noch der Einheit und Vollstandigkeit. Miehr sei diese

37 Nach Rundschreiben des TFM vom 16. Oktober 200:NiG6300 — 37.



107

Handhabung eine praxisgerechte Losung auf Grundtdek schwan-
kenden Einnahmen bei den genannten Titeln.

Das Ministerium stellte dennoch in Aussicht, eemésprechende An-
derung der Veranschlagungsweise mit der Aufstelldeg Haushalts

2012 prifen zu wollen.

Die Kritik des Rechnungshofs an der Buchung vonnBhmen als
"negative Ausgaben" sowie an den Weihnachtskarédrme das Mi-
nisterium an und sichere zu, die bisherigen Vedasweisen zu kor-

rigieren.

Bezuglich der nicht erhobenen Einnahmen aus deatpn Nutzung
landeseigener Parkflachen teilte dass Ministeriuit alass zwischen
Vertretern des ThILLM und dem Thiringer LiegenstsrmBnage-
ment (THULIMA) zwischenzeitlich vereinbart wordegisdie Stell-
platze gegen Gebuhr zu vermieten. Ausgenommendnli&arkplatze
fur Dienstkraftfahrzeuge, Behindertenparkplatze isdBesucherpark-

platze und Stellplatze fur Lehrgangsteilnehmer.

Die Beanstandungen des Rechnungshofs am Vorgeted dLLM

bei der Beschaffung von luK—Ausstattung seien agbt3les Bil-
dungsministeriums nur teilweise berechtigt. Insbesoe unterliege
die Inanspruchnahme der bei Kapitel 04 05 ATG 88gabrachten

Mittel nicht dem Zustimmungserfordernis des TFM.

Das zu dieser Textnummer ebenfalls um Stellungeapebetene Fi-
nanzministerium hat unter Verweis auf das jeweillg@ushaltsfiih-
rungsschreiben mitgeteilt, dass die Ausgaben #®iBdischaffung von
Hard- und Software sowie das Eingehen entsprecherdéatlicher
Verpflichtungen ab einem Ausgabenbetrag von 5.006r&orherigen
Zustimmung des TFM bedurft hatten und sich somit Algffassung

des Rechnungshofs angeschlossen.
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Das Bildungsministerium hat die Feststellung, seiRach- und
Dienstaufsicht Gber das ThILLM nicht ausreichendchsg@nommen
zu haben, zurickgewiesen. Auf Grund der Verantwbitkiten vor
Ort und dem Einsatz eines Juristen in der Fuhribegse des Instituts
sei hinreichend Fachkompetenz fir die Einhaltung mehtlichen
Vorgaben sowie fur die Umsetzung der EntscheiduntgsnTMBWK
vorhanden. Dennoch sehe das Ministerium hier Optumigspotenti-
al. Zur Starkung seiner Aufsichtsfunktion habe &s Dienstwege
zwischen Ministerium und ThILLM geblndelt. Paralleérzu werde

das Ministerium die Verantwortung vor Ort starker wnterstitzen.

Das Ministerium hat weiter mitgeteilt, dass dié@fengsmitteilung des
Rechnungshofs zum Anlass genommen wurde, mit deltoLvhdie
Schwachstellen zu analysieren und Losungsalteerataufzuzeigen.
Letztendlich werde geprift, ob den verbleibendearstbRen mit

dienstrechtlichen Schritten zu begegnen sei.

In seiner Stellungnahme zum Entwurf dieses Benmggieitrags hat
das Ministerium die Feststellung des Rechnungshefiglich einer
unzureichenden Wahrnehmung seiner Aufsichtsfunkgegeniber
dem ThILLM erneut entschieden zuriickgewiesen. B& Brifungs-
feststellungen handele es sich um Einzelfalle edie Generalisierung

nicht zulielRen.

Der Rechnungshof begrif3t die Zusage des kéinisns, die nach
§ 40a ThurSchulG zur Organisation und Aufgabenkenfigl notwen-
dige Rechtsverordnung nunmehr zeitnah erlassenoilernw Gleiches
gilt fir die in Aussicht gestellten Regelungen keiftungs- und Per-
sonalstruktur sowie die Erarbeitung einer neuenclkEtsordnung

und -verteilung.
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Der Rechnungshof erwartet, dass diese Zusagealatign werden.

Der Rechnungshof begruf3t die Zusage des Ministeyidie bisherige
Praxis der Buchung "negativer Ausgaben” zu korregie eine Kos-
tenbeteiligung der Parkplatznutzer herbeizufihmnies auf die Ge-
staltung, den Druck und Versand von Weihnachtskang Haus-

haltsmitteln zu verzichten.

Hinsichtlich der nicht vollstandig veranschlagt¢éaushaltsmittel kann
den Rechnungshof der Verweis auf eine "praxisgéeectisung” na-
turgemaf nicht Gberzeugen. Erst eine Umsetzungndéussicht ge-
stellten Anderung der bisherigen Praxis bei dergHalisaufstellung
fur das Jahr 2012 kann der Forderung des Rechnafsgg&entige tun.

Angesichts der Vielzahl der — von TMBWK wie TFMzdgestande-
nen Mangel bei der Bewirtschaftung von Haushaltemitwie bei der
Haushaltsaufstellung hélt der Rechnungshof an s&intk fest, dass
die Fach- und Dienstaufsicht durch das Ministeriisher nur unzu-
reichend wahrgenommen wurde. Der Rechnungshof kannArgu-
mentation des Ministeriums zur Einzelfallproblerkatiicht folgen.
Die Art und Anzahl der Mangel der nur stichproberssegepriften
Einzelfalle lassen auf ein groRes Optimierungspakrschliel3en.
Insbesondere entbindet die Ubertragung von Veratifalikeiten das

Ministerium nicht von seiner gesetzlich bestehentlefsichtspflicht.

Der Rechnungshof erwartet, dass mit der kurzfiesti Schaffung der
erforderlichen Rechtsgrundlagen und der damit vaitboen klaren
Aufteilung von Aufgaben und Verantwortlichkeitenwse der erfor-

derlichen Unterstltzung des ThILLM durch das Miaigim kinftig

eine ordnungsgeméfle Haushalts- und Wirtschaftsfighrules
ThILLM sichergestellt wird.
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Akkreditierung der Lehrerfortbildung

(Kapitel 04 22)

Die dem Tharinger Institut fur Lehrerbildung, Lehr planentwick-
lung und Medien (ThILLM) mit dem Thuringer Lehrerbi Idungs-
gesetz aus dem Jahr 2008 zugewiesenen Aufgaben Alikreditie-

rung von Lehrerfortbildungsangeboten und der individuellen Be-
wertung aller Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen sind ent-
behrlich. Das geforderte Verfahren ist zu verwaltumgs- und kos-

tenintensiv.

Lehrkrafte sind verpflichtet, ihre erworbemerufsbezogene Qualifi-
kation zu pflegen und weiterzuentwickeln sowie @ ihnen wahr-
genommene Fort- und Weiterbildung in einem perstiel Portfolio
zu dokumentieren. Seit der Einfihrung des Thiringererbildungs-
gesetzes im Jahr 2008 kann das Thuringer InstituL&hrerbildung,
Lehrplanentwicklung und Medien (ThILLM) auf Antrale Fortbil-
dungsangebote sowie Lehrerbildungseinrichtungeffrarer Trager-
schaft akkreditieren. Zudem koordiniert und orgemises die Fortbil-
dung fur Lehrkrafte an staatlichen Schulen.

Alle Fort- und Weiterbildungsmaflinahmen sind dudets ThILLM
unter den Gesichtspunkten ihrer "Bedeutung fiurbdiruflichen An-
forderungen und ihres zeitlichen Umfantjshdividuell zu bewerten.
Anbieter von Fortbildungsmaflinahmen sind neben dehL™M zum
einen die vier Universitaten des Freistaats, diehdohule fir Musik,
die Studienseminare, die Staatlichen Schuldmteriesoe Schulen.
Zum anderen durfen auch weitere staatliche undtstatliche Stel-
len, sogenannte freie Trager, Lehrerfortbildungebieten. Die freien
Trager bedirfen zur Akkreditierung ihrer Angebotes&zlich einer

Akkreditierung als Einrichtung.

% Vgl. § 35 Abs. 2 S. 4 ThiirLbG.
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Kriterien fur die Akkreditierung und weitere Eillzeiten zur Bewer-
tung der Fort- und Weiterbildung sollen durch Reeatordnung fest-
gelegt werden.

Bei einer im Jahr 2010 durchgefuhrten Prifung idaushalts- und
Wirtschaftsfiuhrung des ThILLM hat der Rechnungslzafch die
Wahrnehmung dieser gesetzlich Gibertragenen Aufgaberprift.

Er hat zunachst festgestellt, dass die 0. g. Reehdrdnung durch das
fur Bildung zustandige Ministeriuth noch nicht erlassen war; dem
Rechnungshof konnte lediglich ein Verordnungsentworgelegt
werderi®.

Danach erforderte die Akkreditierung eines freleagers die Vorlage
umfangreicher Unterlagen zur fachlichen und padesgbgn Eignung
der Leiter und der Lehrkrafte der Einrichtung sowachweise zu
Malinahmen der Qualitatssicherung. Die Anerkennumzelner Ver-
anstaltungen kann nur nach Vorlage — im Gesetzeditfigter — weite-

rer Unterlagen erfolgen.

Der Rechnungshof hat weiter festgestellt, dassTddsELM bereits

vor Inkrafttreten des ThurLbG auf Antrag einzeldarbieter jahrlich

mehrere Hundert Mal3nahmen kostenfrei als Lehré&ifdung "aner-

kannt" hatte. Damit wollte das Institut insbesord&chulleitern die
Entscheidung Uber eine Bewilligung zur TeilnahmeFantbildungs-

veranstaltungen und die damit verbundene Entschgidiber die
maogliche Freistellung vom Dienst erleichtern. Zudeatte es bereits
im Jahr 2009 Software zur Verfahrensdurchfuhrung. v. 174 T€

beschafft und eine ausgeschriebene Stelle mit eiabgeordneten
Lehrer besetzt.

%9 Thuringer Ministerium fir Bildung, Wissenschaft ukdltur (TMBWK)

“° Die "Thiringer Verordnung zur Dritten Phase derreebildung” vom 10. Januar 2011 (GVBI. S. 2)
entspricht dem vorgelegten Entwurf und ist am Z%rkar 2011 in Kraft getreten.

“ Der noch wahrend der Priifung von Ministerium undLTM geschétzte personelle Bedarf fiir die
Akkreditierungsstelle von 3 oder 4 Referenten uadhBearbeitern wurde seitens des Ministeriums
im April 2011 nicht mehr bestéatigt.
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Der Rechnungshof hat kritisiert, dass bis zum 288 die Anerken-
nung von FortbildungsmalRnahmen ohne Rechtsgrundiaggnom-
men worden war.

Er hat weiter beanstandet, dass auch mehr alsJakee nach Inkraft-
treten des Lehrerbildungsgesetzes die erforderkdehtsverordnung
nicht erlassen worden war und das Akkreditierungateen somit
noch nicht angewandt werden konnte.

Auch die Investitionen in EDV-Technik sowie dierpenellen Mal3-

nahmen hatte der Rechnungshof aus diesem Gruncdhigeih&a

AuRerdem hat der Rechnungshof auf Folgendes hiegew:.

Die Prufung der fur die Akkreditierung vorzulegendUnterlagen
wird zeitintensive Arbeiten der Bediensteten dekeklitierungsstelle
erfordern. Hinzu kommt die Bandbreite zu beurtallem Fortbil-
dungsangebote, die die Einbindung weiterer Referertauch ande-
rer Arbeitsbereiche — notwendig macht. Dies lasstresgesamt ver-
waltungs- und kostenintensives Verfahren erwar@eichwohl wird
dieses im Ergebnis — auf3er einer reinen Prognasgendung zur
Qualitat von Anbietern und Veranstaltungen — keafschlieRende
Qualitatssicherung des Weiterbildungsangebots geigten konnen.
Das ThiurLbG regelt eben gerade nicht, dass Leherifr an akkre-

ditierten Fortbildungen teilnehmen kénnen.

Der Entwurf der Verordnung enthielt zur Frage 8emertung von
Fort- und WeiterbildungsmalRnahmen keinerlei RegganEr gentig-
te nach Auffassung des Rechnungshofs nicht derizljeken Anfor-
derungeri?

Die individuelle Bewertung der Fort- und Weiteduhgen im jewei-
ligen Portfolio der Lehrkrafte unter "den Gesicluskten ihrer Be-

deutung fir die beruflichen Anforderungen” durftélstandig nur un-

42 §37S.1Nr. 12 ThirLbG.
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ter Einbeziehung der beruflichen Situation des jkgen Lehr-
gangsteilnehmers madglich sein. Daher bezweifelt Rechnungshof
grundsatzlich die Méglichkeit einer abstrakten Baweg von Fort-

bildungsangeboten.

Der Rechnungshof hat daher empfohlen, die Erftiotdeeit der Ver-
fahren einer kritischen Priifung zu unterziehen aumdeine Anderung

des Lehrerbildungsgesetzes hinzuwirken.

Sofern das Ministerium an der Akkreditierung fesialten beabsich-
tigt, hat der Rechnungshof gefordert, dass dasa¥iezh nach seinem
verwaltungsmanigen Aufwand und den Kosten in eiggemesse-
nen Verhaltnis zu seinen Ergebnissen stehen musisedondere hat
er eine Prifung nahegelegt, ob die Akkreditieruteglespersonell und
EDV-technisch aufgabengerecht ausgestattet ist.

Zudem hat er das Ministerium aufgefordert, Mal¥stab benennen,
anhand derer das ThILLM die Bewertung der Lehrérfond Weiter-

bildung vornehmen kann.

Eine Anerkennung von Fortbildungsveranstaltungémeo Rechts-
grundlage- wie bisher erfolgt- sollte keinesfalls weiter vorgenom-

men werden.

Das Ministerium hat mitgeteilt, dass es b&abtige, mittelfristig auf
eine Anderung des Thiringer Lehrerbildungsgesétiremiwirken.

Hinsichtlich der Akkreditierung von freien Anbieteteilt das Minis-
terium die Bedenken des Rechnungshofs in Bezugdafytand und
Nutzen. Mittels der (zwischenzeitlich geschaffen@h)iringer Ver-
ordnung zur Dritten Phase der Lehrerbildung werdshélb durch
entsprechende Ubergangsbestimmungen dafiir gesasg, kurzfris-

tig der Verwaltungsaufwand gering bleibe, so daigs rbtwendige
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Zeit zur Verfiigung stehe, die entsprechende Andgdes Thiiringer
Lehrerbildungsgesetzes zu realisieren.

Entsprechendes gelte fir die Regelung zur Bewgrtlen Lehrerfort-
und WeiterbildungsmalRnahmen.

Das Verfahren zur Akkreditierung von Fortbildungeanstaltungen
solle allerdings nicht vorbehaltlos abgeschaffydgn durch ein ein-
facheres Verfahren zur vorherigen Anerkennung erseérden. Im

Anerkennungsverfahren werde die Veranstaltung auhlbsen An-

trag des jeweiligen Veranstalters durch den entfigreden Fachrefe-
renten des ThILLM anhand der im Gesetz geregeltearkennungs-
voraussetzungen gepruft. Bei positiver Entscheidentlte der An-
bieter ein Anerkennungsschreiben mit einer Registummer flr die
Veranstaltung.

Dessen ungeachtet sei auf Grund der bestehenddrisRege die Ver-
ordnung zur Dritten Phase der Lehrerbildung erlasserden, um der
bestehenden Regelungspflicht nachzukommen. Die eskkerung

von Fortbildungsveranstaltungen sowie die Akkredithg von freien
Tragern sei nach der derzeitigen Gesetzeslage ®684.bG) zwin-

gend vorgeschrieben.

In seiner Stellungnahme zum Entwurf des Bemerkogigsgs hat das
Ministerium ergdnzend darauf hingewiesen, dasshdance gesetzli-
che Neuregelung die Verfahren der Anbieterakkreditig und der
Bewertung der Fortbildung abgeschafft werden sollexztlich solle

nur noch ein — vereinfachtes — Verfahren zur Anenkeg von Fort-

bildungsangeboten bestehen bleiben.

Die Auffassung des Rechnungshofs, die Verordnumgpeache hin-
sichtlich der Regelungen zur Bewertung von Fortinigsmaflinahmen
nicht den gesetzlichen Vorgaben, hat das Ministemicht geteilt.

Es hat betont, dass ausschliel3lich das ThILLMdiér Organisation

und Koordination der Lehrerfortbildung zustandig. $2ie weiteren



.3.

115

Einrichtungen wie Schulen, Schulamter, Studiensareiund Hoch-
schulen wirkten lediglich unterstiitzend an Fortlnigsangeboten des

Instituts mit.

Der Rechnungshof halt daran fest, dass séowdod Akkreditierung
von Fortbildungsmal3nahmen und freien Tragern aib alie Bewer-
tung der Fort- und Weiterbildungsmaflinahmen fir Rlagfolio ent-
behrlich ist. Er weist darauf hin, dass ein vem@thtes "Anerken-
nungsverfahren" erst recht keine QualitatssichedergLehrerfortbil-
dung gewahrleisten kann, wenn dazu schon ein unmdargs Akkre-
ditierungsverfahren nicht in der Lage ist.

Er sieht auch einen Widerspruch zwischen der gkdstn Wertung
in 8 35 Abs. 1 Satz 2 ThurLbG, wonach die Wahleertbildungsan-
gebote durch Lehrkrafte eigenverantwortlich zufénefist, und der
Vorauswahl "geeigneter" Fortbildungen durch das r&kkKierungs-

verfahren.

Bei den von Schulen, Schulamtern, Studienseminamdrinsbesonde-
re Hochschulen angebotenen Fortbildungsveransggturbedeutet
das Verfahren des Weiteren eine zuséatzliclh&irokratische- Prifin-
stanz.

Dem ThILLM wird faktisch eine gesetzlich nicht gmsehene Auf-
sichtsfunktion eingeraumt. Diese fuhrt bei den Awgen der Hoch-
schulen zu einer weiteren Akkreditierung, da berelke Studienange-

bote zu akkreditieren sind.

Der Rechnungshof bleibt dartiber hinaus bei seMdfassung, dass
die erst Anfang 2011 — rund drei Jahre nach Inkedéin des Gesetzes
— erlassene Verordnung den gesetzlichen Anforderuadgs 8 37 S. 1

Nr. 12 ThurLbG nach wie vor inhaltlich nicht gentigt



116

Der Rechnungshof héalt es fur erforderlich, diefslleren der Akkredi-
tierung sowie der Bewertung der Lehrerfortbildungueh unter Be-
ricksichtigung der Erfahrungen zur Akkreditierumg Hochschulbe-

reich — einer kritischen Prifung zu unterziehen.
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Forderung des Bildungsportals Thiringen
(Kapitel 04 69)

Die bisher mit mehr als 1,6 Mio. € gefdrderte Inteetplattform

"Bildungsportal Thiringen" der Hochschulen ist entbehrlich; die
weitere Forderung ist einzustellen. Eine Integratia der Weiter-
bildungs- und E-Learning-Inhalte in das ebenfalls em Land ge-

forderte Portal "Campus Thiringen™ ist vorzunehmen.

Das "Bildungsportal Thuringen" ist ein Projekt dériringer Hoch-
schulen. Es wurde im Jahr 2001 mit dem Ziel gesehadie Hoch-
schulen des Landes auf einer einheitlichen Intptatttorm und Da-
tenbank zu vernetzen, gemeinsam zu vermarkten soglesondere
den Bereich der wissenschaftlichen Aus- und Waeithrbg mit weit-

gehender Nutzung der neuen Medien auszubauen.

Der Rechnungshof hat im Jahr 2010 die Finanziemesg Projekts
"Bildungsportal Thiringen” und dessen Aufgabenwahmung als
Internetplattform flr den wissenschaftlichen Waditlkelungs- und E-

Learning-Bereich der Hochschulen seit seinem Aufipgarift.

Er hat festgestellt, dass das fur Bildung und Afisshaft zustandige
Ministerium das Projekt nunmehr seit mehr als Itrelafordert. Ins-

gesamt wurden dafur Mittel i. H. v. rund 1,6 Mioa€s unterschiedli-
chen Foérderprogrammen des Bundes und des Freistafgtswendet.

Der Rechnungshof hat bemangelt, dass die urspadimnglir fir den

Zeitraum der Jahre 2001 bis 2004 vorgesehene Abfoanzierung

des Projekts vom Ministerium bis heute ohne eigfétaiges Konzept
fortgesetzt wird.

Insbesondere hat der Rechnungshof die nicht zveeekbte Finanzie-
rung des Projekts aus dem Innovationsfonds und deah Entflech-

tungsgesetz kritisiert. Er hat dem Ministerium \arglten, durch Nut-
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zung immer neuer Finanzierungsquellen die Intetagfprm "am
Leben erhalten" zu haben, ohne die in den Fordé&gen zu Beginn
des Projekts formulierten Ziele in den Folgejahi@mgeschrieben zu
haben. Selbst die Mitte des Jahres 2005 abgegdfapéhlung der
Landesrektorenkonferefiz die Internet-Plattform bzw. die Férderung
einzustellen, hatte das Ministerium nicht zum Aslgenommen, die
urspringlich vom Land verfolgten Ziele und dereretehen zu tber-

prufen und aufgabenkritisch zu bewerten.

Der Rechnungshof hat tberdies festgestellt, des$fdlle des "Bil-
dungsportals Thiringen" — auch anhand der starklatfigen
Zugriffszahlen auf die Internetseite des Portags-Bedeutung verlo-
ren hat und diese mehrheitlich keine Akzeptanzssitler Hochschu-
len des Landes erfahrt. Diese Entwicklung war aef zlinehmend
ausgebaute und leistungsfahigere Internetprasedzauh vielfaltig
profilierte MarketingmalRnahmen der Hochschulen ded parallel
etablierten, hochschulubergreifenden Portals "Canihiiringen” zu-
rickzufuhren. Dies war auch fiur den Bereich deseBrhings fest-

stellbar.

Der Rechnungshof hat empfohlen, die Aufgaben destdhenden
hochschullibergreifenden Portale im "Campus Thinhge bindeln
und die weitere, gesonderte Finanzierung des letpontals "Bil-
dungsportal Thiringen"” umgehend einzustellen. DechRungshof
hat gebeten, dafir Sorge zu tragen, dass sowotiriiarungen als
auch technischen Voraussetzungen und Verlinkungsrdem Projekt
"Bildungsportal” in das Portal "Campus Thuringemigebracht, ge-

nutzt und weitergefihrt werden.

V.2 In seiner Stellungnahme zur Prifungsmitteilung won Bemer-

kungsbeitrag hat das Ministerium mitgeteilt, dagsmdit dem Projekt

43 Protokoll der Thiringer Landesrektorenkonfereami. Juni 2005, zu TOP 4 "Verschiedenes".
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verbundenen Ziele erfillt worden seien. Es hat gadeingeraumt,
dass es nicht gelungen sei, ein geeignetes Gesctwidfell zur Finan-
zierung des "Bildungsportals Thiringen" zu etaklerEine Reihe
von Studien habe gezeigt, dass vergleichbare Reole@kgfristig nicht
ohne eine Grundfinanzierung aus offentlichen Mitta@luskommen
konnen. Zu der seit dem Jahre 2007 erfolgten Firaunzg des Pro-
jekts aus dem Innovationsfonds und dem Entflecldgegetz hat das
Ministerium ausgefuhrt, dass keine unzuléassigerpnétation der je-
weiligen Fordertatbestdnde vorgenommen worderDseiin den ver-
gangenen Jahren gewahlte Finanzierung des Prgekiasofern zur
Erreichung der Forderziele angemessen und zweckngéidiesen.
Das Ministerium hat es nach wie vor fur sinnvathéhtet, mit dem
"Bildungsportal Thiringen" eine gebindelte Darsiaij der Weiter-
bildungsangebote der Hochschulen des Landes uedk@immunika-
tionsplattform fur die Arbeitsebene im Weiterbildisivereich der
Hochschulen vorzuhalten. Ohne das "Bildungsportalrihgen” gabe
es aus Sicht des Ministeriums keinen bundesweitesprechpartner
fir Tharingen, der fir Fragen der Vernetzung vakbnischen In-
formationsportalen im Bereich der wissenschaftlichgeiterbildung

und des E-Learning hinreichend informiert und dfuadirt sei.

Zur beanstandeten mangelnden Uberprifung der etk der un-
zureichenden Erfolgskontrolle und der fehlendengabenkritik hat
das Ministerium erklart, dass es durchaus in deyeLgewesen sei,
sich tagesaktuell Gber das Nutzerverhalten und dbarinternetauf-
tritt ein Bild zu machen. AulRerdem sei ein Mitatbeides Ministeri-
ums mit der Begleitung des Projekts betraut gewesehhabe sich
bei den regelmalligen Meetings uber den Fortgand’dgskts infor-
miert. Das landespolitische Interesse an der Arbest "Bildungspor-
tals Thiringen" habe vornehmlich darin gelegen,Wigterbildungs-
angebote der Hochschulen fir den Freistaat Thimirkgemprimiert

unter einer Internet-Domain mit einem hohen Aggtegagrad zu
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prasentieren und auf diese Weise nicht nur Margetiir einzelne

Hochschulen zu betreiben.

Zum im Jahr 2005 verabschiedeten Beschluss detdsaektorenkon-
ferenz, die Arbeit des Bildungsportals einzustelleast das Ministeri-
um angefuhrt, dass dieser Beschluss ohne austigiBefassung der
Landesrektorenkonferenz zustande gekommen sei. DiBkrepanz
zwischen der Einschatzung der Arbeit des Bildungsgso durch die
Landesrektorenkonferenz und auf Arbeitsebene anHtshschulen
im Bereich der Weiterbildung liel3e Informationsd&é innerhalb der

Hochschulen vermuten.

Zum kritisierten Bedeutungsverlust der Interndtfdam hat das Mi-
nisterium auf die aktuellen Zugriffszahlen verwiesgur die — bis da-
to tatsachlich stark rucklaufigen — Zugriffszahlaof die Internet-
Seite des Portals sei im ersten Quartal des Ja0dEk eine steigende

Tendenz zu verzeichnen.

Zu den detaillierten Ergebnissen zur Einschatzdeg Hochschulen
zum tatsachlichen Nutzen und den Vorteilen desdiBigsportals
Thiringen" hat das Ministerium entgegnet, dassesednsgesamt als
positiv werte. Allein in den Teilergebnissen zu meitlich geduRRer-
ten Vorteilert* sehe sich das Ministerium darin bestatigt, dageRro
Uber lange Zeit stabil geférdert zu haben. Zudeienseicht in jedem
Falle die Fragen des Rechnungshofs von den Perdogmmwortet
worden, die auf der Arbeitsebene mit dem Bildungspa@usammen-
arbeiten und somit den groéf3ten Nutzen aus der Zussiarbeit z0-

gen.

4 Zur Ausgangsfrage "Welche Vorteile bringt die $i&hz des "Bildungsportals" fiir Inre Hochschule?"
gaben 5 Hochschulen an, in der AufgabenwahrnehrdasdBildungsportals" sehr viele bzw. einige
Vorteile zu sehen. 4 Hochschulen sind hingegerAdéfassung, dass das "Bildungsportal” nur weni-
ge bzw. gar keine Vorteile mit sich bringt.
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Das Ministerium hat zur Empfehlung der Bundeluegtbhender an-
derer Portale angefiuhrt, dass sich die spezifiséregebote des Bil-
dungsportals im Bereich der Weiterbildung an eioenglementéare
Zielgruppe, zu der auch die Unternehmen gehdrehtem und somit
von anderen Portalen zu unterscheiden seien. DieirkElung in eine
andere Struktur wirde aul3erdem dort eine zusatzlkihanzierung

erforderlich machen.

Das Ministerium hat jedoch der Auffassung des Ranfgshofs zuge-
stimmt, dass es grundsatzlich sinnvoll und winssent ist, fur

Thiringen einen zentralen Einstieg zu allen releainformationen
Uber Bildungsangebote der Thiringer Hochschuleschaffen.

Bei einer Entscheidung Uber eine gesonderte W@itkrung des Pro-
jekts "Bildungsportal Thiringen" werde auch dieg&&iner externen
Bewertung unterzogen, ob das Internetportal "Canipisingen” den

Verzicht auf die Weiterfihrung der Plattform "Bilalysportal Thirin-

gen" rechtfertigen kdénne.

Der Rechnungshof nimmt die Auffassung desisteriums zu der aus
seiner Sicht erfolgreichen Forderung des Bildungsgs Thiringen
zur Kenntnis. Die Bedeutung des BildungsportalsdigrAufbau- und
Serviceleistungen und als Schnittstelle zwischerchdohule und
Uberregionalen Portalen der wissenschaftlichen &i@ltiung in den

zuruckliegenden Jahren erkennt er an.

Tragfahige Argumente des Ministeriums, die gegenvdrgeschlage-
ne Bundelung bzw. Integration der Inhalte des Pot&ildungsportal
Tharingen" und einen einheitlichen Auftritt des iBtaats fir Angebo-
te in Studium und Weiterbildung sprechen, sind 8tllungnahme
jedoch nicht zu entnehmen.

Die angefiihrten Grinde fir weiterhin parallel fingerte Landespor-

tale sowie das vermeintliche Alleinstellungsmerkrdak "Bildungs-
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portals Thiringen" Uberzeugen nicht. Nach Auffagsuies Rech-
nungshofs verkennt das Ministerium die originarddRdes Bildungs-
portals als Dienstleister fir die Hochschulen desdes. Anhand
messbarer KriteriéR ist aus Sicht des Rechnungshofs vielmehr in den
letzten Jahren nachgewiesen worden, dass eine MaRemehmung
des Freistaats Uber das "Bildungsportal ThiringaoKlaufig ist. Eine
tatsachliche Unterstitzung der Hochschulen beiM#gmarktung ih-
rer Weiterbildungs- und E-Learning-Angebote Ubes Badungspor-

tal konnte nicht festgestellt werden.

Der Rechnungshof erwartet zeitnahe, tragfahigedheidungen und
Malnahmen zur kinftig einheitlichen Préasentatioer S8tudienange-
bote der Hochschulen Uber das Internetportal "Camijiiringen”. Er
geht davon aus, dass uber einen einheitlichenniet&uftritt des Frei-
staats zu Hochschulangeboten ein breiterer Nuisrlangesprochen
wird. Damit dienen dann in starkerem Mal3e die fig& Aufgaben-
wahrnehmung des Portals eingesetzten o6ffentlichételMiem Lan-

desinteresse.

4 Statistische Auswertungen zu GesamtzugrifferdasfPortal; Ergebnisse der schriftlichen Befragung
der Hochschulen des Landes.
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Forderung Thiringer Museen
(Kapitel 04 89)

Die seit dem Jahr 1990 im Wesentlichen unveréandetiestehende
Forderung der Thiringer Museumslandschaft bedarf dingend
einer Evaluierung. Die bisherige Verteilung der imLandeshaus-
halt jahrlich bereitgestellten fast 7 Mio. € Uberwegend auf 4 der
rd. 200 im Freistaat bestehenden Museen bedarf dedberpri-

fung.

Das fiur Kunst und Kultur zustadndige Ministenidordert die rd. 200
iIm Freistaat bestehenden Museen. Die aus dem Liaadssalt be-
reitgestellten Mittel vergibt das Ministerium waiberwiegend zur
laufenden Finanzierung (institutionelle Forderurgh Museen und
dem Museumsverband Thiringen e. V. und in bescheémkJmfang

zur Unterstitzung einzelner Vorhaben (Projektfaudg).

Der Rechnungshof hat im Jahr 2010 die Zuweisurageausgewahlte
Tharinger Museen und an den Museumsverband gefthitverpunkt
war dabei die institutionelle Férderung in den Healtsjahren 2006
bis 2009.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die rd.N0Oseen des Frei-
staats in den Jahren 2007 bis 2009 jahrlich Landegm H. v. rd.
6,8 Mio. € erhalten haben, wovon rd. 6,5 Mio. € als institolbe
Foérderung gewahrt wurden. Ein Anteil von rd. 4 Mio— dies ent-
spricht nahezu 60 v. H. der Fordermittel — waremcluFinanzie-
rungsvertrage mit 4 Tragern von Mus&gebunden. Der verbleiben-
de Anteil der institutionellen Forderung von jadhlica. 2,5 Mio. €
wurde unter 16 Uberwiegend kommunalen Tragern soem Muse-

umsverband Thuringen e. V. aufgeteilt. Der Anteif Mittel zur Pro-

4 Tragerverein Panorama Museum e.V., Stiftung Sshiriedenstein Gotha, Kulturstiftung Meiningen,
Hennebergisch - Frankischer Geschichtsverein €ilv¥das Hennebergische Museum Kloster Velira).
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jektférderung umfasst nur noch rd. 4 v. H. der Gd@gawendungen
(rd. 280 T€).

Der Rechnungshof hat weiter festgestellt: Nebem \dergaben zur
Projektférderuny’ und der jeweiligen Erlauterung in den Haushalts-
planen, dass "Uberregional bedeutsamen MuseerneKimanzierung
der Betriebskosten Landeszuschiisse als Festbétaagserung ge-
wahrt werden" (Kapitel 04 89, Titel 685 80), exaséin keine rechtli-
chen oder sonstigen verbindlichen Vorgaben zur éfarey der Muse-
en. Das Ministerium begriindete dementsprechence deisherigen
Entscheidungen zur institutionellen Museumsfordgrun Wesentli-
chen mit Empfehlungen aus Gutachten aus den Jat®é@ und
1991*. Ein vom Rechnungshof angestellter Vergleich di€apfeh-
lungen mit der praktizierten Férderung zeigte jédatass von Anfang
an erhebliche Abweichungen bei der Finanzierung dexdAuswahl
der Museen bestanden.

Eine spatere Uberprifung der weiteren Anwendbardei Empfeh-
lungen des Gutachtens oder eine eigene Bewertuniglatgeen durch
das Ministerium im Rahmen der jahrlichen institneben Férderung
konnte dem Rechnungshof nicht aufgezeigt werdeme Evaluierung
zur Entwicklung der Museen seit dem Jahr 1990 wdrdeh das Mi-

nisterium nicht vorgenommen.

Der Rechnungshof hat kritisiert, dass die im Raimwen Finanzie-
rungsvertradgen tatsachlich gebundenen Mittel d&titutionellen For-
derung im Haushaltsplan unzureichend ausgewiesedeweaund die
institutionelle Forderung der Thiringer Museen gomicht mit der

gebotenen Klarheit dargestellt wird.

4" Richtlinie des TKM zur Férderung von Kultur unditést (ThiirStAnz 11/2000 vom 13. Mérz 2000,
S. 554 — 559).

48 Auftrag des Thiiringer Ministeriums fiir Wissendthad Kunst vom 7./8. November 1990 zur
"Kategorisierung Thiringer Museen" durch Herrn Bernhard Hoffmann (MR a. D., Wiesbaden)
und Herrn Hans Mangold (Ehrenvorsitzender des ldelssh Museumsverbandes, Kassel).
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Der Rechnungshof haufRerdem bemangelt, dass keine Kriterien oder

nahere Angaben zur Auswahl "liberregional bedeutsduseen” be-
stehen. Es ist somit nicht nachvollziehbar, welckaf3stab fur die
seit Jahren unverédnderte Praxis der institutionefé&rderung gilt.
Angesichts der seit Jahren nahezu unverandertetefing derselben
Museen war festzustellen, dass das Ministerium@estaltungsspiel-
raum, den diese — gegeniber der Einrichtung vordésmuseen —
flexiblere und fur Veranderungen offene Finanziggform der insti-

tutionellen Forderung bietet, bisher nur unzuremchgenutzt hat.

Auf Grund der Differenzen zwischen den Gutachtea den Jahren
1990/91 und der aktuellen Situation der institugiten Museumsfor-
derung hat der Rechnungshof eine fachliche Neulieangrder Thi-

ringer Museumslandschatft gefordert.

Der Rechnungshof hat aul3erdem empfohlen, dasBdiinstitutionel-
le Forderung ausgewahlter Museen zeitnah die keitelir die Aus-
wahl "lUberregional bedeutsamer Museen" definiertdee sollten.
Zudem bedarf es eines in sich schlissigen undpaaesten Forder-
konzepts des Ministeriums. Dies kann und muss —Edievicklung
der Museen berticksichtigend — fortgeschrieben werDe Empfan-
ger der institutionellen Férderung sollten aulRerdegelmalig an-

hand der festzulegenden Forderschwerpunkte/-zidkeiiert werden.

Der Rechnungshof hat weiterhin die Erforderlichigsehen, die Ho-
he der Zuwendungen des Landes bei den besteheithamzierungs-
vertrdgen und deren Laufzeiten im Rahmen der Nealieang der

Thiaringer Museen in jedem Einzelfall zu prifen.

In seiner Stellungnahme hat das Ministeriunt Yferweis auf Arti-
kel 30 Absatz 1 der Verfassung des Freistaats igén die Auffas-

sung vertreten, dass Kriterien fir seine grundsdizl Entscheidung
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fur eine regelméaRige Landesférderung von MuseeBdaeutung der
Einrichtungen fir das Selbstverstandnis und firAdi@endarstellung
des Freistaats Thiringen seien.

Fur die Férderung und die Bemessung von deren Kdéhdie finan-

zielle Leistungskraft des jeweiligen Tragers und @Giesamthdohe von
dessen auf dem Gebiet der Kulturfinanzierung besteéén Belastun-
gen einschlieB3lich moglicher Lasten der Bauerhgltomal3geblich.

Die Hohe der gewahrten Landesférderung sei sornohtnin jedem

Fall als Ausdruck einer fachlichen Prioritdtensatz@anzusehen. Die
Grundstruktur der Férderung sei bis heute unverdmggdblieben, well

sich die Bedingungen an keinem der betroffenen Qrtadlegend

verandert hatten.

Das wesentliche Kriterium zur Auswahl eines Mussuseine Uber-
regionale Bedeutung — gelte neben den internatibakhnnten mu-
sealen Einrichtungen auch fur kleinere Museenjidier herausragen-
de Personlichkeiten bzw. lber regionale und widfithhe Beson-

derheiten der Thiringer Geschichte und Kultur Augkgeben.

Das Ministerium verweist auch auf seine enge Zusenarbeit mit

den im Museumsverband Thiringen e. V. zusammentpssgamen

Tharinger Museen. Auf dieser Grundlage finde — iahRen jahrli-

cher Gesprache — eine kontinuierliche BewertungAgleit sowie ei-

ne koordinierte Planung zu Veranstaltungen und #&llssgen der

Museen statt.

Die bisher vorliegenden Finanzierungsvereinbarorggen Ergebnis-
se politischer Einzelentscheidungen zur Losungisfyez Problemfal-

le.

Das Ministerium hat weiterhin mitgeteilt, dass Rahmen der zu er-
arbeitenden Kulturkonzeption des Freistaats einabBeertung der

Tharinger Museumslandschaft erfolgen solle.

Zur Darstellung der institutionellen Museumsfordey im Landes-

haushalt vertritt das Ministerium die Auffassungssl die bisher ge-
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wahlte Form fir den Gesetzgeber ausreichend seijhen die H6he
der Zuschusse an die Museen zu entscheiden. Demwerde gepruft,
inwieweit dem Anliegen des Rechnungshofs gefolgter konne.

In seiner Stellungnahme zum Entwurf des Bemerkogigsgs hat das
Ministerium erganzt, dass auch Museen gefordertderiir deren
Sammlungen und Arbeit dokumentierend und idenstétsnd zum
Bild des Freistaats Thiringen und seiner Kulturkahaft beitragen.
Die fachliche Substanz der institutionell gefétdarMuseen sei durch
das Ministerium im Rahmen der jahrlich stattfindemdVirtschafts-
planverhandlungen mit den Museen und deren Tragguiert wor-
den, in welchen Arbeitsergebnisse, kinftige Auguoben und
Schwerpunktsetzungen besprochen worden seien. ®sgwiwurde
insbesondere auf die gemeinsame Verantwortung dedds und der
kommunalen Gebietskorperschaften bzw. privaten drr&gr Erhal-

tung der kulturellen Substanz Thiringens.

Der Rechnungshof nimmt zur Kenntnis, dass&iakt des Ministeri-
ums die Museumsforderung als erfolgreich zu bewede Die enge
Zusammenarbeit mit den Fachgremien des Museumswisbehurin-
gen e. V. erkennt er ausdrtcklich an. Weiterhinminer zur Kennt-
nis, dass die bestehenden Finanzierungsvereinbamuiggebnisse
von politischen Einzelentscheidungen zur Lésungigfier Problem-

falle sind.

Der Rechnungshof bezweifelt jedoch, dass sich dmitVeroffentli-
chung der Gutachten im Jahr 1991 die Voraussetzufigesine insti-
tutionelle Forderung an keinem der betroffenen Mussstandorte
geadndert haben sollen. Er bleibt bei seiner Auffags dass es der
Festlegung nachvollziehbarer Kriterien zur Auswdahberregional
bedeutsamer Museen" bedarf. Die vom Ministeriunsé@mer Stel-
lungnahme genannten Kriterien — internationale Bakt@eit sowie die

Prasentation von herausragenden Persoénlichkeiteie smn Beson-
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derheiten Thiringer Geschichte und Kultur — bieégrflir Ansatz-
punkte.

Der Rechnungshof halt zudem daran fest, dass B@chahren eine
Evaluierung der Thiringer Museen durch das Minister— ggf. unter
Hinzuziehung von externen Fachgremien — unumgdmggic Ebenso
sind fur die jahrlichen Entscheidungen zur Vergdbe Fordermittel
eigene Bewertungen des Ministeriums vorzunehmereurdbkumen-
tieren. Der Verweis auf die Kommunikation mit dendie Interessen
der Museen vertretenden — Museumsverband sowieldiegern der
Museen reicht fur die Wahrnehmung dieser hohetglictAufgabe

nicht aus.

Bezuglich der Darstellung der institutionellen Mumsforderung im
Landeshaushalt bleibt der Rechnungshof bei seinégfagsung, dass
zumindest die tatséchlich gebundenen Mittel deairzierungsverein-
barungen ab dem Jahr 2012 auszuweisen sind, umLdadtag die
fur die Wahrung seiner Budgethoheit erforderlich&iormationen zu

geben.

Der Rechnungshof regt aul3erdem an, die bestehdfidanzierungs-

vertrage in jedem Einzelfall nochmals zu prufen.

Insgesamt fordert der Rechnungshof eine an eioez&ption zu mit-
tel- und langfristigen Zielen des Landes zur Mussfdmierung orien-
tierte — auch die unterschiedliche Weiterentwicgluder Einrichtun-
gen bertcksichtigende — Lenkung der Fordermittalbdéd sollte ins-
besondere auch die Aufteilung der Mittel fur distitutionelle und fur
die Projektférderung tberdacht werden. Zur Verbesge der finan-
ziellen Situation der Museen weist der Rechnungsbohmals darauf
hin, sich verstarkt fur die privatwirtschaftlichémerung in Form von
Kultursponsoring sowie flr das burgerschaftlicheg&gement in

Form von Spenden und der Einrichtung von Stiftungieausetzen.
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Der Rechnungshof begrufit die angekindigte Neultemgeider Thi-
ringer Museumslandschaft. Er erwartet, dass digdsgellten Mangel
beseitigt und die Hinweise des Rechnungshofs bebtwlerden.

Der Rechnungshof wird das weitere Verfahren lafitibegleiten.
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Bemerkungen zum Einzelplan 08

Privatisierung von Zuwendungsverfahren im Geschftsbereich
des TMSFG - Entburokratisierung der Verwendungsnaclkveis-
prufung notwendig

(Einzelplan 08, Kapitel 02 bis 29)

Auch nach Privatisierung der Sozial-, Familien- ud Jugendfor-
derung durch Beleihung einer Gesellschaft bestehearhebliche
Ruckstande bei der Verwendungsnachweisprufung. Alle aus
Bewilligungen der Jahre 2005 bis 2009 blieben Fordaittel
I. H. v. mindestens 75 Mio. € bis Ende 2010 ungeptt

Infolge der Behordenstrukturrefofiiwurden das Landesamt fiir So-
ziales und Familie (LASF) aufgeltst und samtlichiderverfahren
im Bereich der Sozial-, Familien- und Jugendpolgrivatisiert. Hier-
zu belieh das zustandige Thiringer MinisteriumSoziales, Familie
und Gesundheit (TMSFG) mit Wirkung vom 1. Augus02@lie Ge-
sellschaft fur Arbeits- und Wirtschaftsforderungs dereistaats Thi-
ringen mbH (GFAW) und tbertrug ihr die hoheitlicHg@efugnisse zur

Wahrnehmung der im ehemaligen LASF vollzogenen &@afgaben.

Der Thiringer Rechnungshof hat den aktuellen Bsatarbgsstand der
Verwendungsnachweisprufung von ForderverfahrerHaershaltsjah-
re 2005 bis 2009 zum Stichtag 31. Dezember 2016Lfeb

Er hat festgestellt, dass der GFAW in dem beteteht Zeitraum we-
nigstens 1.361 ungeprifte Projekte mit einer Bayufigssumme von
etwa 115 Mio. € vorgelegen haben. Hiervon hat deseBschaft bis

zum 0. a. Stichtag lediglich 250 MaRnahmen mit mirfedrdervolu-

9 Vom 1. Marz 2005.
" Priifungsgrundlage: Ubersichten gemaR VV Nr. 8.8 44 ThirLHO.
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men von knapp 40 Mio.”*€abschlieBend gepriift. Der Rechnungshof
hat den geringen Abbau von nur etwa 18,4 v Iider vom LASF
Ubertragenen bzw. nach der Beleihung neu aufgelanf&uckstande

bei der Verwendungsnachweisprifung bemangelt.

Der Rechnungshof hat weiter kritisiert, dass dieA®/ bei mehr als
einem Drittel der Ubertragenen Forderprogrammeseiiekein Perso-
nal fur die Verwendungsnachweisprifung vorhalt wamit eine
wirksame Erfolgskontrolle bei diesen MalRnahmen 3sehren ver-
nachlassigt wird.

Unter den gegebenen personellen Voraussetzungendi@ von der
GFAW avisierte Abarbeitung der weiterhin offenenrWendungs-
nachweise innerhalb der néchsten zwei Jahre vorhriRkegshof als
unrealistisch bewertet, zumal der Gesellschaft @aszeitlich weite-

re prioritdr zu bearbeitende Forderprogramme Udgetn worden sind.

Der Rechnungshof hat der GFAW empfohlen, geeighzBnahmen
einzuleiten, um die Prifungstatigkeit ohne Qualeétschrankungen
zu intensivieren und das Ziel einer zeitnahen Veodwagsnachweis-

prufung in absehbarer Zeit zu erreichen.

VI.2. In seinen Stellungnahmen vom Mai und Juni 2&hkt das TMSFG
zunachst kritisiert, dass der Rechnungshof nurneimesgewahlten
Bewilligungszeitraum bzw. einzelne Forderbereiaheseine Prifung
einbezogen habe. Tatsachlich habe die GFAW aufgdend/orgege-
benen Prioritaiten schwerpunktmdallig in investivemd&bereichen
mit gro3en Foérdervolumina und entsprechend hohefvand tatig

werden mussen. Insgesamt habe die GFAW bis zunb&iember

1 Davon sind 31,5 Mio. € der "Ortlichen Jugendfitohg"” — einem ausgabeintensiven Férderprogramm
mit sehr geringem Prifungsaufwand — zuzurechnen.
2 Bezogen auf die Projektzahlen.
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2010 von dem Ubertragenen Fordervolumen i. H. 0. Gib. € etwa
380 Mio. € gepruft, mithin 63 v. H.

Hinsichtlich der bislang ungepriften Forderbereiolerwies das Mi-
nisterium auf die beschrankte PersonalkapazitadbeiGFAW. An-

gesichts der Vielzahl der tUbertragenen AufgabenderdPrioritaten-

setzung einzelner Forderbereiche sei es erfortiegewesen, bei der
Abarbeitung der Prifungsriickstéande das richtigeh&émis zwischen
effektiver Bearbeitung einzelner Forderbereiche ded gleichzeiti-

gen Prufung maoglichst vieler Férderprogramme heeties.

Fur das Jahr 2011 sei die Aufnahme der Prifungviembislang un-

gepriften Forderbereichen mit den grol3ten Fallrabkreits erfolgt

bzw. vorgesehen.

Zu den derzeit bearbeiteten Forderbereichen hatfTddSFG mitge-
teilt, dass die von der GFAW eingesetzten Mitadydibberwiegend an
Forderbereiche und Bewilligungszeitraume gebundamegen seien,
die der Rechnungshof nicht betrachtet habe. Insasvgebe die vom
TRH ermittelte Prtfungsquote ein verzerrtes Bilds Bum Stichtag
3. Juni 2011 seien aus den gegenstandlichen F@merhen und
Haushaltsjahren weitere 190 Projekte geprift warden

Hinsichtlich der vom Rechnungshof geforderten Mafinen bezlg-
lich eines zeithahen Abbaus der aufgelaufenen Rgshiickstdnde
fuhrte das Ministerium aus, dass neben dem AbbaAltélle die ak-

tuell eingehenden Verwendungsnachweise mdoglichetriralb eines
Jahres gepruft werden sollen.

Im Laufe des Jahres 2010 sei das Verfahren aufdedadingehend
optimiert worden, dass insbesondere die Prufungfrgigerechten
Mittelverwendung dem Verhéltnis von Aufwand und h&n ange-
passt worden wéare. Dartber hinaus wirden die Vedwagsnachwei-
se nicht mehr schrittweise nach Jahrgangen, soridigerweise ge-

pruft.
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Zudem beteiligen sich TMSFG und GFAW aktiv an degenwartig
erfolgenden Uberarbeitung der zuwendungsrechtlicierschriften
mit dem Ziel der Vereinfachung entsprechender \tedasablaufe
und der damit verbundenen Entlastung eingebundegrsonalkapazi-
taten.

Dem Ausbau personeller Kapazitaten seien aufgdemahotwendigen
Haushaltskonsolidierung sehr enge Grenzen gesetziass verstarkt
auf Malinahmen zur Verfahrensvereinfachung orientierde.
Insgesamt schéatze das Ministerium ein, dass dieheme Gesell-
schaft die ihr Ubertragenen Aufgaben im Bereich \derwendungs-

nachweispriufung erfolgreich umgesetzt habe.

Die vom TMSFG kritisierte Begrenzung hinsigttt der vom Rech-
nungshof ausgewéhlten Foérderbereiche und Bewilgmeitraume ist
nicht sachgerecht. Von den tbertragenen Fordedbeneiwurden aus-
schlie3lich solche mit sehr hohen Fallzahlen in Rligéfung einbezo-
gen. Tatséachlich lag der Anteil der vom Rechnungbleolicksichtig-

ten MalRnahmen — bezogen auf den relevanten Prideitigaim — bei

Uber 90 v. H.

Auch die Beschrankung auf den Zeitraum 2005 b@92fenigt statis-
tischen Anforderungen, um ergebnisrelevante Aussamge treffen.

Abgesehen davon hat auch die Prifung einzelnerelfdedeiche der
Jahre 2003 und 2004 zu vergleichbaren Feststeliugggihrt.

Dem Vortrag des TMSFG, dass die von der GFAW aataen Mit-
arbeiter Gberwiegend in Forderbereichen und Beyuligszeitraumen
gebunden waren, die der Rechnungshof nicht bettblabe und in-
soweit die von ihm ermittelte Prifungsquote einzeertes Bild dar-

stelle, kann ebenso nicht gefolgt werden.
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Da auch weiterhin erhebliche Riickstatideus den Bewilligungsjah-
ren vor 2005 bestehen, wird sich die Prufungsquotden Folgejah-
ren nicht signifikant erhéhen, zumal erneut inwestrorderprogram-
me mit hohem Prifungsaufwand vorrangig bearbeiggtlen missen.
Der Rechnungshof verkennt nicht, dass die Vers@&sanbei der
Verwendungsnachweisprifung hauptsachlich wahrenddstandig-

keit des zwischenzeitlich aufgelosten LASF entstansind.

Der Rechnungshof bleibt bei seiner Auffassungs ahs bislang ein-
geleiteten MaflRnamen und Optimierungskonzepte dekViGFRllein
nicht ausreichen, um innerhalb der nachsten zweeJdie bestehen-
den Ruckstande ohne Qualitatseinschrankungen abenldzzw. eine
zeitnahe Verwendungsnachweisprifung zu gewahnkeigteerwartet,
dass der Weg der Verfahrensvereinfachung fortgesetd und bei

der Prifung Schwerpunkte gesetzt werden.

3 1.114 offene Verwendungsnachweise aus Bewillignngor dem HH-Jahr 2005 (Stand:
22. November 2010).



VII.

VII.1.

135

Einzel- und Pauschalférderungen nach dem KHG ud ThurKHG
in einem ausgewahlten Krankenhaus
(Kapitel 08 29)

Defizite im Zusammenwirken der beteiligten Behoérda fuhrten
bei einem Krankenhausneubau zu nicht notwendigen Fderun-

gen.

Der Thiringer Rechnungshof hat bei seineafifrgen der Kranken-
hausfinanzierung in den Jahren 2008 und 2009 IbeineiKranken-
haus das Bewilligungsverfahren der Einzel- und Etzalfrderung
nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG) biwiringer
Krankenhausgesetz (ThirKHG) geprift und dabei faligeMéangel

festgestellt:

Wegen fehlender Unterlagen fur einige Teilleistungerzichtete
die bewilligende Stelle insoweit auf baufachlich&ifBngen. Mit-
unter legte der Krankenhaustrager auch keine Wiafsiachkeits-
prufungen vor. So wurde eine Fernwarmeversorgumgrdert, oh-
ne Alternativen wie z. B. die Errichtung eines Bdbeizkraftwerks
ausreichend gepruft zu haben.

Der nicht erforderliche Dachausbau des Krankenlsausgde mit
Uber 600 T€ gefordert. An den Kosten hierfir ist ideankenhaus-
trager nicht beteiligt worden. Das Thiringer Mieisim fur Sozia-
les, Familie und Gesundheit (TMSFG) hatte wedetitiae Alter-
nativen gepruft noch die staatliche Bauverwaltuetgitigt.

Zur Beurteilung der Ausstattung des Krankenhausgsviedizin-
technik fehlte Fachpersonal. Dies hatte u. a. olgd; dass die me-
dizintechnische Ausstattung auch nach Bewilligubgridahre un-

geprdft blieb.

Der Rechnungshof hat die festgestellten MangelDefizite im Zu-

sammenwirken von Thiringer Landesverwaltungsamt V(WA),
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TMSFG und staatlicher Bauverwaltung zuriickgeful®t hat das
TMSFG mehrfach Bewilligungsaufgaben des TLVWA Uloenmen
und dabei Entscheidungen Uber die Forderhohe wnédfidervoraus-
setzungen getroffen, ohne das TLVWA einzubinderesDviederum
erforderte zusatzliche Abstimmungen zwischen denVWA und

TMSFG und filhrte mitunter zu Informationsdefiziten.

Schlief3lich beanstandete der Rechnungshof den higngat der so-
genannten Krankenhauszielplanung. Darin waren dasmR und
Funktionsprogramm des Krankenhauses und die wedwnil bauli-
chen Einzelvorhaben festgelegt worden. Auch dakezightete das
TMSFG auf die Beteiligung der staatlichen Bauvetway.

Im Stellungnahmeverfahren zu der Prifung &echnungshofs hat
das TMSFG zunachst ausgefihrt, es habe mit derkkrdrausziel-
planung grundsatzliche Aussagen zur Forderfahigketitoffen; tber
bauliche Belange habe es jedoch nicht entschideiesehe auch kei-
nen Handlungsbedarf, die staatliche Bauverwaltugigdbr Kranken-

hauszielplanung zu beteiligen.

In einer weiteren Stellungnahme rdumte es einpdidiche Struktur
eines Krankenhauses und der Umfang der Einzelverhatirden
weitestgehend durch die Krankenhauszielplanungroegt Die staat-
liche Bauverwaltung werde kunftig frihzeitig eingeblen. Weiter
gehe es davon aus, der Krankenhaustrager sei &#llsie Wahl und
den Nachweis der wirtschaftlichen Variante veramtiioh. Das
TMSFG sehe keine Veranlassung, dem Krankenhaustuigatgelt-

lich betriebswirtschaftliche Beratungen zu gewahren

In einer aktuellen Stellungnahme hat das Thiringamsterium fur
Bau, Landesentwicklung und Verkehr (TMBLV) eine g@nsame
Beratung mit dem TMSFG beflrwortet. Zudem erkldseseine Be-
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reitschaft, bei Wirtschaftlichkeitsuntersuchungemzaowirken und so

ein wirtschaftliches bauliches Konzept zu sichern.

Daraufhin hat das TMSFG ausgefuhrt, TMBLV und TNES§timmen
darin Uberein, dass die starkere Einbindung detlgthen Bauverwal-
tung besonders bei der Krankenhauszielplanung imie\¢bvon Ent-
scheidungen zu Krankenhausinvestitionen sinnvall Aef Regelun-

gen verzichte man jedoch.

Zu den Vorhaltungen, es habe Férdermittel trotzollstéandiger bau-
fachlicher Prifungen ausgereicht, hat das TMSFGahst entgegnet,
kiinftig solle nur bei abgeschlossenen Antragspiggan bewilligt
werden. Spater hat das TMSFG diese Aussage dalenddorrigiert,
dass eine vollstandige Antragsprifung VoraussetZiingine Bewil-

ligung sei.

Zum nicht notwendigen Dachausbau hat das TMSFG@Gchst einge-
raumt, Alternativen nicht ausreichend gepruft zbdma In seiner Stel-
lungnahme zum Bemerkungsbeitrag rechtfertigte dMSHG die
Baumalnahme als dauerhafte und angemessene Umgertygifir die

Verwaltung.

Der Beanstandung, die Beschaffung von Medizinti&chicht zeitnah
zu prufen, widersprach das TMSFG. Die mit der Rrgfder Medizin-
technik befassten Mitarbeiter im Landesverwaltungsadtten inzwi-
schen Erfahrungen gesammelt, die notwendigen Pgéfumwiirden in-
soweit beschleunigt. Im konkreten Beispiel seiMgdizintechnik in-

nerhalb eines Jahres nach dem Anderungsantragfgeprden.

Zu den vom Rechnungshof aufgezeigten DefiziterdbeBearbeitung
hat das TMSFG ausgeflhrt, die Prufschritte der Be#iorden wirden

aufeinander aufbauen. Krankenhausplanerische, aHpistmerische



VII.3.

138

und verwaltungsseitige Aufgaben seien bei der FPwgiieng miteinan-
der verzahnt. Dies habe nur in der Vergangenhaitritiig zu Aufga-
benliberschneidungen gefuhrt. Um dies kinftig beabaugrenzen,
werde die entsprechende Krankenhausfoérderrichtimézisiert, an-

sonsten aber an der praktizierten Verfahrenswesigéhalten.

Die letztendlich zugesagten MalRhahmen bei ldenftigen Antrags-
prifung nimmt der Rechnungshof zur Kenntnis. Erstvaber darauf
hin, dass seine Prifungserfahrungen die Auffassi@sgTMSFG wi-

derlegen, dass Krankenhaustrdger regelmaRig wafttiche Ent-

scheidungen treffen. Vielmehr werden wirtschaftickrwéagungen
aufgrund des Rechtsanspruchs auf vollstandige FRimgeder be-
triebsnotwendigen Investitionskosten, beispielsevesta Gunsten der
Ausweitung des Leistungsangebots, meist zurtckiffeste

Daher begruf3t der Rechnungshof die Angebote deBLMVIsich mit

dem TMSFG zu beraten und bei Wirtschaftlichkeitetsuchungen

mitzuwirken.

Dennoch empfiehlt der Rechnungshof dariber hindas, gesamte
diesbeziigliche Bewilligungsverfahren, mit Ausnahdez baufachli-
chen Prifungen, in einer Behdrde zu bindeln.

In vergleichbaren Bereichen wie der Suchtpraventiod Suchtkran-
kenhilfe erfolgt die Bewilligung von Investitionsfierungen bereits
ausschlie3lich im TMSFG.

Die Prifungserfahrungen des Rechnungshofs widanlédperdies die
Annahme des TMSFG, das TLVwWA gewahrleiste inzwiscleene
zeitnahe Prufung der Medizintechnik. In dem in Retdhenden Fall
lag das Priifungsergebnis zur Medizintechnik im Aodgsbescheid
und damit fast funf Jahre nach dem Erstbescheith moener nicht

Vor.
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Die Argumente fur den Dachausbau lUberzeugen dehrRaegshof
nicht. Die Verwaltungsbereiche verfigten vor denclzausbau tber
angemessene und sanierte Flachen. Der Flachenmdahrlst im
Wesentlichen auf einen krankenhausfremden Bereidlckzufihren.
Der nachtragliche Dachgeschossausbau mit Kostad. iv. rund
600 T€ war aus Sicht des Rechnungshofs entwedeickdrar oder in

dieser Form nicht forderfahig.



VIII.

VIIIL1.

140

Bemerkungen zum Einzelplan 09

Unterstitzungsleistungen fur die private Pferdezucht — keine Not-
wendigkeit staatlicher Hengsthaltung
(Kapitel 09 02)

Finanzielle Unterstitzungsleistungen fir private Rerdezlchter
sind — sofern sie nicht dem Erhalt existenzbedrohtePferderassen
dienen — angesichts eines bundes- und europaweitemktionsfa-
higen Markts entbehrlich.

Der Freistaat Thuringen, vertreten durcls deeutige Thiringer Minis-
terium fur Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Nathutz

(TMLFUN) schloss 1994 mit dem Freistaat Sachsere afierwal-

tungsvereinbarung zur Kooperation auf dem GebietRlerdezucht.
Danach stellt der Freistaat Sachsen im Auftrag ifigéns Zucht-

hengste fur Thiringer Pferdezichter bereit, umLeistungsfahigkeit
der nachgezogenen Pferde zu sichern, und halt elahitiaus Hengste
existenzgefahrdeter Rassen, um deren Fortbestasidimrn.

Zur Erfullung dieser und anderer Aufgaben — wie Barchflihrung

stationarer Leistungsprufungen von Hengsten —teestder Freistaat
Thiringen dem Kooperationspartner die entstanddfmsien; diese
betrugen zuletzt jahrlich rd. 222 T€.

Der Rechnungshof hat die Verwaltungsvereinbarunglainre 2011

geprift und dabei folgende Feststellungen getroffen

Die Ausgaben des Freistaats Thiringen haben sithBsginn der
Verwaltungsvereinbarung fur die Unterstlitzung devapen Pferde-
zucht verdoppelt. Bezieht man ferner die Gesamthey auf die in
Thiringen bereitgestellten Zuchthengste, so belisieh die Ausga-
ben im Jahre 1994 auf 2.556 € je Hengst. Im JaD0® Rostete jeder

der 24 in Thiringen aufgestellten Hengste — nachuglder erzielten
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Einnahmen beispielsweise aus Bedeckungsgebihrechrearisch da-
gegen rd. 9.000 €.

Der Rechnungshof hat die Ausgaben in ihrer Hohe die Verwal-
tungsvereinbarung selbst in Frage gestellt. EingriBedung der indi-
rekten Forderung privater Pferdezichter Gber dibtrkostendecken-
de Bereitstellung von Hengsten mit dem Hinweis @ief FGrderung
der Wettbewerbs- oder Leistungsfahigkeit der ThgemPferdezucht
oder die indirekten Effekte auf die Einkommensgiaravon Pferde-
haltern, die touristische Angebote ("Ferien auf deeiterhof") unter-
breiten, hat er als nicht stichhaltig angesehesbdaondere hat er in
diesem Zusammenhang auf mogliche Verdrangungsefiidikich das
staatliche Angebot an Zuchthengsten im Sportpfensath gegen-

Uber privaten Zichtern hingewiesen.

Der Rechnungshof hat kein erhebliches Landessdgeran der Fort-
fihrung der Verwaltungsvereinbarung erkannt und fehipn, diese
staatlichen Unterstitzungsleistungen mittelfristigzustellen. Er hat
jedoch davon unberthrt die Auffassung vertreterssdaxistenzbe-

drohte Rassen dauerhaft gesichert werden mussen.

Das TMLFUN hat in seiner Stellungnahme @akebliche Landesinte-
resse an dem Fortbestand einer Férderung der Rteraledamit be-
grindet, dass den Thiringer Zichtern auf diese &\iis genetisches
Potenzial von hochwertigen Hengsten bereit gesteditden konne,
das den Zichtern ansonsten nicht in dieser Bartdbugid Qualitat
zur Verfuigung stiinde. Zudem wirke das Angebot daéshSischen
Landgestiits bei der Hengstbereitstellung Preis é&mdpund hebe
gezielt auf die Anspriiche der Thiringer Pferdezérchinsichtlich ih-

rer Zuchtprogramme ab. Schlief3lich waren die Utiie&zangsleistun-
gen fur die Pferdeziichter angesichts eines bundes-europaweiten

Wettbewerbs im Zuchtsektor von grundlegender Bedwaut
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VIIL.3.  Die Aussagen des Ministeriums bestatigea Auffassung des Rech-
nungshofs, dass sich im Bereich der Pferdezuchbeies- und eu-
ropaweiter Markt entwickelt hat. Vor diesem Hintengd verbieten
sich staatliche Unterstitzungsleistungen, die Rdémmpfend wirken
und dadurch den Wettbewerb zu ungunsten privatdrieder verzer-
ren. Staatliche Unterstitzungsleistungen fir dierddzucht sind al-
lenfalls erwagenswert, wenn sie — wie im Falle texisgefahrdeter

Rassen — nicht in einen bestehenden Markt eingreife

Insofern bleibt der Rechnungshof bei seiner Fomgrgtaatliche Un-
terstitzungsleistungen auf das unbedingt erfocdexliMald zu be-
grenzen und die Vereinbarung mit dem Freistaat Sachuf dem Ge-

biet der Pferdezucht mittelfristig aufzulésen.
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Forderung von Vermarktungskonzeptionen von Untenehmen der
Verarbeitung und Vermarktung landwirtschatftlicher E rzeugnisse
(Kapitel 09 03)

Durch den regelméfigen Versto3 gegen europarectthe Be-
stimmungen bei der Forderung von Vermarktungskonzeponen

und die Weigerung des Ministeriums, eine sich daraiergebende
maogliche Pflicht zur Ruckforderung der Zuschisse zuprifen,

setzt sich der Freistaat unnétigerweise finanzielteRisiken aus.

Vermarktungskonzeptionen von Unternehmen derarbeitung und
Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse wertheiRahmen der
Forderrichtlinie "Marktstrukturverbesserung” aufr derundlage der
Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstrukid des Kuis-
tenschutzes" aus Mitteln des Bundes und des Lagefsdert. Die
Forderung soll dazu beitragen, die Erfassung, WWeramg und Ver-
marktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse den HEidonissen des

Marktes anzupassen.

Der Rechnungshof hat im Jahre 2010 die Foérderwrg Wermark-
tungskonzeptionen der Jahre 2008 bis 2010 gepriiftlen Jahren
2008 und 2009 wurden in vier Forderféllen Beihilfiei. v. insge-
samt 264 T€ bewilligt. Im Jahre 2010 wurden keibedErantrage ge-
stellt. Der Rechnungshof hat festgestellt, dassTtiéringer Landes-
anstalt fur Landwirtschaft (TLL) als bewilligendeeBorde in allen
vier in diesem Zeitraum genehmigten Forderfalleresi "vorzeitigen
Vorhabensbeginn" zustimmte. In den diesbezlglicBehreiben er-
klarte die TLL ausdricklich, dass sich aus der iBusiung keinerlei
Rechtsanspriche im Hinblick auf eine spatere Begwuitlg ableiten
lieBen. Aulerdem machte sie die moglichen Folgah Risiken bei
Ablehnung der Férderung deutlich.

Der Rechnungshof hat die Genehmigung des voreeit\gorhabens-

beginns als unvereinbar mit der RahmenregelungEdeopéischen
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Gemeinschaft fir staatliche Beihilfen im Agrar- uRorstsektot* an-

gesehen. Danach sollen Beihilfen nur gewahrt werdenn sie einen
Anreiz zur Umsetzung eines Vorhabens entfaltenriddiegeht die
Rahmenregelung der Europaischen Gemeinschaft davendass die
Anreizwirkung der Beihilfe nicht gegeben ist, wesie riickwirkend
fur Tatigkeiten gewahrt wird, die bereits von desgBnstigten durch-
gefuhrt wurden, ohne dass sich die zustandige Blehdur Gewah-

rung der Beihilfe verpflichtet h&t

Der Rechnungshof hat in Bezug auf die Rahmenragader Gemein-
schaft daher nicht ausgeschlossen, dass die gepriélle als nicht
mit dem Gemeinsamen Markt vereinbare Betriebsiieihihinzusehen
sind:

Die zwischen dem vorzeitigen Vorhabensbeginn uadiltigung der

Zuwendung liegenden Zeitrdume von 6 bis 10 Monatehdie damit
verbundene fortgeschrittene Umsetzung der Proje&ben nach An-
sicht des Rechnungshofs verdeutlicht, dass diea@steller zur Er-
stellung der Vermarktungskonzeptionen entschlosgaren — unab-
hangig von der Beihilfengewdhrung. Aus diesem Geumdiren sie
auch bereit, das mit dem vorzeitigen Vorhabenslmeg@&rbundene
Risiko zu tragen, im Falle einer Nichtgewahrung dewendung alle
Ausgaben selbst zu Gbernehmen. Dies spricht dddigs die Beihilfen
keine Anreizwirkung entfalteten und den Charaktezulassiger Be-

triebsbeihilfen trugen.

Der Rechnungshof weist schlief3lich darauf hinsdash das Thurin-
ger Ministerium fur Landwirtschaft, Forsten, Umwettid Naturschutz
(TMLFUN) durch die explizite Aufnahme der europdrdichen Rah-
menregelung als Rechtsgrundlage in die entspreehEddderrichtli-

nie selbst an die Einhaltung der europarechtlidBestimmungen ge-

> ABI. EU, 2006/C 319/01 vom 27. Dezember 2006.
> Erwagungsgrund 16 lit. ¢ der Rahmenregelung.
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bunden hat. Das Ministerium hat insofern die Pflighne Ruckforde-
rung der madglicherweise unzuldssigerweise gewahBeihilfen zu

prufen.

Im Ubrigen hat der Rechnungshof angesichts derathés dass im
Jahre 2010 keine Forderantrage gestellt wordennyaises TMLFUN

aufgefordert, die FOorderung einzustellen.

In seinen Stellungnahmen hat das TMLFUN atidg®, dass eine
verzogerte Bearbeitung der Antrage durch die Beymitigsstelle die
Antragsteller dazu veranlasste, die Vorhaben vacBeidung zu be-
ginnen. Damit sei die Anreizwirkung der Férderumghhin Frage ge-
stellt. Ferner sei den Antragstellern im Rahmen Abstimmungsge-
sprachen durch die Bewilligungsstelle vor Beschegdbedeutet wor-
den, dass die Forderfahigkeit ihrer Projekte grétaieh gegeben sei
und die tatsachliche Férderung nur noch von dsillarfg bestimmter
Fordervoraussetzungen durch die Antragsteller salblsdnge. Auch
dies héatte die gewiinschte Anreizwirkung entfaltet.

Daher werde die Ansicht des Rechnungshofs nidkilgedass es sich

in diesen Fallen um unzulassige Betriebsbeihilf@ndeln konne.

Das TMLFUN hat aufgrund der Empfehlung des Rechshaofs, die
Forderung einzustellen, zugesagt, die FortfihruergFdrderung nach
Teil C der Forderrichtlinie "Marktstrukturverbesseg" zu tberpri-
fen.

Der Rechnungshof begrif3t die Zusage des TMiLHle Fortfiihrung
der Forderung zu tberprifen und dringt im Falleekortfiihrung auf

die Einhaltung europarechtlicher Regelungen.

Die Argumentation des Ministeriums hinsichtlichr derfillung der

von der Rahmenregelung der Kommission der EuropéisdJnion
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geforderten Anreizwirkung der Beihilfen geht an @&ache vorbei.
Die Kommission geht explizit davon aus, dass Bfhil die rickwir-
kend fur Tatigkeiten gewahrt werden, die bereits dem Antragstel-
ler durchgefuhrt wurden, ohne dass sich die Beyuligsstelle zur
Gewahrung der Beihilfe verpflichtet hat, nicht deforderlichen An-
reiz bieten. Eine grundsatzliche Bejahung der Fd@tiegkeit eines
Projekts vor Bewilligung durch die zustandige Belgerflllt die von
der Rahmenregelung geforderte Bedingung — Durcbfighdes Pro-
jekts nach Verpflichtung zur Gewahrung der Beihifenicht. Die
Beihilfen kdnnten insofern als nicht mit dem Gensaimen Markt
vereinbare Betriebsbeihilfen angesehen werden; Meristerium ob-
liegt daher die Pflicht, eine Ruckforderung deriéen zu prifen.
Ansonsten setzt sich das Ministerium mit seinerfésgung, die Be-
willigung vorzeitiger Vorhabensbeginne sei europhtich ohne Be-
deutung, unnétigerweise Risiken infolge von Konéwldurch Organe

der Europaischen Gemeinschaft aus.
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Durchfiihrung des Abwasserabgabengesetzes

(Kapitel 09 05)

Bei der Férderung wasserwirtschaftlicher MaRnahmenzur Ver-
besserung der Gewadassergite kdnnen Einsparpotenziatgenutzt

werden.

Der Freistaat Thiuringen fordert die Errichtuvgn Anlagen flr die
offentliche Entsorgung von Abwassern, um die Geesdgge zu
verbessern. Der Thiringer Rechnungshof hat die éftnd) der Er-
richtung von Abwasseranlagen im Jahre 2010 genritit dabei fol-

gende Feststellungen getroffen:

Leiten Gemeinden oder Trager der Abwasserentsor§ehgiutzwas-
ser in Gewasser ein, so sind sie zur Zahlung &berasserabgabe an
den Freistaat verpflicht®t Errichtet ein Aufgabentrager zur Verringe-
rung des eingeleiteten Schmutzwassers eine Abveaasage, so kann
er die von ihm geschuldete Abwasserabgabe mit megstitionen fir
die Abwasseranlage verrechién

Zugleich gewéhrt das Thiringer Ministerium fir danrtschaft,
Forsten, Umwelt und Naturschutz (TMLFUN) Gemeindend
Zweckverbadnden Zuschuisse zur Errichtung von Anldgemnlie Ent-
sorgung oOffentlicher Abwéasser. Die Zuschisse batiefich — ein-
schlie3lich der Zuschisse zur Verbesserung derkWasserversor-
gung — in den Jahren 2008 bis 2010 auf rund 78 #ffo.

Bisher berechnet die Bewilligungsstelle die Zussimdhe, indem sie
den Fordersatz von 65 v. H. auf die zuwendungséihAusgaben des
Antragstellers bezieht. Betragen diese beispielssv&iMio. €, so er-
geben sich ein Zuwendungsbetrag i. H. v. 650 T€ eincEigenanteil

des Zuwendungsempfangers i. H. v. 350 T€. Nachdseetiung der

% § 7 Thiringer Abwasserabgabengesetz - ThirAbwAG
57§ 10 ThUrAbwAG
8 Haushaltstitel: 09 03 — 887 80; 09 05 — 883 @0B — 883 77; 09 05 — 887 77.
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Malnahme wird die vom Aufgabentrdger zu entrichréeAbwasser-
abgabe um die HOhe des fir die Investition erbeacEigenanteils im

Zuge der Verrechnung verringert.

Hatte der Aufgabentrager beispielsweise eine AbgaHev. 250 T€
zu leisten, so wird er in dieser Hohe entlastetdeiaEigenanteil die
geschuldete Abgabe Ubersteigt. Fur den Freistadtdamit in diesem
Beispiel Mindereinnahmen i. H. v. 250 T€ (entgaregyétbgabe) und
Ausgaben i. H. v. 650 T€ (Zuschuss) verbunden.

Der Thiringer Rechnungshof hat in dem Verfahren Berechnung
der Zuschusshothe eine unangemessene Beglnstigudgiid@aben-
trager gesehen. Er hat empfohlen, die auf der BasisErfahrungs-
werten geschatzte, kinftige Abwasserabgabe zunawlisten zu-
wendungsfahigen Ausgaben fir das Investitionsvarhainsgesamt
zu verrechnen und den Fordersatz auf die verbldd&umme anzu-
wenden. In 0. g. Beispiel wirden sich die Ausgathes Aufgabentra-
gers i. H. v. 1 Mio. € durch die Verrechnung mit deschatzten Ab-
wasserabgabe auf 750 T€ verringern. Bei verbleiderxzericksichti-
gungsfahigen Ausgaben i. H.v. 750 T€ und einemdéi@atz von
65 v. H. ergébe sich ein vorlaufig festgesetzteschuss seitens des
Freistaats i. H. v. 487,5 T€. Nach Vollzug der Malffme und Bemes-
sung der tatsachlich zu leistenden Abwasserabgalssten eine ab-
schlieRende Berechnung der Fordersumme und ggé. karrektur

der Zuschusshdhe erfolgen.

Die eingesparten Mittel, die sich aus der Mod#iang des Verfah-
rens fiir den Freistaat ergében (in obigem Beispiél v. 25 v. H>?),
konnten fur zusatzliche Vorhaben zur Verbesserargakwassergute

bereit gestellt werden. Insofern konnte eine Ums®zder Empfeh-

¥ Um 162,5 T€ verminderter Zuschuss gemaR Vorgatiés Rechnungshofs in Relation zu 650 T€
Zuschusshoéhe nach bisheriger Praxis.
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lung des Rechnungshofs wesentlich dazu beitragean guten 6ko-
logischen und chemischen Zustand der Gewasser gderaft/orga-
ben der Europaischen Wasserrahmenrichtlinie eherreichen, als es

bei einer Beibehaltung der bisherigen ForderprdersFall wéare.

Das Ministerium hat in seiner Stellungnahmgediihrt, dass der Vor-
schlag des Rechnungshofs der Absicht des Gesetagabeiderlaufe,
einer doppelten finanziellen Belastung der Abgaligifgen — einer-
seits durch die Investition und andererseits daliehAbgabe — entge-

genzuwirken,

Ferner wirden dem Freistaat zwar infolge des geéenl Berech-
nungsverfahrens Mittel fur zusatzliche Vorhaben Yerfiigung ste-
hen. Da dies allerdings mit einem Mehrbedarf areingitteln bei den
Aufgabentragern einhergehe, konne dies zur Vermegiduasserwirt-
schaftlich sinnvoller Investitionen fuhren. Damibrine schliel3lich
auch das Erreichen von Umweltzielen, wie sie in Baropaischen

Wasserrahmenrichtlinie verankert sind, gefahrdetiem.

Der Rechnungshof erkennt das erhebliche Lantbesse an einer
Forderung wasserwirtschaftlicher Mallnahmen an. kge@satz zur
Auffassung des Ministeriums sieht er jedoch die galbentrager
durch das angewandte Berechnungsverfahren unangembsglns-
tigt. Dies wird u. a. daran deutlich, dass die Eéwdg und die Befrei-
ung von der Abwasserabgabe in Einzelfallen sogagiaer vollstan-

digen (indirekten) Ubernahme der Ausfihrungskost@ch den Frei-
staat fuhren kdnnen — wenn die verrechnete Abgabdidhe der Ei-

genmittel des Aufgabentragers fur das Vorhabenpenotg. Bei alle-

dem kann eine angemessene finanzielle Entlastumg vom Gesetz-
geber gewtinscht — auch durch das hier thematisiete Berech-

nungsverfahren gewahrleistet werden.
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Der Rechnungshof bezweifelt, dass Aufgabentragergeanderten
Bedingungen sinnvolle Investitionen kinftig zurittelen wirden. Er
sieht vielmehr die Chance, durch die gewonneneanfirellen Hand-

lungsspielrdume weitere oder andersartige MalRnalameNerbesse-

rung der Gewassergtte anzustol3en.
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Bemerkungen zum Einzelplan 10

Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbandeowie Zu-
schisse an offentliche und private Unternehmen im &hmen des
Landesprogramms OPNV bzw. der OPNV-Investitionsrictilinie
(Kapitel 10 02, 10 07 sowie 17 20)

Maflnahmen sind nur bei erheblichem Landesinteressend im
daftr erforderlichen Umfang zu bezuschussen.

Fur die beabsichtigte Forderung eines Omnibusbetebshofs in
Hohe von 2 Mio. € ist diese Voraussetzung nicht geigen. Beim
Neubau eines OPNV-Knotenpunkts mit Zentralem Omnibs-
bahnhof ist das Forderziel mit einer um 300 T€ redmierten Zu-

wendung zu erreichen.

Das Thuringer Landesamt fir Bau und Verké@rrRV) unterstitzt im
Rahmen des Landesprogramms zur Forderung von itieesh im
offentlichen Personennahverkehr (OPNV) BaumaRnahiféentli-
cher und privater Unternehmen sowie der GemeinaenGemeinde-

verbande.

Der Rechnungshof hat die Programmausfihrung kigahr 2011 ge-
pruft und dabei festgestellt, dass der Freistaairiigen u. a. zwi-
schen 1991 und 2008 rd. 90 Omnibusbetriebshodfe (ORI Ver-
kehrsunternehmen bezuschusste. Die Férderung ddsale von Be-
triebshofen galt danach als abgeschlossen; deeRéathestand wurde
aus der OPNV-Investitionsrichtlinie geléscht. Zuddarderte das
Land im genannten Zeitraum den Neubau einer Vi¢lzah stadti-
schen Omnibusbahnhofen und Haltestellen.

Bei seiner Prifung hat der Rechnungshof zwei mocht bewilligte,

jedoch weitgehend vorbereitete Neubauvorhaben beaaohe:
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Ein neues kommunales Verkehrsunternehmen hatdsirJdhr 2011
und folgende Haushaltsjahre eine Zuwendung vonesagt rd.
2 Mio. € fir den Neubau eines OBH beantragt.

Das Thiringer Ministerium fir Bau, Landesentwigiduund Verkehr
(TMBLV) hat daraufhin zuné&chst die einschlagige H#iaie zum
1. Januar 2011 um den entsprechenden Foérdertatde§tdleubau

von Betriebshofen des OPNV") wieder erganzt.

Der Rechnungshof hat die beabsichtigte FérderamdHinblick auf

die erhebliche Anzahl der in Thiringen bereits tsisnden OBH als
vermeidbar Kritisiert.

Nach seiner Auffassung waren die dem Zuwendungsanbrausge-
gangenen Entscheidungen zweier Landkreise nichhgemd. Beide
Landkreise waren Gesellschafter eines Verkehrsoelbenens, das
den Stral3enpersonennahverkehr (StPNV) in den @ebietider Auf-

gabentrager plante, organisierte und von einerzdidlanderer Omni-
busbetriebe ausschliel3lich durchfuhren lies.

Im Vorgriff auf das Inkrafttreten der EG-VO 13700 am

3. Dezember 2009 entschlossen sich die beiden lkeisék den
StPNV wieder getrennt voneinander durchzufihren| nach ihrer

Auffassung eine Direktvergabe von Personenbeforagsigistungen
an das bestehende, gemeinsame Unternehmen wegeetles-

erbringungsgebotes nicht mehr mdglich war. Als Brige dieser
Uberlegungen sah sich ein Landkreis gezwungenneires Unter-
nehmen — dieses hat nunmehr den Férderantraglgeskei grinden
und entsprechend fur die erforderliche Betriebgatissg, insbeson-

dere fur Fahrzeuge und Immobilie, zu sorgen.

Nach Auffassung des Rechnungshofs hatte es jefimctie betref-
fenden Landkreise mehrere Moglichkeiten gegebenpdi zum Jahr
2009 bestehende Struktur eines gemeinsamen OPNi¢rvaifrecht

zu erhalten.
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Ein bereits vorhandenes kommunales Verkehrsuriiereg hétte im
Einklang mit der EU-Verordnung in Form einer Grupn Aufga-
bentragern, aber auch von einem Landkreis allgibéide Landkreise
mit Personenbefdrderungsleistungen beauftragt wdtdenen.

Statt ein neues, zusatzliches kommunales Untereehra grinden
und auszustatteihatte ein Landkreis fur den Fall eines eigenstiardi
Agierens die Leistungen Uber eine Ausschreibund qurovatisieren

konnen.

Im zweiten beanstandeten Fall hat eine Stadt Zingendung von
mindestens 1,6 Mio. € fur den Neubau eines OPNVt&maunkts mit
einem Zentralen Omnibusbahnhof (ZOB) am stadtisdBahnhofs-
vorplatz fir das Férderprogramm angemeldet. Hidratien bereits
umfangreiche Vorgesprache u. a. mit Vertretern ldemdesverwal-

tung stattgefunden.

Der Rechnungshof hat zur Begrindung seiner Katigefihrt, dass
die Stadt im Zeitraum 1992 - 1995 bereits einenFdrdermitteln des
Landes von mehr als 1,5 Mio. € bezuschussten ZOBaimhofsnahe
errichtet hatte. Dieser galt seinerzeit als einehrdem Gesichtspunkt
eines modernen, leistungsfahigen OPNV realisiedsuhg.

Zu dem nur ca. 100 m vom alten Standort entferngren Vorhaben
hat der Rechnungshof neben seiner grundsatzlichetik kan der
Wirtschaftlichkeit des geplanten Neubaus weiter@ekse themati-

siert;

e Das Vorhaben steht derzeit nicht im Einklang n@tdNahver-
kehrsplan des Landes — dort ist eine VerlegungZdegangsstelle
zur Eisenbahn in Richtung des existierenden (af€i} vorgese-
hen.

e Die Erhaltungswiirdigkeit der Eisenbahnstreckeaisigrund der
Entwicklung der Demografie und des Verkehrsaufkomsneu

Uberprifen; die Bestellung von Leistungen des S&mpersonen-
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nahverkehrs durch den Freistaat sollte dauerhaftdlgdeistet
sein.

e Mehrere Einrichtungen fur die Mehrzahl der Nutzdes OPNV
(Schuler und altere Menschen) befinden sich in tge®er Lage
zum alten ZOB-Standort.

In seiner Stellungnahme vom April 2011 hats ddinisterium zu-
nachst die Planung und Gestaltung des StPNV als gasetzliche

Aufgabe der kommunalen Selbstverwaltung heraudgjeste

Betreffs der beabsichtigten Foérderung des Betneloeubaus hat es
entgegnet, dass sich der zustandige Aufgabenteidschieden habe,
die Planung, Organisation und Durchfiihrung des ORNVUmset-
zung der Forderungen der EU-VO 1370/2007 durchegenes Ver-
kehrsunternehmen selbst zu erbringen. Der betméfémndkreis ge-
he damit den gleichen Weg wie die Mehrheit der kaeide und
kreisfreien Stadte Thuringens.

Die Einschatzung des Rechnungshofs, dass diefiggieoEntschei-
dung des Aufgabentragers nicht zwingend erfordergjewesen sei
und dasses Alternativen gegeben habe, werde zwar getddicly
wohl kbnne dem neuen kommunalen Unternehmen dideRrdng ei-
nes eigenen Betriebshofs (zentrale Wartung, Remnggubstellen,

Tanken) aus Griinden der Gleichbehandlung nichteferiwerden.

In seiner Stellungnahme zum Entwurf dieses Bestragganzt das
TMBLYV, dass sich die Wiederaufnahme des Fordersadivels aus der
Notwendigkeit der Einflussnahme des Landes auf\ebesserung
der Wirtschaftlichkeit und Attraktivitat des OPNVgeben habe. Zu-
dem bestehe im Rahmen der vorhandenen Omnibudisttiie ein
Bedarf an Erneuerungsbauten, insbesondere zum &@aébstellhal-

len, Tank- und Waschanlagen.
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Insbesondere sei aber der Neubau des Betrieb&hafiee wirtschaft-
liche OPNV-Betriebsfiihrung in der Region des bédraden Aufga-
bentragers unverzichtbar.

Ein Ausschluss von der Forderung wirde den Aufgaiger gegen-
Uber allen anderen Landkreisen benachteiligen uadUinsetzung
seines auf Basis der Thiuringer Kommunalordnungdesl Thiringer

OPNV-Gesetzes getroffenen Beschlusses in Fraderstel

Zur beabsichtigten Forderung des Neubaus eines \afidten-
punkts mit ZOB erwiderte das TMBLV, dass sich destandige
Landkreis als Aufgabentrager des StPNV und dietStsdmaoglicher
Zuwendungsempfanger dazu verstandigt hatten, diiecVerlegung
des ZOB hin zum Bahnhof der Stadt einen kompakiarrjerefreien
und attraktiven Verknlpfungspunkt fir den OPNV ehaffen.

Da die Willensbildung der beteiligten Kommunen edghlossen sei,
sehe es das Ministerium als seine Pflicht an, dibi€&skorperschaf-
ten bei der Umsetzung zu unterstitzen. Die Schgféines verkehrs-
sicheren Schulwegs fir die ankommenden bzw. abfdere Schiler
sei Voraussetzung fur die Férderung. Ein priffahiyetrag der Stadt
liege der Bewilligungsbehdrde aber noch nicht vor.

Die urspringliche Absicht des Landes, die Zugaedsszur Eisen-
bahn in Richtung des existierenden ZOB zu verlegarde im Inte-
resse der Umsetzung des vorgelegten Gesamtkonmepis weiter
verfolgt. Zudem sei die Zweckbindungsfrist der F&itthg des alten
ZOB am 31. Dezember 2010 abgelaufen.

Den Hinweisen des Rechnungshofs werde zwischéiohegber ge-
folgt und von der Foérderung auf Basis des bisheliegenden Kon-

zepts abgesehen.

Zu den vorgetragenen Argumenten ist grundistzauf Folgendes

hinzuweisen:



156

Das Land ist keineswegs verpflichtet, Investitimriaben mit Zu-
wendungen zu unterstitzen, sondern es hat abzuywélgexin erheb-
liches Landesinteresse an dem mit der Forderunigplgten Ziel be-
steht (8 23 ThurLHO).

Die Entscheidung eines Aufgabentragers, ein nkoesnunales Ver-
kehrsunternehmen mit entsprechend fir die offdrglieland kosten-
intensiver Infrastruktur zu schaffen und dies athnrtickgangig zu
machende vollendete Tatsache zu deklarieren,rideftechnisch ohne

Relevanz.

Insbesondere die Wiederaufnahme des entsprechdfilelertatbe-
stands ("Neubau von Betriebshéfen des OPNV") indiieschlagige
Richtlinie ist hinsichtlich der als abgeschlossattenden Forderung
nicht nachvollziehbar.

Die Notwendigkeit der MalRnahme ist flir den Reclystof ange-
sichts der aufgezeigten Alternativibsungen nichgreigchend begrin-
det (vgl. 8 6 TharLHO).

Bezuglich des Neubaus eines OPNV-KnotenpunktsZ@iB hat der

Rechnungshof mit den Tragern des Vorhabens (Stadhlteing und

Landesentwicklungsgesellschaft) die beabsichtiftiamungen analy-
siert.

Er hat dabei festgestellt, dass die Verlagerurgg@enibusbahnhofs
aus stadtebaulichen Grinden zwar nachvollziehbatilier eine Pla-
nungsoptimierung und damit verbundene Verkleineruleg Leis-

tungsumfangs jedoch Kosten eingespart werden kdnnen

Die Trager des Vorhabens haben die Beratung detriragshofs
positiv aufgenommen, Einsparpotentiale i. H. v. aaisiens 400 T€
aufgezeigt und sich zur Umsetzung der verkleineitésung ver-
pflichtet. Dementsprechend ist die Zuwendung um 300 T€ zwzredu

ren.



XIl.

XII.1.

157

Bemerkungen zum Einzelplan 17

Arbeitsweise der Lohnsteueraul3enprifung —

"Am falschen Ende gespart!"

(Kapitel 17 01)

Die Ausstattung der Lohnsteueraul3enprifungsstellenbei den
Thiringer Finanzadmtern mit veralteter Informationst echnik hat
in den Jahren 2007 bis 2009 SteuereinnahmeausfaNen bis zu

1,6 Mio. € verursacht.

Die Lohnsteuerauf3enprufungsstellen (LStAP-Stellat)en die Auf-
gabe festzustellen, ob die von den Arbeitgebernhii@ Arbeitnehmer
abzufiihrenden Lohn- und Annexsted8rnutreffend berechnet wur-
den. Gegebenenfalls ergehen auf Grund von Prifesgséllungen
Steuerbescheide, mit denen zu niedrig berechnetee®t nachgefor-
dert werden.

Der Rechnungshof hat im Jahr 2010 im Rahmen déh@rschnitts-
prifung bei 4 Finanzamtern die Arbeitsweise derAESStellen un-
tersucht. Ein Prufungsschwerpunkt war die Ausstgttder Stellen
mit Informationstechnik (IT) sowie deren Nutzungctudie Prufer.
Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die LelestAul3enprifer
der Thiringer Finanzamter zwar ausnahmslos mit atkes sowie
der erforderlichen Prufungssoftware ausgestatiek 8is zum Herbst
des Jahres 2009 gab es jedoch beim Einsatz deraeiinca. 5 Jahre
alten Notebooks groRRere technische Probleme, vgem@ im Zu-
sammenhang mit der Installation notwendiger UpdatesPrifungs-
software. Die dadurch nach Aufzeichnungen der Tigin Landesfi-
nanzdirektion (LFD) landesweit insgesamt verursachtd. 1.600
aulRerordentlichen Ausfalltage flhrten nach einarsihlagigen Be-
rechnung der LFD zu einem Steuerausfall von insgesad.
1,6 Mio. €.

60

Kirchensteuer und Solidaritatszuschlag.
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Der Rechnungshof hat errechnet, dass die rd. JaGgB@rordentlichen
Ausfalltage — bezogen auf ein Jahr — dem Ausfail ¥@8 Bedienste-
ten entsprechen. Dafir sind rd. 250.000 € Persosgdden anzuset-
zen. Die Kosten fir neue Hardware hétten dagegehn aberschlagi-

gen Berechnungen des Rechnungshofs nur rd. 90.660&en.

Nachdem die LFD die Lohnsteuer-Au3enpriufer im Asigund Sep-
tember 2009 mit neuen Notebooks ausgestattet hedren die zuvor
aufgetretenen technischen Probleme weitgehendtipgsei

Der Rechnungshof hat empfohlen, kiinftig zeitnasreicthend Haus-
haltsmittel fur die Anschaffung moderner und lemggsfahiger Hard-
ware zur Verfigung zu stellen. Die eingesetzte tard sollte dabei
mit den Weiterentwicklungen im Software-Bereich @&thhalten

kdnnen.

XIl.2. Die LFD hat in ihrer Stellungnahme zur Prifungseiiting erwidert,
dass die durch die IT-Probleme verursachten Auatgl der Note-
books keinesfalls zu einem tatsachlichen AusfallAsbeitszeit und
damit zu einem Steuerausfall gefihrt hatten. Diehristeuer-
AulRenprifer hatten die Ausfalltage prifungsvorlienglen und
-begleitenden Tatigkeiten sowie dem Studium vonhFacatur wid-
men kénnen. Zudem seien in den Finanzamtern Audigesite vor-
handen, die ggf. hatten genutzt werden konnen. Aadie der Rech-
nungshof nicht bertcksichtigt, dass die Prufer an dusfalltagen
auch aus personlichen Grinden gehindert gewesarkéanten, die
Notebooks zu nutzen. Dartiber hinaus lasse die AntestAusfalltage
keine Ruckschlisse auf die Steuereinnahmen zu, Izsma das
Mehrergebnis je Prifer im Jahr 2009 trotz fast étfpgo vieler Aus-
falltage gegentber dem Vorjahr minimal erhéht h&hliellich sei
festzustellen, dass auch nach Anschaffung der nblad@books die
Anzahl der Ausfalltage des Jahres 2010 bei insgeda&hund damit
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in etwa auf dem Niveau von 2007 liege. Die neuerétedielen damit

genau so oft aus wie die im Jahr 2007 verwenddtered Gerate.

Im Ergebnis lasse sich damit die Angabe widerlegesss auf Grund
der Verwendung alterer Gerate die Anzahl der Alisfg¢ grundsatz-
lich hoher und die Steuereinnahmen grundséatzlicinger seien.
"Trotzdem" werde "auch kinftig darauf geachtet, Rligfdienste unter
Beachtung der Wirtschaftlichkeit und Haushaltsvbegamit moder-

ner und leistungsfahiger Hardware auszustatten".

Das Thiringer Finanzministerium hat sich zum Emfwdieses Be-

merkungsbeitrags nicht gedul3ert.

Die Stellungnahme der LFD zu den Priufunggiéiten der Lohn-

steuer-Aul3enprufer an den hardwarebedingten Atesfelh Uberzeugt
nicht. Sie hat ihre Ausfiihrungen durchweg im KoRjun gehalten,

aber zum tatsachlichen Geschehen keine konkretgal®am gemacht.
Die LFD hat insbesondere auch nicht erklart, wdstsi¢ nunmehr
von ihrer eigenen Darstellung der Steuerausfakiécidb.

Der Rechnungshof halt daher an seiner Auffassasg flass die Ver-
waltung durch eine nicht zeitnahe Ausstattung dehnsteuer-
AulRenprufer mit leistungsfahiger IT "am falscherd&hgespart hat.
Je nach Berechnungsmodus wére eine adaquate Hasdwatattung
fur rd. 5,5v. H. des von der LFD selbst errechmd@etrags der ent-
gangenen Steuereinnahmen bzw. fir rd. 36 v. H.Pégsonalausga-
ben — denen keine entsprechenden Prifungstatigkgsigeniberstan-
den — zu beschaffen gewesen.

Der Rechnungshof erwartet vom TFM, dass es dicARStellen

kinftig stets rechtzeitig mit moderner leistunggjéh Informations-

technik ausstattet, um eine zeitnahe Einnahmeenge(8i34 Abs. 1

ThiarLHO) sicherstellen zu kénnen.
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Verwaltung von Beteiligungen

(Kapitel 17 04)

Die seit Jahren erforderliche Uberarbeitung der inden Jahren
1994 und 1996 erlassenen "Grundsatze fur die Verwing von
Beteiligungen des Freistaats Thiringen" und die "Hnweise fir in
Uberwachungsorgane gewahlte oder entsandte Persoridst trotz
mehrfacher Zusage des zustandigen Ministeriums bign nicht

vorgenommen worden.

Der Freistaat Thiringen darf sich als Gesdlafter an Unternehmen
in einer Rechtsform des privaten Rechts beteiligefern ein wichti-

ges Interesse des Landes vorliegt und sich der hamd angestrebte
Zweck nicht besser und wirtschaftlicher auf andéfeise erreichen

lasst,

Das Thuringer Finanzministerium (TFM) ist fur dérwerb, die Ver-
waltung und die Veraul3erung von Beteiligungen awagrechtlichen
Unternehmen und der Gewahrtragerschaften an Kaipeiten und
Anstalten des 6ffentlichen Rechts des Freistaagasbzustandig wie
fur den Erlass von Richtlinien Uber die Verwaltwan Beteiligungen.
Die Verwaltung der Beteiligungen und Gewahrtrageafien kann

auch einem anderen Ressort {ibertragen wéfden.

Im Rahmen dieser Zustandigkeit hatte das TFM @adsdndige oberste
Landesbehdrde im Jahr 1994 die "Grundsatze fuwdrgvaltung von
Beteiligungen des Freistaats Thiuring&rérlassen, die nach VV Nr. 5
zu 8 65 ThurLHO zu beachten sind. Erganzend hiéte es im

Jahr 1996 "Hinweise fiir die auf Veranlassung desstats in Uber-

1 vgl. 88 53 und 54 HGrG, § 65 ff. ThirLHO und damiassene Verwaltungsvorschriften.

62

Beschluss der Thiringer Landesregierung tber dgdnadigkeit der einzelnen Ministerien nach Arti-

kel 76 Abs. 2 Satz 1 der Verfassung des Freistdisngen vom 15. Marz 2010, GVBI. vom
30. Méarz 2010, S. 74.
5 ThiirStAnz Nr. 39/1994, im Folgenden auch "Begeiligshinweise" genannt.
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wachungsorgane von Landesbeteiligungen gewahlten exdtsandten
Personen” (sog. Hinweise fir AR-Mitglieder) in Krafesetzt. Der
Bund sowie einige Lander hatten fur ihre Unternemmergleichbare

Regelungen getroffen.

Die Beteiligungshinweise sowie die Hinweise fur-MRglieder die-

nen den zustandigen Stellen und den in die Ubewasysorgane der
Unternehmen entsandten Bediensteten als Arbeitdzrge. Sie ent-
halten u. a. Regelungen Uber Beteiligungsvoraussgen, Grundséat-
ze des Verhaltens von Mitgliedern in den Uberwagsonganen und
deren Mitwirkungspflichten sowie Vorgaben zur Prniguder Unter-
nehmenMit diesen Hinweisen wird das Ziel verfolgt, dierdesbe-
teiligungen nach einheitlichen Kriterien zu venealt deren Kontrolle
zu erleichtern und eine ordnungsgemale Wahrnehgheminteressen

des Landes uber die Mandate zu sichern.

Seit dem Jahr 1994 sind wesentliche Veranderungeen einschla-
gigen Gesetzen des Handels- und Gesellschaftsreohggnommen
worden, die das Zusammenwirken zwischen den OrgaoerUnter-

nehmen verbessern sollen.

Die 0. g. Beteiligungshinweise sowie die Hinweiige AR-Mitglieder
gelten seit ihrem Erlass im Jahr 1994 bzw. 1996Tfiiiringen in un-
verdnderter Form. Der Bund hatte bereits im Jalixl28ine Neufas-
sung seiner Hinweise fur die Verwaltung von Bune¢sitigungen
beschlossen. Diese Grundsétze hatte der Rechnurigsiahr 2002
zum Anlass genommen, dem TFM eine UberarbeitungAktdalisie-

rung der vorhandenen Vorschriften dringend zu ehipfe

Seither hatte der Rechnungshof im Rahmen von Rgéfu oftmals

Mangel bei der Verwaltung der Beteiligungen und Waaglichkeiten

% Schreiben des TRH vom 29. Januar 2002 (Az. DL®4 17-07).
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bei der Arbeit der Aufsichtsorgane festgestellt.nkach hatte er die
Aktualisierung der Beteiligungshinweise unter Bésichtigung in-
zwischen in Kraft gesetzter Rechtsvorschriften gt und gebeten,
einen Zeitpunkt hierfir mitzuteilen. Das TFM hatteederholt, letzt-
malig in seinem Schreiben an den Rechnungshof van2d09, die
Uberarbeitung der Hinweise zugesagt. Diese sted@och bis heute

aus; Grunde fur die Verzogerung nannte das TFMebisitht.

In seiner Stellungnahme zu diesem Beitrag das TFM mitgeteilt,
dass es die Uberarbeitung der Beteiligungshinwaisenehr fir nicht
mehr notwendig erachte, sondern beabsichtige, diekaiheben. Die
Beteiligungshinweise wirden lediglich einige spiselie gesell-
schaftsrechtliche und haushaltsrechtliche Aspelta Zeitpunkt des
Erlasses aufgreifen und miussten laufend an dietBlage und Recht-
sprechung angepasst werden. Da sich diese vorramgidas TFM
richten wirden, sehe es hierin keinen zusatzlidNetzen und ver-
zichte aus arbeitsékonomischen Grinden auf ders€HRadifizierter
Regelwerke. Es sei der Uberzeugung, der Erlassdisd\ktualisie-
rung der Beteiligungshinweise wtrden ins Leere gelnenn die ver-
traglichen Unterlagen der Gesellschaften durchhdiedelnden Perso-
nen und Unternehmen nicht laufend an die Rechtsekitvng ange-
passt wirden. Seine vordringliche Aufgabe seheagm,dunter Be-
achtung der Grundsatze fur Wirtschatftlichkeit upduSamkeit darauf

hinzuwirken.

Die Gesellschafterinteressen des Freistaats widdech das TFM
zentral wahrgenommen, daher seien aus dem Erlas¥emvaltungs-
vorschriften keine Effizienzgewinne zu erwarten.cAwseien gegen-
wartig keine generellen Probleme, Regelungsbedigénoder struktu-
relle Schwierigkeiten bei der laufenden Beteiligsvgywaltung fest-
zustellen, denen mit dem Erlass von derartigerealgjnen Verwal-

tungshinweisen begegnet werden konnte. Die in Abating zwi-
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schen dem TFM und den Fachressorts dual orgamiderfende Be-
teiligungsverwaltung habe sich im Freistaat bewdbre fachpoliti-
sche Steuerung und Einhaltung haushaltswirtscbladiti Vorgaben
der Unternehmen obliege den Fachressorts, dieriiRelgel den Auf-
sichtsratsvorsitzenden stellen wirden. Das TFM melie Gesell-
schafterrechte wahr und tberwache die finanziéeswirkungen der
Unternehmenstatigkeit auf den Landeshaushalt. @ariiimaus kom-
me es den Unterrichtungspflichten gegeniuber demmiidpgr Landtag
und dem Rechnungshof nach. Es bearbeite grundt@zigesell-
schaftsrechtliche Fragen und sei fur die grundiséimh Dispositionen
Uber die einzelnen Beteiligungen sowie statistisBeechtspflichten
zustandig. Diese derzeitige Funktionsverteilung ssahgerecht und
effizient. Nur auf diese Weise gelinge es, grundhete Steuerungs-
und Kontrolldefizite bei den Beteiligungen des Btaats zu vermei-

den.

Im Ubrigen verfiige der Freistaat Thiuringen iben keit dem Bund
oder anderen Flachenlandern vergleichbares, alesdliaubares Be-
teiligungsportfolio. Durch kontinuierliche Reduzieg des Beteili-
gungsbestands in den letzten Jahren sei ledigbich m 12 Féllen ei-
ne Landesbeteiligung von mehr als 50 v. H. der Gatsanteile zu
verzeichnen. Aufgrund der sehr unterschiedlichetelthr@hmensgro-
Ren und landespolitischen Bedeutung sowie der wabklamenden
Geschaftsaufgaben seien an die Gesellschaftenlgearmilere Anfor-
derungen zu stellen. Nachteile oder Informationgdef die Uber
bundesgesetzliche Regelungen hinausgehende Vengsitorschrif-

ten gebieten wirden, seien nicht erkennbar.

Soweit das TFM aufgrund geéanderter Sach- oderBlege zukinftig
zu einer anderen Auffassung gelangen sollte, wadelen TRH in

angemessener Weise in den Entscheidungsprozegsdanb
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Die Ausfiuihrungen des TFM Uberzeugen dentengshof nicht von
der Entbehrlichkeit der Beteiligungshinweise. Im géesatz zum
TFM betrachtet der Rechnungshof die Beteiligungskise nicht nur
als Verwaltungsvorschriften, die gegentber den ldhadn in der
Verwaltung stets eine entsprechende Bindungswirkemialten. Sie
enthalten vielmehr dartber hinaus die ErwartungemlLéndesregie-
rung sowohl an die Verwaltung als auch an die Vwrnin die Uberwa-
chungsorgane entsandten Personen, die sie an @i@d-ghrung der
Landesbeteiligungen, eine ordnungsgemaéle Wahrnehmean Inte-

ressen des Freistaats und an eine gewissenhafteok®mer Unter-

nehmen stellt. Da diese nicht in einem Uber-/Untmangsverhaltnis
vorzuschreiben sind, geben die Grundséatze entspmdehHinweise,
die bereits bei einer beabsichtigten Griindung dleefachliche sowie
haushaltswirtschaftliche Fuhrung bis hin zu eingf. gnotwendigen
Auflésung der Unternehmen beachtet werden sollesh empfehlen
Verhaltensweisen. Gerade die vom TFM angefuhrtevivkting der

Fachressorts bei der Beteiligungsverwaltung erforéen einheitli-

ches, verbindliches, umfassend erlauterndes uncelds Regelungs-
werk. Es ist nicht ausgeschlossen, dass im Hinldigkeine weitere
Konsolidierung des Landeshaushalts verstarkt dislagerung von
Aufgaben in den Fokus riicken kdnnte, wie z. B.lmabsichtigte Er-
richtung der Landesforstanstalt. Daher empfiehtt Rechnungshof,
die Beteiligungshinweise auch bei unternehmensétamt Ausgliede-
rungen von Verwaltungsaufgaben fur "entsprecheredbimdlich zu

erklaren.

Der Rechnungshof halt nach wie vor die Uberarbeitder Beteili-
gungshinweise und der Hinweise fiir Mitglieder inedlsachungsor-
ganen fur dringend geboten. Sofern das TFM aufkiass von Re-
gelwerken aus arbeitsokonomischen Griinden verzjaigofiehlt der
Rechnungshof, die Beteiligungshinweise des Bundeauiveenden.

Ferner erscheint eine zlgige Aktualisierung derngise — ggf. er-
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ganzt um einen Kodex guter Unternehmensfuhrungdiéroffentli-
chen Unternehmen (Public Corporate Governance Kodesor dem
Hintergrund des notwendigen Konsolidierungskurses Hreistaats

mehr denn je gebotéi

% Sonderbericht des Thiiringer Rechnungshofs arrtéringer Landtag und die Thiiringer Landesre-
gierung nach § 99 ThirLHO vom 6. Oktober 2010,4.4.3 und 4.2.1 Nr. 7.
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Bedarfszuweisungen aus dem Landesausgleichssko
(Kapitel 17 20)

Die Bewilligung von Bedarfszuweisungen aus dem Ldesaus-
gleichsstock erfolgte zu grof3ziigig. Das Thuringerninenministe-
rium hat eine Haushaltskonsolidierung der kommunale Gebiets-

korperschaften nicht nachdrticklich eingefordert.

Das Land stellt den Kommunen im Rahmen des Komneanfainanz-
ausgleichs Mittel zur Erfillung ihrer Aufgaben Zderfiigung. Be-
standteil der veranschlagten Mittel des Kommun&li@anzausgleichs
sind die Finanzhilfen aus dem sogenannten Landgleactssstock.
Diese Mittel sind dazu bestimmt, der "aul3ergewd@hein Lage" — in
der Regel eine finanzielle Notlaje- oder den "besonderen Aufga-
ben" einer kommunalen Gebietskorperschaft im EfageRechnung

zu tragen.

Der Rechnungshof hat im Jahr 2010 die Zuweisungekoanmunale
Gebietskorperschaften aus Mitteln des Landesau$gisiocks (Be-
darfszuweisungen) gepriift. Die Prufung bezog sidldeée Haushalts-
jahre 2006 bis 2008. In den gepruften Haushaltsjakvaren jeweils

rd. 18,7 Mio. € im Landesausgleichsstock verangghla

Voraussetzung fur die Bewilligung einer Bedarfzisuag ist, dass
der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsatrireivahrt wircd’
Im Einzelnen ist die Gewahrung von Bedarfszuweisanig Verwal-

tungsvorschrifteff geregelt.

% Nach den Bestimmungen der anzuwendenden Vervgaitonschriften ist eine "auRergewdhnliche
Lage" in der Regel gegeben bei Fehlbetragen desaliemgshaushalts, bei fehlenden Eigenmitteln
zur Durchflihrung von notwendigen Investitionsmalf®nah sowie bei Liquiditatsengpassen.

67§ 27 Abs. 3 Thiringer Finanzausgleichsgesetz iAG).

8 Verwaltungsvorschriften tber die Gewéhrung vod&észuweisungen nach § 24 ThirFAG vom
15. Januar 1998 (ThirStAnz. Nr. 8/1998 S. 326 ) 3d1etzt geandert durch Verwaltungsvorschrift
vom 18. Marz 2002 (ThirStAnz Nr. 11/2002 S. 8448)3
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Der Rechnungshof hat festgestellt, dass das Tégrimnenministeri-
um (TIM) mehreren Gemeinden — teilweise tUber mehdahre hin-
weg — Bedarfszuweisungen aufgrund deren finanzi®lletlage be-
willigt hat. Ein genehmigungsfahiges Haushaltssichgskonzept
(HSK), in dem die Kommune ihre Konsolidierungsbenriden zur
Wiederherstellung der "dauernden Leistungsfahifkkitstellt, lag al-

lerdings nicht vor.

So war zum Beispiel im Jahr 2007 einer Gemeineée,béreits tber
Jahre hinweg Bedarfszuweisungen gewahrt wordennffamine wei-

tere Bedarfszuweisung (zur Deckung eines FehlbetnagVerwal-

tungshaushalt) i. H v. rund 331 T€ bewilligt wordé&eren Auszah-
lung hatte das TIM zwar von der Vorlage eines gemghngsfahigen
HSK abhé&ngig gemacht, dann jedoch die Bewilligungsse ausge-
reicht, obwohl das von der Gemeinde vorgelegte Hi@Kt den zu
stellenden Anforderungen gentigte. Die zustandigehRaufsichtsbe-
horde hatte das HSK wider besseres Wissen genehdagtit der
Forderung des Bewilligungsbescheids der Form naehi@e getan

war.

Der Rechnungshof hat dem TIM vorgeworfen, mit @ewahrung der
beanstandeten Bedarfszuweisung gegen den Grurtsai¥irtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit verstofRen zu haben. DehRengshof ist
der Auffassung, dass eine Bedarfszuweisung nur tamnlligt wer-
den darf, wenn eine kommunale Gebietskorperschaftall einer fi-
nanziellen Notlageernsthafte Bemuhungen zur Haushaltskonsolidie-
rung unternimmt. Dieses Bemuihen ist durch ein gengingsfahiges
HSK nachzuweisen.

Der Rechnungshof hat gefordert, Bedarfszuweisunkj@mftig nur

denjenigen kommunalen Gebietskorperschaften zu lyenddie mit

%9 Im Zeitraum von 2000 bis 2009 betrugen die dadrz00 Einwohner zéhlenden Gemeinde gewéhrten
Bedarfszuweisungen insgesamt rd. 2 Mio. €.
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einem ordnungsgeméfen HSK ihr ernsthaftes Bemumeneine

Haushaltskonsolidierung nachweisen konnen.

Daruber hinaus hat der Rechnungshof in den gepriféllen wieder-
holt eine mangelnde Sorgfalt der Bewilligungsbelkoksti der An-
tragsprufung festgestellt.

So hatte das TIM u. a. einer Gemeinde im Jahr 2008 Bedarfszu-
weisung (fur defizitare Gemeinden zur Durchfihrwmn Investiti-
onsmal3nahmen) i. H. v. rund 53 T€ bewilligt, obwé&hlne "finan-
zielle Notlage" im Sinne der Verwaltungsvorschrftgegeben war.
Die auf den Haushaltsplandaten 2008 basierendersigbe tiber die
Berechnung der dauernden Leistungsfahigkeit" demiane hatte
einen Uberschuss i. H. v. rund 87 T€ ausgewié$en.

Der Rechnungshof hat ein sorgfaltigeres Vorgeheinder Prifung
der Antrage angemahnt. AuRerdem sollte die Rickfomp der ge-

wahrten Bedarfszuweisung gepruft werden.

Das TIM hat in seiner Stellungnahme zur Rngsmitteilung den
Ausfuhrungen des Rechnungshofs zur NotwendigkeieseiHSK
grundsatzlich zugestimmt. In der Praxis bestehgdsch dann nicht
auf der Vorlage eines genehmigungsfahigen HSK, wkarGemein-
de "aus eigener Kraft unter keinen Umstanden irlaterer Zeit die
dauernde Leistungsfahigkeit" sicherstellen kénnemvhunmehr zu-
standigen TFM sei im Rahmen der neu zu fassendenatengsvor-
schriften zu entscheiden, wie in derartigen Failerfahren werden

solle.

Den Vorwurf der mangelnden Sorgfalt bei der Anggdgifung hat das
TIM zurlickgewiesen. Man durfe nicht die Nutzung ermessens-

spielrdumen mit mangelnder Sorgfalt verwechselnetwahnten Bei-

0 Erwahnt sei, dass der Haushalt 2008 der Gemé@imRechnungsergebnis tatsachlich mit einem
Uberschuss in Hohe von 349.655 € abgeschlosserewurd
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spielsfall habe der in der Haushaltssatzung furJéds 2008 ausge-
wiesene Uberschuss die tatsachliche Haushaltslagenzureichend
beschrieben. Es sei bekannt gewesen, dass die @raaifgrund der
von ihr abgeschlossenen Zinsderivatgeschéfte iahdiagser Zeit Ver-
luste erwirtschaften wirde. In einem "Vermerk" habe Gemeinde
einen Fehlbetrag i. H. v. rund 226 T€ prognostizieormal moége die
Betrachtungsweise des TRH zunéachst zutreffend silierdings

wirde mit der Ruckforderung der BedarfszuweisurgShchlage nur
unzureichend beriicksichtigt. Tatsachlich habe diehHaushaltslage
der Gemeinde in den Jahren 2009 und 2010 drama#essbhlechtert.

In seiner Stellungnahme zum Entwurf dieses Benmggleitrags hat
das TIM zu dem in Rede stehenden Sachverhalt ertégfass in der
Haushaltssatzung zu veranschlagende ZinsausgaleDefivatge-

schéafte aufgrund einer von der Gemeinde eingemckiage nicht in
voller Hohe etatisiert worden waren. Hatte manAlisgaben flr De-
rivatzinsen in voller H6he in den Haushalt 2008gestellt, so wére
ein Fehlbetrag i. H. v. 226 T€ entstanden, deBdiilligung der Be-

darfszuweisung in jedem Fall gerechtfertigt hatte.

Der Einlassung des TIM, es habe in der Frabann nicht auf der Vor-
lage eines genehmigungsfahigen HSK bestanden, dien@emeinde
aus eigener Kraft unter keinen Umstanden in absehZzit die dau-
ernde Leistungsfahigkeit sicherstellen konnte, \agnder Rech-
nungshof nicht zu folgen. So hatte im Beispielstii#t zustandige
Rechtsaufsichtsbehérde in ihrer rechtsaufsichtlickélirdigung des
vorgelegten HSK der Gemeinde vorgeworfen, "permakiéer ihre

Verhéltnisse" zu leben und ihr aufgegeben, alle #wfgaben dahin-
gehend einer kritischen Uberpriifung zu unterziebbrsie wirtschaft-
licher erledigt werden kbnnen oder ob sogar aufahas verzichtet

werden kénne und musse. Diesem Auftrag hatte dregdele durch-
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aus nachkommen koénnen und den von ihr zu besandeiteWeg ei-

ner Haushaltskonsolidierung aufzeigen mussen.

Das Land leistet einer mangelhaften Haushalts- \Wdschaftsfih-
rung der Gemeinden und Gemeindeverbande Vorschein ws die-
sen — wie geschehen — Uber Jahre hinweg Bedarfsauvgen ge-
wahrt, obwohl eine Haushaltskonsolidierung nichtairsreichendem
Malf3 angestrebt wird.

Der Rechnungshof bekréftigt daher seine ForderBeglarfszuwei-
sungen kinftig nur denjenigen kommunalen Gebiefsk@chaften zu
gewdahren, die mit einem ordnungsgemalen HSK ilstleaftes Be-

muhen um eine Haushaltskonsolidierung nachweisand

Im Ubrigen mahnt der Rechnungshof nach wie voe girdRere Sorg-
falt bei der Prifung der Antradge auf Gewahrung reBedarfszuwei-

sung an. Im geschilderten Beispielsfall war aus a@lemBewilligungs-

behorde vorliegenden Unterlagen ersichtlich, dassHhushalt 2008
der antragstellenden Gemeinde voraussichtlich méne Uberschuss
abschlielRen wird. Bei sorgfaltiger Prifung der Watgen ware er-

kennbar gewesen, dass die in dem "Vermerk" der @el@aiederge-

legte, einen Fehlbetrag i. H. v. rund 226 T€ eremte Prognose auf
nicht stimmigen Angaben beruhte. Tatsache bledssdler Gemein-
dehaushalt 2008 sowohl nach den Planansatzen @lsimuwahresab-
schluss einen Uberschuss aufwies. Die Voraussetrufigy die Ge-

wahrung einer Bedarfszuweisung waren im Jahr 2@08itdhicht ge-

geben. "Ermessensspielraume”, die es gestattesr, satventen Ge-
meinde aus dem Landesausgleichsstock Mittel zu lg@ma vermag

der Rechnungshof nicht zu erkennen.

Auch der Hinweis des TIM auf die von der Gemeingegen ihrer

Zinsderivatgeschéfte eingereichte Klage und die idaerbundene

Ungewissheit Uber eventuell anfallende Zinsausgad@iasten das

TIM nicht. Die von der Gemeinde abgeschlossenersdérivatge-
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schafte hatten fiur das TIM Anlass sein missen,Héiashalts- und
Wirtschaftsfihrung der Kommune einer besondersskhen Prifung
zu unterziehen. Stattdessen gewahrte das TIM dere(dee vorausei-
lend eine Bedarfszuweisung im Hinblick auf eine age, fur die
kinftigen Haushaltsjahre zu erwartende finanzidii¢lage. Dies war
zum damaligen Zeitpunkt noch eine rein spekulafiveahme Uber

den Ausgang des Gerichtsverfahrens.

Der Rechnungshof bleibt daher bei seiner Auffagsaiass die Ge-
wahrung der Bedarfszuweisung zu Unrecht erfolgte Rahmen der
Prifung der Rickforderung der gewahrten Bedarfsmumg kann
dann allerdings auch der Vertrauensschutz und dieedige wirt-

schaftliche Situation der Gemeinde bericksichtigtden.
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Sonstige Prufungs- und Beratungstatigkeit

Staatliche Doppik oder Erweiterte Kameralistik — eine Moderni-
sierung des Haushalts- und Rechnungswesens allegt hoch kein

Beitrag zur Konsolidierung des Landeshaushalts.

Eine Projektgruppe des TFM befasste sich in degiele Jahren mit
der zuklnftigen Ausgestaltung des oOffentlichen Recdlgswesens
sowie mit der weiteren fachlichen und finanzpatiisn Steuerung des
offentlichen Haushalts in Thiringen. Sie empfalg, Brweiterte Ka-

meralistik schrittweise in der Landesverwaltungzaitinren. Das ent-
sprechende Grundsatzpapier der Projektgruppe wgeriseand einer
Ressortabstimmung, in die auch der Rechnungshbéeagen wurde.
Das TFM bat den Rechnungshof zudem, seine Erfabrungd Er-

kenntnisse zur Thematik in das weitere Verfahreawdringen.

In seiner Stellungnahme hat der Rechnungshof distrBbungen
grundsatzlich begrufdt, das traditionelle offen#ichlaushalts- und
Rechnungswesen der (einfachen) Kameralistik refengni zu wollen.
Nach seiner Ansicht erfillt dieses RechnungssystenTransparenz-
und Informationsanforderungen, die mit der Steugrund Uberwa-
chung der heutigen komplexen Verwaltungsprozesdaeumeen sind,

nicht mehr in vollem Umfang.

Der Rechnungshof hat u. a. beflrwortet, dass sritggplanten Um-
stellung das Rechnungssystem um betriebswirtsadtadtl (Steue-
rungs-)Instrumente (z. B. durch Aufbau eines akeastungsbereiche
umfassenden Controllings) erweitert und ergdnztdwitr hat weiter
darauf hingewiesen, den Aspekt einer "output-oieeten”, also ziel-
und ergebnisorientierten Haushalts- und Wirtschi#lfitsing angemes-

sen zu bertcksichtigen.
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Dadurch kann mittelfristig das Budgetrecht deddPaents wirkungs-
voll unterstitzt und die Budgetkontrolle — je naalsgestaltung — er-
weitert werden. Daher soll auch der Thiringer Lagdtihzeitig und

in geeigneter Form in den Entscheidungsprozes&binglen werden.

Der Rechnungshof hat es zudem fir unabdingbarligehaunachst
die Wirtschaftlichkeit beider Alternativen (Erweite Kameralistik
und Staatliche Doppik) nach 8§ 7 ThirLHO zu untelnsumc Er hat aber
auch an die finanzwirtschaftlichen Herausforderunga Konsolidie-
rung der Landesfinanzen erinnert, deren Bewaltignngen nachsten
Jahren absolute Prioritat genieRen muss. In diedesammenhang
hat der Rechnungshof empfohlen zu prifen, inwiewas geplante
Projekt zur Modernisierung des Thiringer Haushaited Rech-
nungswesens mit der geplanten Konsolidierungsgimateereinbar ist.
Insbesondere ist eine inhaltliche, administrativel zeitliche Uber-
forderung der Landesverwaltung zu vermeiden. Inskle®twa hat die
Umstellung auf die Staatliche Doppik rund 17 Jajedauert und die
Umsetzung der notwendigen KonsolidierungsmalZnahmérhirin-

gen sollte nicht durch eine gleichzeitige Modeerishg des Thurin-
ger Haushalts- und Rechnungswesens verzogert werdarzu

kommt, dass auch internationale Entwicklungen zarnkbnisierung
der Rechnungslegung im o6ffentlichen Sektor (z.rBernational Pub-

lic Accounting Standards — IPSAS) zu beachten sind.
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Gemeinsame Priufungen beim Mitteldeutschen Runfdink (MDR)

Allgemeines

Die Rechnungshofe der Lander Sachsen, SachseritAmuaThirin-
gen prifen gemaf 8 35 Abs. 1 des StaatsvertragdégheMitteldeut-
schen Rundfunk (MDR-StV) vom 30. Mai 1991 die Wehaftsfuh-
rung des MDR gemeinsam. Das Ergebnis der Prifungden sie
ausschlief3lich dem Verwaltungsrat, dem Intendaanteh den Minis-
terprasidenten der Lander mit (8 35 Abs. 2 Satz DRWVBtV). Die
Ministerprasidenten unterrichten die Landtage (dierwesentlichen
Ergebnisse der Prifung der Rechnungshofe (8 35 AbSatz 2
MDR-StV), die als Landtagsdrucksache veroffentlislgrden. Dar-
Uber hinaus unterrichten die Rechnungshéfe die Kission zur Er-
mittlung des Finanzbedarfs der RundfunkanstalteeFKiiber die Er-
gebnisse der Prufungen beim MDR einschliel3lich eseiBeteili-
gungsunternehmen (8§ 14 Abs. 4 RundfunkstaatsvertRgtV).

Die Rechnungshofe prufen dariiber hinaus die Wiasisfiihrung bei
solchen Unternehmen des Privatrechts, an deneMB& unmittel-
bar, mittelbar, auch zusammen mit anderen Anstaitir Korper-
schaften des offentlichen Rechts, mit Mehrheit ibgtast und deren
Gesellschaftsvertrag oder Satzung diese Priufungechdlie Rech-
nungshofe vorsieht. Der MDR ist dabei verpflichtét,die Aufnahme
der erforderlichen Regelungen in den Gesellschaftisag oder die

Satzung des Unternehmens zu sorgen (vgl. 8 16 cARStV).

Im Ubrigen haben die Rechnungshofe und der MDRV/dieinbarung
Uber die Prifung von Beteiligungsunternehmen vorRebruar 2002
einvernehmlich aufgehoben. Es besteht aber Einlietags, dass bei
Prufung von Beteiligungen des MDR die Vorschriftem 8§ 89, 90,
92 bis 96, 98 und 102 SAHO entsprechend anzuwesidgn
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Fur die gemeinsamen Prifungen wechselt die Fea®irfig im
2-Jahres-Rhythmus. Bis zum Ende des Jahres 20ldeiistandes-

rechnungshof Sachsen-Anhalt federfiihrend.

Aktuelle Prifungen beim MDR

» Vergleichende Prifung der Landesfunkh&user, Teil Il

Der Landesrechnungshof Sachsen-Anhalt hat in Alpsting mit den
Rechnungshéfen Sachsens und Thiringens schwerpadiindie
Aufwendungen der Landesfunkhauser des MDR flr dogldktionen
der regionalen Landesmagazine des Wirtschaftsjab@@8 gepruft
und eine vergleichende Betrachtung der Programtategen, der Or-
ganisationsstrukturen sowie der Budgets der Land&kfiuser vorge-
nommen. Zur Prifungsmitteilung vom 10. Dezember(020at der
MDR am 15. Februar 2011 sowie am 31. Marz 2011lifslatin Stel-
lung genommen. Die wesentlichen Ergebnisse wurdenhiiringen
als Drucksache 5/2941 vom 10. Juni 2011 vero6fiemitli

« Prifung der Ubernahme von Biirgschaften durch den MIR

Der Landesrechnungshof Sachsen-Anhalt prift im éacher Rech-
nungshofe der MDR-Staatsvertragslander die vom MDA seiner
Unternehmensholding DREFA Media Holding GmbH in dfren
2000 bis 2008 ubernommenen Blrgschaften, Garantidrsonstigen
Gewabhrleistungen. Schwerpunkte der Prifung sindBdisgschafts-
voraussetzungen, die Buirgschaftsentscheidungenk¢Bewvertung)
sowie die Birgschaftskonditionen. Derzeit wird @&difungsmittei-

lung erstellt.

» Prifung der operativen Geldgeschafte des MDR, Tell
Der Sachsische Rechnungshof prift im Namen deRérehnungsho-

fe die Umsetzung der Forderungen der Rechnungshiffaler ersten
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Prifund* sowie die Auswirkungen der Finanzmarktkrise und Ae-
bau stiller Reserven. Der Prifungszeitraum umfdigsfahre 2006 bis
2010, wobei die Jahre 2008 bis 2010 im Mittelputéat Betrachtung
stehen sollen.

* Prifung der MDR-Werbung GmbH

Die Rechnungshofe haben gemeinsam unter Federfiiltes Sachsi-
schen Rechnungshofs die 100%ige TochtergesellsdeafMDR ge-
pruft. Schwerpunkte der Prifung waren neben dencligdisgegen-
stand und der wirtschaftlichen Lage der MDR-Werb@mgbH der
Leistungsaustausch mit dem und Gewinnausschiittusmgelen MDR.
Der Entwurf der Prufungsmitteilung wurde am 14.rfe@b 2011 an
die MDR-Werbung GmbH und den MDR Ubermittelt.

» Prifung des Gebaude- und LiegenschaftsmanagementssiMDR
Der Séachsische Rechnungshof hat in Abstimmungdert Landes-
rechnungshof Sachsen-Anhalt sowie dem ThuringerhiRewshof
den Kernbereich des Gebaude- und Liegenschaftsreareags des
MDR gepruft.

Schwerpunkte der Prifung waren das technischedaackaufméanni-
sche Gebaudemanagement und deren Organisatio®|aheng und
Durchfihrung der Baumafinahme "Umbau MDR Sputnilet, Ab-
schluss von Mietvertrdgen — insbesondere mit Toghsellschaften —
sowie der Verkauf einer Liegenschaft Halle, Waisergning/Grol3e
Brauhausstral3e.

Die wesentlichen Ergebnisse der Prifung wurden Laladtags-
Drucksache 5/1388 vom 20. August 2010 verdffentlich

™ vgl. LT-Drucksache 4/5137 vom 24. April 2009.
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1. Uberfiihrung der Thuringer Landesforstverwaltun g in eine An-
stalt 6ffentlichen Rechts
(Einzelplan 09)
Die Tharinger Landesregierung hat im August 2016chissen, die
Landesforstverwaltung in eine Anstalt 6ffentlichRechts (A6R) zu
Uberfihren. Dem Kabinett lag dazu eine Entscheigvumidgge einer
Arbeitsgruppe "Forststruktur” vor, die die Rahmeatibgungen der
Tharinger Landesforstverwaltung sowie bestimmtebrmlagen be-
schrieb. Ausgehend von dieser Ist-Analyse hatteéddieitsgruppe ei-
ne Zielmatrix fur eine als erforderlich angesehBe®rganisation der
Forstverwaltung erarbeitet. Anhand der Zielmatratté sie schliel3-
lich verschiedene Handlungsoptioffemittels einer Nutzwertanalyse
bewertet. Im Ergebnis der Analyse hatte die Arlgeitspe dem Kabi-
nett folgende zwei grundséatzliche Handlungsoptice@pfohlen:
1. Beibehaltung der bisherigen Rechtsform als \Admmg mit Re-

giebetrieb oder

2. Rechtsformwechsel der Landesforstverwalturgne AOR.

Das Kabinett stimmte der zweiten Handlungsoptionau.mit der
Mal3gabe zu, dass "eine deutliche Senkung des Zssobdarfs bis

2016" zu erreichen sei.

Der Rechnungshof hat die Entscheidungsvorlage bergkuntersucht

und dabei festgestellt:

» Die "Beibehaltung des Gemeinschaftsforstamtes"de/als Ziel
formuliert und in die Zielmatrix aufgenommen; dieiBehaltung
einer Organisationsform ist bei derartigen Alteiwetprifungen
jedoch eine Restriktion und kein Ziel. Diese R&strn zeichnete

die spatere Entscheidung stark vor und schlosmsatiee Modelle

2 Alternative Rechtsformen einer Landesforstverwadtim Vergleich zunstatus quo des Regiebe-
triebs.
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— wie die einer Trennung hoheitlicher und betrigir Aufgaben
in verschiedenen Organisationen — von vornheresn au

e Zudem enthielt die Zielmatrix mehrfach inhaltsghe Ziele; in
der Bewertung erhielten diese daher ein starkerewicht als
1-fach enthaltene Ziele und beginstigten somit irgeknis der
Nutzwertanalyse beispielsweise die Rechtsform Addgeguber
der Alternative "Betrieb nach § 26 ThurLHO".

« SchlieB3lich fehlte es an einer Risikobewertungdiér vorgeschla-
gene Option der Grindung einer AGR — beispielswigisden Fall
des Nichteintretens von unterstellten Annahmen husichtlich

der kalkulierten Effizienzgewinne.

Diese beispielhaft genannten methodischen Fehleraskten aus
Sicht des Rechnungshofs die Ergebnisoffenheit uacegynung der
Alternativenprifung fir die kinftige Ausgestaltudgr Landesforst-
verwaltung unangemessen ein. Insofern gentigte discBeidungs-
grundlage fur den Kabinettbeschluss nicht den Aidpen der Thi-
ringer Landeshaushaltsordnung (8 7 Abs. 3 und 5)eizie "Wirt-

schaftlichkeitsuntersuchung" fir das geplante Vboema

Unabhangig von den festgestellten Fehlern hat @éehfRungshof an-
erkannt, dass sich durch die beabsichtigte Ubeufichder Landes-
forstverwaltung in eine Anstalt offentlichen Reckthebliche Poten-
ziale zur Steigerung der Effizienz erschlieBendasZur Sicherung
dieser Potenziale hat er den Uberfiihrungsprozesschilich der stra-
tegischen Zielsetzung, der Kalkulation von Effizpatenzialen und
den Mdglichkeiten einer begleitenden Erfolgskomérdderatend be-

gleitet.

Im Ergebnis der Beratungen mit dem Thiringer Mensim flr
Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutzdigt strategische

Zielausrichtung des Rechtsformwechsels deutlichefaggt worden;
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dariiber hinaus haben sich die Grundlagen fir digséfiaftlichkeits-
betrachtung einer kiinftigen AOR verbessert. Schdie(ist eine Basis
flr eine begleitende Erfolgskontrolle durch den iRemgshof fur die
kunftige Tatigkeit der AGR gelegt worden.

Der Rechnungshof vertritt vor dem Hintergrund dieBeratungsta-
tigkeit die Auffassung, dass der kunftigen Anstaltch eine entspre-
chende Ausgestaltung der rechtlichen Regelungeicliingsgesetz;
Satzung) weitestgehende eigenstandige Handlungsepti ertffnet
werden sollten, um die Potenziale zur Effizienzgeaing wirksam

werden zu lassen.

Der Rechnungshof hebt angesichts der FeststelludggeriErfordernis
einer umfassenden und rechtzeitigen Unterrichtusigfibanzwirksa-

men Vorgangen hervor und verweist diesbeziiglichsaufen Jahres-
bericht 2008 (S. 87 ff.). Die Qualitat der Fehlerdem hier themati-
sierten Verfahren legt nahe, dass eine Unterrichtbegi Mal3nahmen
mit erheblicher finanzieller Tragweite sogar vor deKabinettsbefas-
sung geboten sein kann, um moglichen Fehlentwigidarrechtzeitig

begegnen zu kénnen. Eine frihere Unterrichtung kodperative

Einbindung des Rechnungshofs ist umso bedeutealdeder Freistaat
kiinftig aufgrund des Konsolidierungsbed&tfeerstarkt weitreichen-

de finanzwirksame MaflRnahmen treffen muss.

3 Siehe hierzu auch: Sonderbericht des Rechnungsinalen Thiiringer Landtag und die Thiiringer
Landesregierung zur Konsolidierung des Thiringerdeshaushalts vom 6. Oktober 2010.
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Konjunkturpaket Il — Prifung der Verwendung von Finanzhilfen
nach dem Gesetz zur Umsetzung von Zukunftsinvestithen der
Kommunen und Lander (Zukunftsinvestitionsgesetz)

(Kapitel 17 02)

Der Thiringer Rechnungshof prft die Verwendung #amanzhilfen
nach dem Zukunftsinvestitionsgesetz (ZulnvG) im iRah des Kon-
junkturpakets II. Dieses Investitionsprogramm fi@ntder und Kom-
munen umfasst Finanzhilfen des Bundes in einem dgfeon rd.
10 Mrd. €. Auf Thiringen entfallen rd. 318 Mio. ¢h&nzhilfen. Ge-
meinsam mit dem Mitleistungsanteil stehen damitifiwestitionen in
Tharingen 424 Mio. € zur Verfugung. Das Programmuitldis Ende
des Jahres 2011. Der Rechnungshof fuhrt die PriiRrngramm be-
gleitend, wie in seinem Jahresbericht 2010 bedobniedurch.

Fur denTeil | ist eine querschnittliche Prifung nach Mdfgales
TharPrBG bei Thiringer Kommunen sowie nach 8§ 88rTH®D beim
Thiaringer Innenministerium durchgefiihrt worden. the Quer-
schnittsprifung waren rd. 580 Baumal3nahmen stitigmartig ein-
bezogen. Die betreffenden Kommunen wurden so ausdgegwdass
ein reprasentativer Uberblick gegeben ist. Das #ssestitionsvo-
lumen der gepruften Gebietskorperschaften umfadsi23 Mio. €,

davon rd. 87 Mio. € Finanzhilfen des Bundes.

Die Feststellungen der Prifung setzen sich hauptskanit der stra-
tegischen Gestaltung des kommunalbezogenen Invesjiro-
gramms, der Verfahrensabwicklung sowie dem Antragsl Bewilli-
gungsverfahren auseinander. Die Prufungsmitteiflinglen Teil | der
Prifung wurde dem Thuringer Innenministerium (Ti&llr Stellung-
nahme Ubersandt. Die Prifung Teil | wurde im JULR fir abge-

schlossen erklart.
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Der Rechnungshof hatte folgende Programmschwerpuimktseine

Prifung einbezogen und dazu festgestellt:

Programmgestaltung

» Die Finanzhilfen sollen nach ZulnvG zu mindeste@sv.7H. fur
Investitionen in Kommunen eingesetzt werden (komafiezoge-
ner Programmteil). Die Thuringer Landesregierundgztee den
kommunalbezogenen Anteil der Bundesmittel auf 88.vfest,
20 v. H. flieBen in MaRnahmen des Landes. Der taaigeilte den
Kommunen 10 v. H. mehr Finanzhilfen zu, als nacin¥G gefor-
dert war und ermdglichte den Kommunen damit hélhevestitio-

nen.

» Die Finanzhilfen des Bundes betragen bis zu 75.\deéfl Kosten,
Land und Kommunen haben einen eigenen Finanzieantgsvon
mindestens 25 v. H. zu leisten. Zum Zeitpunkt deifihg betrug
der Ist-Anteil der Finanzhilfen des Bundes am Itiiessvolumen
in Tharingen 69 v. H. Der gesetzlich geforderte efignteil von
Land und Kommunen war damit erreicht. In Verbindung den
geforderten Investitionen wurden zusatzliche — ingéforderte —

Investitionen getatigt.

* Nach ZulnvG haben die Lander daflir zu sorgen, dash finanz-
schwache Gemeinden Zugang zu den Finanzhilfenterndbaher
stellte der Freistaat finanzschwachen Kommunen tziid#&
13 Mio. € Bedarfszuweisungen aus dem Landesaubgkamck zur
Verfiugung. Damit wurde der Komplementéaranteil am ¢e@sten
fur finanzschwache Gemeinden auf bis zu 5 v. Hegles Aul3er-
dem konnten Kommunen, die ihren Eigenanteil nigdhtzeitig
aufbringen konnten, aber die Voraussetzungen fliwefsungen
aus dem Landesausgleichsstock nicht erfillten,zdlulbare Uber-

briickungshilfen erhalten. Schlie3lich finanzierer &reistaat den
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Komplementéranteil fur Investitionen an Krankenl@osin den

Kommunen mit 6,3 Mio. €.

» Der Bund gewahrt die Finanzhilfen gemaf ZulnvG dragutral.
Um auch die freien Trager am Investitionsprogramnbeteiligen,
ubernimmt der Freistaat anteilig den Komplement@ibfir deren
Investitionen in Schulen und Kindertagesstatten wsgesamt
16,3 Mio. €.

Der Freistaat hat damit die Rahmenbedingungenlendith das Inves-

titionsprogramm gemal den gesetzlichen Vorgabemuseatzen.

Programmdurchfiihrung

» Die Federfuihrung fir die Abwicklung des gesamtewestitions-
programms liegt beim Tharinger FinanzministeriunasDnvestiti-
onsprogramm der Gemeinden und Landkreise wird vbiirimger
Innenministerium koordiniert. Die Fachministeriemds bei der
Durchfihrung des kommunalbezogenen Investitionsprogs
nicht beteiligt. Mit der konkreten Programmabwiakiuwurden die
Kommunalaufsichtsbehdrden beauftragt. Demnach lerflldie
Aufsichtsbehorden neben ihren origindren Aufgabemé? Thi-
ringer Kommunalordnung nun zugleich die Aufgabes Béwilli-
gungsbehérden. Die Verknupfung beider Aufgabenheist sys-
temfremd. Die Aufsichtsbehdrden haben zudem night\Vbraus-
setzungen, ein Bauinvestitionsprogramm so durclrafy wie

dies spezialisierte Fachressorts leisten kénnen.

« Das TIM verteilte — im Konsens mit den kommunalgmntZnver-
banden — die Finanzhilfen z. B. nach Einwohneraaid Flache
bzw. Bevolkerung, Arbeitslosigkeit und demografesctntwick-
lung. Dadurch erhielt jede Gemeinde einen Verfuguagmen fir

Investitionen. Aufgrund dieses Verteilungsschlissaigaben sich
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bei kleinen Gemeinden Zuweisungen mit Betragen.ab@BE, die
sie — weiter unterteilt nach den ForderbereichdduBg oder Infra-
struktur — fur Investitionen an Objekten der Gerdeinder freien

Trager oder der Vereine ausgeben konnten.

Wegen der Kleinteiligkeit reichten die zugewiese@nanzhilfen
oftmals nicht zur Bildung abgeschlossener Bauab&ehaus. Hau-
fig waren weitere, (aber finanziell nicht gesickgrinvestitionen
erforderlich, um eine tatséchliche energetischer ddektionale
Verbesserung zu erreichen und nachhaltig Enerd¢iesrech und
Kosten zu senken.

Um Finanzhilfen fir groRere, bedarfsgerechte Bddimahmen zu
erlangen, war die Mdglichkeit vorgesehen, dassGdimeinden ihre
Investitionsrahmen untereinander tauschen kdnngss. lat jedoch
nach Einschéatzung der Kommunen hohen Verwaltungsad

verursacht.

Der Rechnungshof halt die praktizierte Antrags- Beavilligungs-
systematik flr ungeeignet, mehrere Zuwendungsgeines Vor-
habens zu koordinieren und Doppelférderungen wirkga ver-
meiden. Zwar hat der Rechnungshof keine Verstofgergalas
Doppelférderungsverbot festgestellt, doch ist dieksame Ab-
stimmung moglicher verschiedener Zuwendungsgelaéit sicher-
gestellt. So sollte bei der Bewilligung von Finaifigm stets die
Gesamtfinanzierung der Bauvorhaben betrachtet werdeich
wenn mit den Mitteln des Investitionsprogramms aur Teil der
Malnahme finanziert wird. Nach Auffassung des Renpshofs
wird der Abgleich von Finanzhilfen verschiedenem#Zndungsge-
ber zu einem Vorhaben auch dadurch erschwert,lmslssig keine
landesweite Forderdatenbank existiert. Nach Autflagsies Rech-

nungshofs sollten kiinftige Bemihungen darauf abajetine ein-
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heitliche und landesweit zugangliche Registrieratigr Zuwen-

dungen zu erreichen.

* Bis zum Ende des Jahres 2009 hatte der Freistaateiib verein-
fachtes Verwaltungsverfahren die Finanzhilfen naheallstandig
mit Zuwendungsbescheiden gebunden. So wurde bergitslen
Vertragsabschliissen zu den bewilligten Mal3nahmes konjunk-
turelle Wirkung ausgel6st. 17 v. H. der Finanzmligaren bis En-
de 2009 beim Bund abgerufen.

» Die Bundesregierung legte besonders die 6kologiZobleichtung
des ZulnvG fest. Der Zusatz im ZulnvG "insbesondéreenergeti-
sche Sanierung" weist auf diese besondere Zialmghhin und be-
deutet, dass bei einem Investitionsvorhaben bedeniindest-
standards — im konkreten Fall die Energieeinspardaung
(EnEV) — einzuhalten sind. Inwieweit das ProgranahZtnergeti-
sche Sanierung" bei der Gesamtheit der Mal3hahm@&hitinngen
erreicht wird, sollte das Ministerium durch eineselidie3ende Pro-

grammevaluation feststellen.

Fur die landesbezogenen MalRnahmen fihrt der Regkhah
Schwerpunktprifungen zu ausgewdahlten Einzelvorhatech. Im
Zustandigkeitsbereich des Thiringer MinisteriumsSaziales, Fami-
lie und Gesundheit hat er die Prifung der Bauvaghan Psychiatri-
schen Tageskliniken unterschiedlicher MaRnahmeetragwie einer

Tagesstatte begonnen.

Der Rechnungshof wird die Umsetzung des Konjunlakeps im

Weiteren verfolgen.
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Félle, in denen die Verwaltung den Anliegen deRech-
nungshofs entsprochen hat

Einhaltung tarifvertraglicher Regelungen kiinftig sichergestellt
(Einzelplan 02)

Seit dem Inkrafttreten des TV-L am 1. November 206Btet sich die
Stufenzuordnung der Arbeitnehmer innerhalb der &tgguppen ge-
mafR 8 16 TV-L nicht mehr nach dem Lebensalter, sondach der
Berufserfahrung. Der Arbeitgeber kann auRerdem Gegn#6 Abs. 5
TV-L zur Personalgewinnung oder zur Bindung vorleareh Perso-
nals ein bis zu zwei Stufen héheres Entgelt beweitsddem tarifrecht-

lich vorgesehenen Erreichen der hoheren Stufewdéggg gewahren.

Der Rechnungshof hat im Jahr 2010 im Rahmen einmrsghnitts-
prufung bei der Staatskanzlei die Stufenzuordnugyigt. Dabei hat
er Fehler bei der Anwendung des 8 16 Abs. 5 TV4idestellt. Die
Staatskanzlei zahlte vorhandenen Arbeithnehmerrdigirvertretungs-
weise Wahrnehmung anderer Aufgaben Zulagen vorbis80 € mo-
natlich. Sie begrindete diese Zahlungen mit deméetung von Er-

satzeinstellungen.

Der Rechnungshof hat die Zulagengewéhrung bearettaneil sie
weder zur Personalgewinnung noch zur Personalbmeuiorderlich
war. Die Ubertragung weiterer Aufgaben erfordegek hohere Ein-
gruppierung. Eventuell geleistete Mehrarbeit —rdat in jedem Fall
notwendig war — hatte durch Freizeitausgleich abtijeg werden

kdnnen.

Die Staatskanzlei hat zugesagt, von der bishertgat®raxis abzuri-
cken und die Rechtsauffassung des Rechnungshoisftigkzu be-

achten.

Damit wurde dem Anliegen des Rechnungshofs enteproc
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Ordnungsgemale Bewirtschaftung von Mitteln fur Fortbildungs-
maflinahmen
(Kapitel 02 06)

Fur zentrale Fortbildungsmal3nahmen der Landestegieitir den of-
fentlichen Dienst der Landesverwaltung im Bereieh obersten Lan-
desbehdrden und die Fuhrungskraftefortbildung fediBnstete der
obersten Landesbehérden im Rahmen des zentraleestatbil-

dungsprogramms der Thiringer Staatskanzlei (TSiK)etee das Land
in den Jahren 2006 und 2007 Ausgaben i. H.v. 834 T€ bzw.

I. H. v. rund 324 T€.

Der Thiringer Rechnungshof hat diese Ausgaben imn 2809 ge-
pruft und eine Vielzahl von Mangeln bei der Bewihaftung der
Ausgaben durch die TSK kritisiert. Die Beurteilustjitzte sich im

Wesentlichen auf folgende Feststellungen:

« Die Qualitat und Transparenz der zahlungsbegriuretenthterla-
gen war aul3ert mangelhaft. Hinzu kam eine unvoitsge und un-
ubersichtliche Nachweisfihrung fir die lehrgangzgsehen
Ausgaben. Eine Vielzahl der Rechnungen wies tedevenehrfache
handschriftliche Korrekturen der Behdrde auf. Alslge dieser
Mangel konnten die Ausgaben den Lehrveranstaltungeimt |G-

ckenlos und sachgerecht zugeordnet werden.

» Vertrage fiur Honorarleistungen enthielten keiner@akenden An-
gaben zur Beurteilung der Angemessenheit der Awsgabuf der
Basis einer Rahmenvereinbarung aus dem Jahr 20pficletete
sich die Behdrde, einer Akademie Pauschalpreisédtirtatigkei-
ten zu erstatten. Die Hohe der Vermittlungs- unawadtungsge-
buhr der Akademie ging aus der Rahmenvereinbarigig hervor.

Des Weiteren fehlten konkrete Vereinbarungen zunriégigkeit
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und zur Anzahl der zu leistenden UnterrichtseimmeiDie Akade-

mie entsandte in Einzelfallen bis zu 5 Dozenterefiien Lehrgang.

» Die Behorde erstattete haufig Fahrtkosten ohne #ener tat-
sachlich gefahrenen Wegstrecken. Auch in dieseleri-&hlten er-
forderliche Angaben in den Vertrdgen und auf despgrechenden

Rechnungen. Die Behorde forderte notwendige AngalisTi an.

« Auf der Basis einer so genannten "Proforma-Rechheimges Ho-

tels leistete die Behdrde Vorauszahlungen fiir Ubelttungen.

» Der Grundsatz der sachlichen Bindung war nichtecdksend be-
achtet worden. Dies betraf sowohl Buchungen vongAben fir
die Verpflegung und Ubernachtung von Dozenten urehri
gangsteilnehmern, als auch undifferenzierte Bucbongpn Aus-

gaben fir Honorare und Reisen von Dozenten.
Die zusténdige Behorde hat in ihrer Stellungnahraéndushaltsrecht-
lichen Verst6l3e eingerdumt und zugesichert, dieviiise und Emp-

fehlungen des Rechnungshofs kiinftig zu beachten.

Dem Anliegen des Rechnungshofs wurde damit enteproc
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Il. Nachweis von Asservaten in den Polizeidirektiasbereichen ver-
bessert
(Kapitel 03 14)

Der Rechnungshof hat im Jahr 2010 die Vorgehensweas der Ver-
waltung von Asservaten (z. B. Fundsachen, Fuhremeh Spurentra-
ger, Betaubungsmittel) an ausgewahlten Polizeithezigen gepruft.

Die Prifung bezog sich auf die Haushaltsjahre 209€2010.

Die fiir die Verwaltung von Asservaten geltendenrsétrifter(* —
vorrangig die sog. '‘Asservatenordnung' — wurdetheim gepriften Po-
lizeidienststellen in Teilen nicht eingehalten.iStodie vorgeschriebe-
ne Einrichtung einer zentralen Asservatenstelleniéhrere Polizei-
dienststellen, die sich in rAumlicher Nahe zueiearigefinden, noch
nicht in allen Fallen erfolgt.

Daruber hinaus war eine uneinheitliche Vorgehersaveei der Erfas-
sung verschiedener zu verwahrender Gegenstandeeminigeln.
Uber die Funktion des Verwahrverzeichnisses unditdaoch tber
die darin zu registrierenden Gegenstande herrgee hinreichende
Klarheit.

Uberdies wurde das bislang in Papierform gefiibrté von der As-
servatenordnung als Muster vorgegebene Verwahneéras den An-
forderungen der Praxis — insbesondere bei der maligen Verzeich-
nung von Aus- und Wiedereinlieferung eines Assarvahur bedingt

gerecht.

Der Rechnungshof hat empfohlen, die Funktion desvehrverzeich-
nisses verbindlich zu definieren, die zustandigesdi@nsteten ent-
sprechend zu schulen und fir eine einheitliche kordekte Umset-

zung der Asservatenordnung Sorge zu tragen. Aulite smter Be-

" Runderlass des Thiiringer Innenministeriums férRBhandlung von Asservaten im Bereich der Thii-
ringer Polizei — Asservatenordnung — (unveroffehtl).
Regelungen zur Aufbewahrung, zum Transport, zumwéeiung und Vernichtung sichergestellter, be-
schlagnahmter oder eingezogener Betaubungsmitteh-Btm — (unveroffentlicht).
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ricksichtigung der damit verbundenen Kosten gepvéfiden, ob und

inwieweit ein elektronisches Register zweckdierdicist.

Das TIM hat inzwischen angektiindigt, die geltendesekvatenord-
nung evaluieren zu wollen. Aul3erdem soll die Eimang zentraler
Asservatenstellen unter Bericksichtigung baulicived finanzieller
Mdglichkeiten weiter forciert werden. Die Asservaterwalter seien
zwischenzeitlich in einem Workshop geschult wordgis.zur Einfuh-
rung eines elektronischen Asservatennachweisese—dedizeit aus
haushalterischen Griinden nicht moglich sei — wemda ein "vorlau-
figes Verwahrverzeichnis" in der Zustandigkeit d@sminaldauer-

dienstes/Dienstgruppenleiters fuhren.

Das TIM hat mit den geschilderten MaRnahmen deddfangen des

Rechnungshofs entsprochen.

Unwirtschaftliches Ansparen von Haushaltsmitteh bei privatem
Lieferanten beendet
(Einzelplan 05)

Der Rechnungshof hat im Jahr 2010 die Verwendumdienstklei-

dungspauschale im Justizbereich geprift. Jederdddr140 zum Tra-
gen von Dienstkleidung verpflichteten Justizbedietes erhalt fur die
Ersatzbeschaffung verschlissener Uniformteile vaamd.einen Pau-
schalbetrag i. H. v. rd. 200 € jahrlich. Das Lateriveist die jeweili-
ge Pauschale auf ein fir den Beamten bei der pnvaieferfirma ge-

fuhrtes "Dienstkleidungskonto”.

Am Jahresende nicht verbrauchte Guthaben konndéndeei Jahr
2009 bis zu einer Hohe von 900 € ins Folgejahr tihgen werden.

Die Uniformtrager der Justiz sollen so die Moglieltbbekommen, die
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notwendigen Mittel fir die geplante Umstellung d@enstkleidung
"anzusparen". Ein Termin fur die Umstellung stancthZPrifungszeit-

punkt noch nicht fest.

Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dassAtasparen" prob-
lematisch ist. Ausgaben durfen nur soweit und nieher geleistet
werden, als sie zur wirtschaftlichen und sparsamemvaltung erfor-
derlich sind (vgl. 8 34 Abs. 2 ThirLHO). Falls nérhl samtliche rd.
1.140 Justizbediensteten sich bemuhten, zur Fieanmy ihrer Uni-
formumstellung den Hochstbetrag von 900 € anzuspawéirde das
Tharinger Justizministerium tGber mehrere Jahre verteilt und abhén-
gig vom Umstellungszeitpunktinsgesamt bis zu rd. 1 Mio. € veraus-
gaben. Da fur diese Betrage zunachst keine Liefgmierfolgen, ent-

steht dem Freistaat zumindest ein Zinsnachteil.

Der Rechnungshof hat daher empfohlen zu prifedi®tmstellung
auf blaue Dienstkleidung wenn sie denn notwendig seimdoglichst
frihzeitig erfolgen konne. AulRerdem sei es zwingenidrderlich,
spatestens nach Umstellung der Dienstkleidung &latigh Ubertrag-

bare Guthaben umgehend wieder auf 300 € zu kirzen.

Dartber hinaus hat der Rechnungshof beanstandss, idaeinigen
wenigen Fallen die- unter bestimmten Umstadnden zu kiirzenden
jahrlichen Dienstkleidungspauschalen unzutreffeacethnet worden
sind. Dies beruhte zum einen auf einer fehlerhafeslegung der
- schwer verstandlich formulierten Kiirzungsvorschriften und zum
anderen darauf, dass nachgeordnete Dienststelleurigsrelevante

Sachverhalte nicht mitgeteilt hatten.

Der Rechnungshof hat empfohlen, die Regelung zuedwmung der

Kirzungszeiten verstandlicher zu formulieren unden alljghrlichen
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Meldungen der nachgeordneten Dienststellen die ijiger Kuir-

zungszeitrdume und -grinde konkret anzugeben.

Das Thiringer Justizministerium hat die Empfehlungkes Rech-
nungshofs aufgegriffen. Es hat mitgeteilt, die Ustishg der Dienst-
kleidung solle im Jahr 2011 erfolgen. Anschliel3evetde auch die
Hohe des Ubertragbaren Restguthabens wieder auf §6RUrzt.

Das Thuringer Justizministerium hat ferner mitdeteiie Klrzungs-
vorschriften wirden im Sinne der Empfehlung deshiRangshofs an-
gepasst. Aulerdem seien die nachgeordneten Diiestsangewie-
sen worden, zukinftig in ihren Meldungen die jewgeih Kirzungs-

zeitraume und -grinde konkret anzugeben.

Damit wurde den Anliegen des Rechnungshofs enteproc

Projekt Unternehmer- und Fachkrafteservice eingstellt
(Kapitel 07 08/17 04)

Das Thiringer Ministerium flr Wirtschaft, Arbeit dinfechnologie
(TMWAT) schloss mit der Landesentwicklungsgeselgtihiringen
mbH (LEG) im Jahr 2008 einen Dienstleistungsvertzag Einrich-
tung eines Unternehmer- und Fachkrafteservices $Yka der Ge-
sellschaft. Uber das Projekt UFaS sollte die LEG#toren und Ar-
beitskrafte fur eine attraktive Wirtschafts- undltdwegion in Thi-
ringen gewinnen und die Thiringer Wirtschaft bei Beckung ihres
Fachkraftebedarfs mit ihnren Erfahrungen unterstutizas TMWAT
setzte hierflr insgesamt 6,9 Mio. € aus dem Operalien Programm
des Européischen Sozialfonds (OP-ESF) im Rahmenndéativen

Mittelverteilung ein.
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Die LEG hatte im Jahr 2008 in einem ZwischenberaibtErfolg des
Projekts die durch Tatigkeit des UFaS bei der Vihamg von Fach-
kraften insgesamt hergestellten 102 Kontakte d&liesBei einer
Prifung im Jahr 2010 hatte der Thiringer Rechnurigiastgestellt,
dass davon 47 Beschéftigte von einem Thiringer rdaktemen zu ei-
nem anderen im Freistaat vermittelt worden warerhdtte in seiner
Mitteilung beanstandet, dass weder die AufgabenUfesS noch die
Errichtung und Betreibung der Servicestelle aus damdeshaushalt
zu finanzierende oOffentliche Aufgaben sind und elidst der Vermitt-
lungstatigkeit nicht Sinn und Zweck einer staatict~6rderung sein
kann, die den Einsatz offentlicher Mittel in obeangnnter Hohe
rechtfertigt. Aul3erdem entsprach das Projekt, auehn es im Zu-
sammenhang mit arbeitsmarktpolitischen Entscheidanmd der eu-
ropdischen Beschéftigungsstrategie stand, wederRédmmenbedin-
gungen des OP-ESF noch war es durch eine der 11- ESF
Forderrichtlinien begrindbar. Der mittel- bis lamgfigen Aufgaben-
stellung des Projekts stand ferner ein nur kurzyigesicherter Fi-
nanzierungszeitraum gegentber und der Abschluss denstleis-
tungsvertrags war ein hierfir verfehltes Instrumdddher empfahl
der TRH, die Projektausrichtung des UFaS zu andeen das Projekt

Zu beenden.

Das TMWAT &aul3erte daraufhin gegentber dem TRH,Hilfe des
Projekts UFaS hétte es eine seiner parlamentaegitmierten Auf-
gaben erfillt und dadurch das offentlich-rechtlicinel Landesinteres-
se an dieser Leistung dokumentiert. Im Weiteretrates die Auffas-
sung, nach der EU-Verordnung wére auch der Kauf bmmstleis-
tungen innerhalb des OP-ESF bei noch nicht ab$tdnieé formulier-
ten Auswahlkriterien von Projektforderungen nichisgeschlossen
gewesen. Dennoch lie3 es das Projekt von einemnexteEvaluator
untersuchen. Dieser bewertete zwar die Zielsetzieg UFaS als

sinnvoll, sah aber den strategischen Ansatz undaiikrete Umset-
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zung kritisch. Dieser Bewertung schloss sich daswiA an und

teilte dem TRH die Beendigung des Projekts UFaS mit

Dem Anliegen des TRH wurde damit entsprochen.

Weiter fUr eine bessere Auslastung der Technotge- und Grin-
derzentren sorgen
(Kapitel 07 26)

Der Freistaat gewahrt den Betreibergesellschaften Technologie-
und Grinderzentren (TGZ) seit Jahren sogenanntami&dfreistel-

lungen fir kleine und mittlere Unternehmen (KMU).

Der Rechnungshof hatte bei seiner Prifung im Ja@® beanstandet,
dass eine ausreichende Auslastung der Einrichtubgen spezieller
Raumlichkeiten, die fir ein wirtschaftliches Belem der TGZ von
wesentlicher Bedeutung ist, von den Betreiberntratigesichert wer-
den konnte. Dies lag nach seinen Feststellungeim anden im Rah-
men der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung desnagn Wirt-
schaftsstruktur" (GRW) bestehenden Foérderrestrikim die eine lan-
gere Verweil- bzw. Mietdauer der KMU erschwertenebldn der
SchlieBung eines TGZ waren zunehmend Liquiditatdproe und

drohende Insolvenzen von Betreibern festzustellen.

Der Rechnungshof hat das Ministerium aufgeforderiisteriums-
Ubergreifende Abstimmungen zur Frage des Erhalenwl GZ vor-
zunehmen und auf eine Anderung der BestimmungerG&aA/ hin-

zuwirken.

Durch die inzwischen erfolgte Anderung einiger Fsbedingungen,

die der Freistaat gemeinsam mit anderen Landerpelgafihrt hat,
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sowie die Umsetzung der entsprechenden Regelusgeme verbes-

serte Auslastung der Einrichtungen zu erwarten.

Uber die Belange eines TGZ hat das Wirtschaftstariisn mit dem
Thiringer Finanzministerium und dem Thiringer Lawewaltungs-
amt beraten. Auch die kommunalen GesellschaftereseBetreibers
wurden in die Gesprache einbezogen.

Der Rechnungshof begriif3t das Zustandekommen sdbgratungen,
da in der Vergangenheit eine unzureichende bzverele Kommuni-
kation zwischen Behoérden in ahnlichen SituationanBelastungen

des Landeshaushalts geftihrt hatte.

Zudem wird die zweite Einrichtung — ebenfalls denggehlung des
Rechnungshofs entsprechend — nach Absprache mitTdeiminger
Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kulturvge dem Thurin-
ger Finanzministerium seit Januar 2011 von der davarten Hoch-
schule, die zu Forschungszwecken einen dringendiéchénbedarf

hatte, genutzt.

Ruckzahlung Uberzahlter Zuwendungen an Werkstdten fir Men-
schen mit Behinderungen
(Kapitel 08 22)

Die Staatliche Rechnungsprifungsstelle Suhl hatJanr 2010 im
Auftrag des Thiringer Rechnungshofs das Bewilligauegfahren und
die Verwendung von Zuwendungen an freigemeinnutZigeer zur
Forderung investiver Vorhaben bei sozialen Geméiaisseinrichtun-
gen fur Menschen mit Behinderungen bzw. besonde@zialen

Schwierigkeiten gepruft.

Sie hat festgestellt, dass die bis zum Ende deshdisjahres 2002

anzuwendende Forderrichtlinie vorsah, die in deragsunterlagen
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ausgewiesenen Umsatzsteuerbetrage bei der Beregluaunzuwen-
dungsfahigen Ausgaben einzubeziehen. Wegen demiferkstatten
verrichteten gewerblichen Arbeiten sind die Werltbgxeiche aller-
dings vorsteuerabzugsberechtigt, d. h. die gezahiteatzsteuer wird

von den Finanzamtern erstattet.

Der Rechnungshof hat die unzulassige Bruttofangrbeanstandet.
Bereits die Zuwendungsbescheide verpflichteten Zlievendungs-
empfanger, erstattete Umsatzsteuerbetrage mitznteihd nach Ab-
stimmung mit den Zuwendungsgebern anteilig nebsst@mdenen
Habenzinsen zuriickzuzahlen. AuR3erdem hat die Redspuifung

die bestehenden Unzulanglichkeiten hinsichtlichldlieerwachung der
Zuwendung sowie der unzuldssig langen Dauer dew&feiungs-

nachweisprifung im zweistufigen Prifverfahren —faehlich und

anschlielend verwaltungsseitig — beméngelt. Di¢te lilazu gefiihrt,
dass zurtickzufordernde Fordermittel bis zu 10 Jakreden Zuwen-
dungsempféangern verblieben.

Der Rechnungshof hat gefordert, die Rickforderdag zu Unrecht

gewdahrten Fordermittel umgehend zu veranlassen.

Das Thuringer Ministerium fur Soziales, FamilieduGesundheit
(TMSFG) hat mitgeteilt, dass nach Recherchen ddretGesellschaft
fur Arbeits- und Wirtschaftsforderung mbH (GFAW)r féinen Teil
der Projekte Ruckzahlungen von insgesamt 523 T§ermmmmen
worden seien. Weitere Ruckforderungen befandenisichnhérungs-
und Prifverfahren. Nach Angaben der GFAW werdemnoeitere
ca. 735 T€ zuruckgefordert.

Damit wurde dem Anliegen des Rechnungshofs entbpro
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VIIIL. Schaden bei der Verwendung von Foérdermittelnfir Investitionen
in Pflegeeinrichtungen behoben
(Kapitel 08 25

Die staatliche Rechnungsprifungsstelle Gera hattéAuftrag des

Tharinger Rechnungshofs im Jahr 2008 die in demedah994 bis
2006 geforderten Investitionen in Pflegeeinrichemgach Artikel 52
Pflegeversicherungsgesetz gepruft. Sie hatte dEstgestellt, dass
das Thdringer Ministerium flir Soziales, Familie u@kesundheit
(TMSFG) im Jahr 2005 fiur eine EinzelmalRhahme emgetechtfer-

tigte Zinsforderung des Bundes i. H. v. 832 T€ wegieht zweckent-
sprechender Verwendung von Férdermitteln beglidimetite (vgl. Tn.

13 des Jahresberichts 2009 des Thuringer Rechnoifisysh

Bereits in seiner Stellungnahme zum Jahresbe@0B9 hatte das
TMSFG zu der gepriften Einzelmal3nahme mitgetaiie &achpri-

fung habe ergeben, dass das Projekt 1995 und H¥€&chlich aus-
schlie3lich aus Landesmitteln finanziert worden Bar Bundesanteil
hierflr sei erst abgerufen worden, nachdem dieigkitung bereits als
Pflegeeinrichtung betrieben worden sei. Somit hediae Verpflich-

tung des Landes bestanden, den besagten Zinslaetrdgn Bund zu

leisten.

Das TMSFG hat anschlieRend die Rickforderung desbgtrags
I. H. v. 832 T€ gegentber dem Bund geltend gemdgas. Bundes-
ministerium fur Gesundheit hat sich mit Schreibemv28. Mai 2010
insbesondere aufgrund der vom TMSFG ubersandterzityes der
Prifungsmitteilung bereiterklart, den gezahlten sBetrag i. H. v.
832 T€ zu erstatten. Dieser Betrag wurde zum Jahdes 2010 mit
Zahlungsverpflichtungen des Freistaats aus dem stiti@spro-

gramm nach Artikel 52 Pflegeversicherungsgesetzehnef’,

S Lt. Schreiben des TMSFG an das BMG vom 20. Dezer2b10.
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Damit wurde der fir den Landeshaushalt bereitgetietene Schaden
I. H. v. 832 T€ wieder ritickgdngig gemacht und demliggen des

Rechnungshofs entsprochen.

Unwirksames Forderprogramm wird eingestellt
(Kapitel 09 02)

Die Staatliche Rechnungsprifungsstelle Gera hauftrag des Thi-
ringer Rechnungshofs im Jahr 2010 in einer Querdsprnifung u. a.
das Forderprogramm "Absatzforderung zur Verbesgedan Markt-
position forst- und holzwirtschaftlicher Erzeugm'$% gepruft. Durch
das Programm sollen Absatz férdernde MalRRnahmerfoiigt- und
holzwirtschaftliche Erzeugnisse wie z. B. Beteiigen an Messen
und Ausstellungen, Marketingkonzepte, Zertifiziegan sowie Wei-
terbildungsmalRnahmen gefordert werden. Im gepritraum der
Jahre 2006 bis 2009 wurden Zuschuisse in H6he vioah 76 T€ flr
neun MalRnahmen nach diesem Programm gewahrt. @efovdrden
die Rahmenprogramme von sechs Festen bzw. Veramgah an
zwei Standorten mit holz- und forstwirtschaftlichddezug, die Er-
stellung einer Dokumentation und einer Imagebrosehiim Rohstoff

Holz sowie die Beteiligung an einer Messe.

Die Staatliche Rechnungsprifungsstelle Gera stbieder Prifung
der Zuwendungsunterlagen fest, dass in allen Zuureggbescheiden
entgegen den Bestimmungen des 8§ 44 ThirLHO der Kwec Zu-
wendung nicht bezeichnet wurde. Es fehlte somitdaninhaltlichen
Bestimmtheit der Verwaltungsakte gemal? 8§ 37 Theérnngerwal-

tungsverfahrensgesetz.

® ThirStAnz Nr. 8/2004



198

Weiterhin ging aus den — den Forderantragen beajgefii— Mal3nah-
mebeschreibungen oder aus den Verwendungsnhachwassdrewil-
ligten AbsatzférderungsmalRnahmen nicht hervor, leeM/irkungen
die bewilligten MalRnahmen fur den Absatz forst- inatzwirtschaft-
licher Erzeugnisse in Thiringen entfalten sollteleroerzielt haben.
Neben der ungenigenden Zweck- und Zielbestimmuhbjefe auch
bewertbare Indikatoren, die eine begleitende uretldlel3ende Er-
folgskontrolle nach den Bestimmungen zu den §8d 4 ThiurLHO
und ein Controlling nach den Regelungen zu § 23rOHO™ fur das

Forderprogramm ermdglichten.

Aufgrund des fehlerhaften BewilligungsverfahrensBiezug auf das
materielle Recht und auf die nicht feststellbareRdamkeit der ge-
forderten MalRnahmen hatte der Thiringer Rechnurigstes
TMLFUN aufgefordert, das Forderprogramm “"Absatzéiwhg zur
Verbesserung der Marktposition forst- und holzweinitlicher Er-

zeugnisse" einzustellen oder vollig neu auszurithte

Das Ministerium hat in seiner Stellungnahme mitilfetgass das For-
derprogramm "Absatzférderung zur Verbesserung darkiosition
forst- und holzwirtschaftlicher Erzeugnisse" ab détaushaltsjahr
2012 eingestellt wird.

Damit wurde dem Anliegen des Rechnungshofs enteproc

T \V zu § 23 ThUrLHO und zu § 44 ThirLHO; ThirStANe. 33/2008, S. 1407,
Inkrafttreten 19. August 2008
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Finanzielle Unterstiitzung durch EU nutzen
(Einzelplan 09)

Der Rechnungshof hat die unteren Bodenschutzbehddde Land-
kreise und kreisfreien Stadte hinsichtlich ihresxélangs- und Finan-
zierungsbedarfs fur die Untersuchung sowie fiur Siieherung bzw.
Sanierung von altlastverdachtigen Flachen und viblasken befragt.
Davon ausgehend hat er das Thuringer MinisteriumL&ndwirt-

schaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz (TMLFUNy aberste Bo-
denschutzbehotrde hinsichtlich der Schlussfolgemreyes der Erhe-

bung beraten.

Er hat dem TMLFUN angesichts des im Rahmen dermuRgiermittel-

ten Bedarfs der kommunalen Gebietskdrperschaftedraarsuchun-
gen und Sicherungs- bzw. Sanierungsmal3nahmen elapfoh Zu-

sammenarbeit mit den Landkreisen und kreisfrei¢édlt®h ein Hand-
lungskonzept zu entwerfen, das unter Berlcksichggder Umwelt-
gefahrdung nach Dringlichkeitsstufen und der Nutzizhung von
Standorten eine planmalige Aufarbeitung der Aklastoblematik er-
laubt. Da eine solche Vorgehensweise die finarendiahigkeiten der
kommunalen Gebietskorperschaften und des Freisiga&isteigt und
die Realisierung von Umweltzielen auch im Interedse Europai-
schen Gemeinschaft liegt, hat der RechnungshofraggeMdaglich-

keiten zur finanziellen Unterstitzung durch die dpdische Gemein-

schaft zu erkunden und zu nutzen.

Das TMLFUN hat zugesagt, die Empfehlungen des Rewshofs zu

berticksichtigen.
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Ruckstande in der Verwendungsnachweisprifung abebaut
(Kapitel 10 02, 10 07 und 17 20)

Das Land gewdahrt im Rahmen des "LandesprogrammBdaierung
von Investitionen im 6ffentlichen PersonennahverK€PNV)" bzw.

der "OPNV-Investitionsrichtlinie" seit rd. 20 Jahréuwendungen an
Gemeinden und Gemeindeverbande sowie an offentlicideprivate

Unternehmen.

Der Rechnungshof hatte bei seinen diesbezuiglichéiuiyen in den
vergangenen Jahren mehrfach die beim Thuringer esardt fur Bau
und Verkehr bestehenden enormen Ruckstdnde bdPrdéung von

Verwendungsnachweisen beanstandet.

Durch den Einsatz einer Sonderarbeitsgruppe kodaselLandesamt
die Rickstande deutlich abbauen und ist damit Iginftder Lage, die
zuwendungsrechtlichen Bestimmungen, Verwendungsveshk un-
verzuglich nach Eingang zu prifen (VV Nr. 11.1 zd&8ThurLHO),

einzuhalten.

Dem Anliegen des Rechnungshofs wurde damit enteproc

Eingehende Prufung von Fallen mit "bedeutendenEinkinften™
kinftig sichergestellt
(Kapitel 17 01)

Der Rechnungshof hat im Jahr 2009 bei allen Thérikgnanzamtern
die Bearbeitung von Einkommensteuerfallen mit "heeleden Ein-

kunften" geprift.

"Bedeutende Einkinfte" liegen vor, wenn die Summee gbsitiven

(Uberschuss-)Einkiinfte gemaR § 2 Abs. 1 Nrn. £inkommensteu-
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ergeset? (iber 500.000 € betragt und keine weiteren (Gewinn-
Einkiinft¢® vorliege®. Bei diesen Fallen miissen die steuerlichen
Verhéltnisse im Grundsatz liickenlos einer Betrielifgmg unterzo-

gen werdefH.

Der Thiringer Rechnungshof hat alle Falle untersunhdenen Steu-
erpflichtige in den Veranlagungszeitraumen 2006 @0@7 Uber-
schusseinkiinfte von mindestens 500.000 € erzigkmaDie Prufung
umfasste 60 Steuerfalle mit insgesamt 99 Steudrerkyen, davon 45
Féalle, in denen die Steuerpflichtigen zusatzlichom&ewinneinkiinfte

unterschiedlicher Hohe hatten.

Nur in 15 Fallen hatten die Steuerpflichtigen abfe8lich Uber-

schusseinkinfte in Hohe von mindestens 500.00@Gi€ler

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Fimatezdm Wesentli-
chen diese Steuerfélle entsprechend ihrer steherliRelevanz bear-
beitet und in 2/3 der Falle auch AuRenprifungemchiyefiihrt hatten.

Zur weiteren Steigerung der Bearbeitungsqualitéitdea Rechnungs-
hof mehrere Empfehlungen gegeben, u. a. empfoieallen Fallen
mit bedeutenden Einkinften die steuerlichen Veng#e zumindest
einmal auch durch die Betriebsprifung zu Uberprifari Grundlage
der dabei gewonnenen Erkenntnisse solle dann eedsch werden,

ob Anschlusspriufungen erforderlich sind.

79

80

81

"Uberschusseinkiinfte" sind Einkiinfte aus nichis&indiger Arbeit, aus Kapitalvermogen, aus Ver-
mietung und Verpachtung und sonstige Einkiinfte.

"Gewinneinkinfte" sind Einkiinfte aus Land- unddtwirtschaft, aus Gewerbebetrieb und aus selb-
standiger Arbeit, vgl. 8 2 Abs. 1 Nrn. 1 - 3 EStG.

Vgl. Schreiben des Bundesfinanzministeriums vomALgust 2003 und 21. September 2006 zur
Festlegung von BetriebsgréfRenklassen fir Zweck®deiebsprifung, Az. IV D 2 - S 1450 - 22/03
und IV A7 - S 1450 - 29/06.

§ 4 Abs. 2 Betriebsprufungsordnung.
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Die Thiringer Steuerverwaltung hat die Empfehlungles Rech-
nungshofs aufgegriffen:

Im November 2010 hat die Thiringer Landesfinanitioa die Fi-
nanzamter angewiesen, bei allen prufungsbedirftigetkommen-
steuerfallen mit bedeutenden Einkilinften eine Bespelifung unter

Beachtung der Empfehlungen des Rechnungshofs difiirer”.

Damit wurde dem Anliegen des Rechnungshofs enteproc

Rudolstadt, 22. Juni 2011

Das Kollegium des Thiringer Rechnungshofs

Dr. Dette Gerstenbe

8 verfigung vom 19. November 2010, Az. S 1442 A A3113.
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Der Prasident des Thiiringer Rechnungshofs - Ubietiet Kommunalpriifung - legt

nachfolgend seinen 7. Jahresbericht vor. Die Erngsbrbeziehen sich vor allem auf

den Prifungszeitraum der Jahre 2004 bis 2009nigen Fallen aber auch auf vorher-

gehende Haushaltsjahre.

Unter A. beinhalten die Tn. I. bis V. allgemeindéomationen. In Tn. VI. werden die

Ergebnisse der Prufungen im Bereich Bau, Umwelt Tiedhnik vorgestellt, und

Tn. VII. stellt die Haushalts- und Finanzlage Thger Kommunen aus unterschiedli-

chen Blickwinkeln zusammengefasst dar.

Unter Teil B. erfolgen Einzelbemerkungen zu gegniifkommunen.



A. Allgemeines, zusammenfassende Darstellungen

l. Personal, Organisation

Der Prasident des Thiringer Rechnungshofs hat zamriéhmung seiner Aufgaben
nach dem Thirringer Priifungs- und Beratungsgesetzitl®3 Beamteund Beschaf-

tigte der Abteilung "Uberortliche Kommunalprifurzyigeordnet.

Das Gesetz ermdglicht es dem Prasidenten, je ndondErnis weitere Bedienstete
des Rechnungshofs heranzuziehen. So werden diechaigchen Prifungen regelma-
Big durch die auch fir die staatliche Bauprufungtéudige Abteilung des Thiringer

Rechnungshofs (Prifungsabteilung I1l) wahrgenommen.

I. Prifungsgegenstande

l.1. Rechnungsprifung

Die Rechnungsprufung erstreckt sich geman 8§ 4 2@HhurPrBG uber den Prifungs-
inhalt nach 8§ 84 ThurKO hinaus auf:
die dauernde Leistungsfahigkeit der gepriften Ki&gisaft, insbesondere ob eige-
ne Einnahmemdglichkeiten erschlossen und ausgeoltpen (vgl. 8 54 Thir-
KO),
die wirtschaftliche Fuihrung der kostenrechnendenrié¢htungen (8 12 Thiir-
GemHYV), der Eigenbetriebe und Krankenh&user und
die wirtschaftliche Abwicklung von Investitionen dideren Folgekosten fir die

Kommune.

! Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jevveitsannlicher und weiblicher Form.



1.2. Kassenprifung

Die Kassenprufung umfasst gemaR § 84 Abs. 5 ThiinsB@esondere
die ordnungsgemale Erledigung der Kassengeschafte,
die ordnungsgemalf3e Einrichtung der Kassen und
das Zusammenwirken der Kassen mit der Verwaltung.
Dartiber hinaus erstreckt sie sich auf die Verwatprnwon Wertgegenstanden und an-

deren Gegenstanden.

11.3. Abgabe von Stellungnahmen zum Einsatz von flermationstechnik

In § 5 ThurPrBG ist die Beteiligung der UberértithkKommunalprifung fir den Fall
geregelt, dass in Bereichen des Finanzwesens uminkoalen Aufgabenbereichen,
die mit erheblichen finanziellen Auswirkungen vemtdan sind, Informationstechnik
zum Einsatz kommen soll. Der Uberértlichen Kommprizfung ist in diesen Fallen

bereits in der Konzeptphase die Gelegenheit zurgdherzu Stellung zu nehmen.

Il. Prifungstatigkeit

l.1. Ubersicht

Die Uberortliche Kommunalpriifung ist zustandig fiie Prifung von 17 Landkreisen,
6 kreisfreien Stadten, 942 Gemeinden, 84 Verwaltigageinschaften und
117 Zweckverbandén

Aus der nachfolgenden Landkarte des Freistaatsifigem wird - soweit wie mdglich
anonymisiert - ersichtlich, wo die tberdrtliche Kimwnmalprifung im Berichtszeitraum

prufte und welchen Stand das Prifungsverfahren3unmpril 2011 aufwies:

2 Angabe des TLS zum 1. Dezember 2010
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Im Einzelnen wurden seit der letzten Berichterstagtim Oktober 2010 zu nachfol-

genden Prifungen ein Prufungsbericht erstellt:

1.2. Rechnungsprufungen
Ubersicht 1
Abgeschlossene Rechungsprifungen

geprufte
Geprufte Korperschaften Anzahl Haushaltsjahre

Anzahl
Landkreise 2 10
kreisfreie Stadte 1 11
kreisangehorige Gemeinden 8 40
Verwaltungsgemeinschaften 2 10
Zweckverbéande 1 8

Weitere Prufungen bei Landkreisen (ab dem Jahr)2€6wie zwei kreisfreien Stadten
(ab dem Jahr 2005) und der jeweils dazugehorigeRARrstreckten sich auf den
Vollzug des SGB XII (Hilfe zum Lebensunterhalt u@dundsicherungsleistungen im
Alter und bei Erwerbsminderung) bzw. des SGB Il (@&ifsicherungsleistungen flr

Arbeitsuchende).

11.3. Kassenprifungen

Die UOKP priifte unangekiindigt bei 16 kreisangelgiriGtadten und Gemeinden so-
wie 12 Verwaltungsgemeinschaften (54 geprifte Mittdgemeinden) die Kassen und
Zahlstellen.

[.4. Prifungen im Bereich Bau, Umwelt und Technik

In 43 Stadten und Gemeinden sowie in 3 Landkreisgrrsuchte die Abteilung IlI
des TRH als Beauftragte des Prasidenten Planung&MalRnahmen der Kommunen
in den Bereichen Bau, Umwelt und Technik. Die Pngen erstreckten sich auf Infra-

strukturen und Projekte ebenso wie auf die ortlichnesetzung von Férderprogram-
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men. Anhand der Feststellungen zum Ressourceneinsdtzur Zielerreichung konn-
ten im Rahmen von Beratungsgesprachen vielerodis Bmpfehlungen zur Optimie-

rung von Planungsprozessen und Verwaltungshaneglaebgn werden.

Soweit fachlich zweckméaRig und organisatorisch metiglfiihrte die Uber6rtliche
Kommunalprifung flir die Bereiche Bau, Umwelt uncchik die ortlichen Prifun-
gen im zeitlichen und rdumlichen Zusammenhang mifudagen des Landes durch.
Entsprechende Erkenntnisse aus den unterschiedligleewaltungsebenen und aus
dem Vergleich der Kommunen flossen in die Prifuegshte und auf Antrag in die

Beratungstatigkeit mit ein.

V. Zusammenfassung der Ergebnisse der Rechnungspitingen

Im Rahmen der tberértlichen Rechnungsprifung weln &a Berichtsjahr wieder eine
Vielzahl von Sachverhalten mit zum Teil erheblicHeranziellen Auswirkungen zu
beanstanden. Soweit Feststellungen mit konkrethieAainterlegt werden kdnnen,
Ist zwischen solchen mit

a) direkten wirtschaftlichen Auswirkungen,

b) Auswirkungen auf das Haushaltsergebnis selbst und

c) sonstigen Auswirkungen

Zzu unterscheiden.

Nach einer tGiberschlagigen Berechnung kénnen diaziellen Auswirkungen fur den

von diesem Jahresbericht erfassten Zeitraum wig baziffert werden:

Zu a)

nicht notwendige Sachkosten 4.485.600 €
Fehlinvestitionen wegen Nutzungsbeschrankung 3BCE00
sonstige nicht erhobene Einnahmen 1.540.500 €
madgliche Personalkosteneinsparungen 10.219.000 €
nicht erhobene Beitradge, Gebuhren und Steuern Gax7
sonstige Vermodgensschaden 72.000 €

Summe 17.010.800 €
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zu b)

unzuldssige Bildung von Haushaltsresten 10.260€000
nicht ausreichend beigetriebene offene Forderungen 363.000 €
unzuléassige Ausbuchungen von Fehlbetrédgen 35.04&0
Summe 46.363.000 €
Zu C)

unzulassige Kreditaufnahmen, -verwendung 33.1956000
unzuléassige Darlehensgewahrung 15.000 €
Summe 33.210.000 €

V. Zusammenfassung der Ergebnisse der Kassenprifuag

Im Berichtszeitraum wurden — wie bereits erwah@8-Kassen unvermutet gepruft.

Der tberwiegende Teil der Beanstandungen betrafnaden vorangegangenen Jahren
organisatorische, formale und KassensicherheitsgelaDartber hinaus war unveran-
dert haufig festzustellen, dass
bei zahlreichen Kassen keine ausreichenden Sch3tmhanen fir die Kassenbe-
diensteten getroffen worden sind,
Einnahmen und Ausgaben nicht zeithah gebucht uggsédschlisse nicht zeitge-
recht erstellt werden,
nicht ordnungsgemalf freigegebene und nicht zeetitee EDV-Programme einge-
setzt werden und Dienstanweisungen fur die EDV-Amumg fehlen,
Rucklagenmittel in vielen Fallen immer noch als Wehrgeld im Kassenbestand
gefuhrt werden, obwohl sie nicht zur Kassenbestardtirkung benétigt wurden
oder
Ortliche Kassenprufungen gemal 8§ 82 Abs. 3 Thurkebtrausreichend oder im

gebotenen Umfang durchgefihrt werden.



-13 -

VI. Ergebnisse der Prifungen im Bereich Bau, Umweltind Technik

VI.1. Zusammenfassung

Die inhaltlichen Schwerpunkte der Prifungen umtasdlie Stadtentwicklung und
Sanierung, das kommunale Bau- und Wohnungswesénlescund Sporthallen, die
technische Infrastruktur einschlief3lich des Stré@es und der Abwassersysteme so-
wie den o6ffentlichen Nahverkehr. Die folgenden Abstie enthalten generelle Fest-

stellungen ausgewahlter Prifbereiche.

Im Bereich der Stadtentwicklung arbeiten die Komewnveiter daran, ihre histori-
schen Innenbereiche aufzuwerten bzw. nachfragegerenzubauen. Nicht Gberall
werden bereits Konsequenzen aus dem demographidtizerlel gezogen. Viele
schrumpfende Regionen und Stadte verfigen nichtligtbilder fir die kinftige Le-
bensqualitat und Daseinsvorsorge. Einige Gebigigkéchaften fordern Neubau- oder
EinzelmalRnahmen, ohne sie hinreichend in Stratefjierdas gesamte Territorium
oder die Region einzubinden. Wahrend der Flachénaech insgesamt weiter steigt,
fehlen vielerorts Kapazitdten oder geeignete Amsatr Mobilisierung von Brachen

und kleinteiligen Altbaustrukturen.

Die UOKP BaUT empfiehlt den Kommunen, ihre Ressenritn Rahmen integrierter
Konzepte zu bundeln und die verbleibende Invessti@reitschaft innerhalb ihrer Ge-
bietskulissen gezielter zu lenken. Dazu gehdrt alehDialog mit den Birgern und

Unternehmen.

Mit Hilfe der Stadtebauférderung konnten die Thian Kommunen umfangreiche
historische und Stadtbild pragende Baubestandensttkoeren. Inzwischen bestehen
die ersten Sanierungsgebiete nach § 136 BauGBtb&@iJahre. Aus urspringlich
temporar und teilraumlich angelegten Interventiosienl vielerorts dauerhafte Forder-
und Verwaltungsstrukturen entstanden, oft unteb&iehung von externen Sanie-
rungstragern. Nach grof3en Anfangserfolgen verlief $anierung zuletzt nur noch

schleppend. Grinde waren der Rickgang von Férdetmitder schwache Immobi-
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lienmarkt und schwierige Eigentumsverhaltnisse. INa&ssten Erkenntnissen der
UOKP BaUT fehlt es in vielen Kommunen an Uberleggmgum Abschluss der Sa-
nierungsmalRnahmen sowie Wertermittlungen zur Hddre Adisgleichsbeitrage, die
nach § 154 BauGB von den Grundstiickseigentimererizeben sind. Die Moglich-

keit der vorzeitigen, freiwilligen Ablosung von Beigen wird nur vereinzelt genutzt.
Damit verzichten die Kommunen auf Einnahmen, diehnier laufenden Sanierung zu

Gute kommen kdénnen.

Die UOKP BaUT empfiehlt, die Effizienz der Saniegsgebiete und Verwaltungsver-
fahren zu tUberprifen und ortliche Ziele sowie Urgfand Laufzeit an die veranderten

Forder- und Marktbedingungen anzupassen.

Die kommunale Gebaudewirtschaft gewinnt angesistegender Bau- und Energie-
kosten zunehmend an Bedeutung. In den meisten Kommwerden die Verwal-
tungs- und Funktionsgebaude von den jeweiligen &atbrn gefuhrt. Grofter Immo-
biliennutzer ist in der Regel die Schulverwaltudg. nach Kommune sind auch das
Hauptamt, die Kammerei, die Liegenschaften undBmsamt mit Immobilienfragen,
Hausverwaltung, Pacht- und Mietvertragen befassatle¥orts fehlt es an systemati-
schen Erhebungen und Vergleichen des Flachenbetarfgerwaltungseinheiten, der
verfugbaren Flachen im Bestand, des Unterhalturigsends und des Energie-
verbrauchs. Entsprechend lassen sich Synergieefteld Sparpotenziale nur schwer
ermitteln. Einige Kommunen richteten eine zenti@telle fir das Facility Manage-
ment ein oder Ubertrugen diese Aufgaben ganz aeveise auf Dritte. Auch die
Wertermittlung in Vorbereitung auf die Doppik sdnbsiert einige Kommunen fur
Wirtschaftlichkeitsrechnungen im Immobilienbereicbleichzeitig steigt der Bedarf
an entsprechenden Fachqualifikationen. Die UOKP BdlggruRt die Ansatze der
Kommunen, ihre Gebaudewirtschaft effizienter zuajeen. Dabei ist die Konsequenz

bei der Umsetzung und Blundelung der Kompetenzeisdnizu hinterfragen.

Die Planung, Vergabe und Durchfiihrung von Baumafteahist regelmafiig Bestand-
teil der Gberortlichen Kommunalprifung. Vor dem téngrund stetiger Neuregelun-

gen im Bau- und Vergaberecht, bei der HOAI unddssi Forderrichtlinien sind im-
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mer wieder fachliche Unsicherheiten und Verfahreirsgpel festzustellen. Ungenaue
Bedarfsermittlung, fehlende Wirtschaftlichkeitsh@meungen, lickenhafte Raumpro-
gramme und Leistungsverzeichnisse sowie unklarérdggsklauseln fihren zu unnati-
gen Ausgaben, Mehrkosten und Rechtsstreitigke#en.Sicherung der Qualitat und
Vermeidung von Korruption ist ein geordnetes urahs$parentes Vergabeverfahren
unerlasslich. Die entsprechend zu fihrende Stasstite auch die Streuung des Auf-
tragsvolumens wiedergeben. Bei der Baudurchfihroedarf es der regelmaRigen
Kontrolle und priffahigen Dokumentation, um Mangeimd Kostensteigerungen zu

begegnen.

Die UOKP BauUT stellt fest, dass die Bauverwaltungefachfragen zunehmend auf
Ingenieurblros verweisen. Zur Sicherung ihrer Fadnd Aufsichtskompetenz
(vgl. 8 33 Abs. 1 Satz 1 ThurKO) sollten insbesarddeinere Kommunen die M6g-

lichkeiten Uberortlicher Zusammenarbeit nutzen.

Die UOKP BaUT weist immer wieder darauf hin, dass3g Sparpotenziale nicht al-
lein bei den Baukosten, sondern vor allem in deawsschauenden Planung sowie im
langjahrigen effizienten Betrieb und gunstigen Umi#t der Immobilie liegen. Ent-

sprechend sollten Nutzungskonzepte, technischengésusowie Kostenschéatzungen
immer auf langfristigen Uberlegungen fuRen, inshdsoe in schrumpfenden Regio-

nen.

VI.2. Prifung von Finanzhilfen nach dem Gesetz zutUmsetzung von Zu-
kunftsinvestitionen der Kommunen und Lander (Konjunkturpaket II)

In den Jahren 2009 und 2010 hatte die UOKP BaUTvdmvendung von Finanzhil-
fen des Konjunkturpakets Il nach MalRgabe des ThériRrifungs- und Beratungsge-
setzes und der ThurLHO gepruft. Die Prifung wir@mittie Laufzeit des Programms

begleitend durchgefuhrt.
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Die UOKP BauUT fuhrt Priifungen bei den Bewilligung#en und den Zuwendungs-
empfangern durch, indem sie Erhebungen vor Orbessndere Befragungen, Akten-
recherche und Ortsbesichtigungen, tatigt. Zudemtiite sie anhand eines Fragebo-

gens vergleichbare Daten.

In diese querschnittliche Prufung hat sie bishadrG80 EinzelmalRhahmen stichpro-
benartig einbezogen. Die Kommunen wurden so audgeveiass ein reprasentativer
Uberblick zu erwarten war. Das aus dem Konjunkngpemm verfligbare Gesamtin-
vestitionsvolumen der gepriften Gebietskorpersehafimfasst rund 123 Mio. €, da-

von rund 87 Mio. € Finanzhilfen des Bundes.

Der Teil | der Prufung "Uber die Nutzung der Chandes Konjunkturprogramms bei
der Gestaltung kommunaler Bauinvestitionen" wurdeazhst ausschlief3lich dem zu-
standigen Thiringer Innenministerium zur Stellurigna Gbersandt. Die Kommunen
betreffende Feststellungen aus Teil | der Prifuegden im Anschluss daran in den
Prufungsbericht zum Thema Vergabe, Baudurchfiihrikiggahme und Nachweis

aufgenommen und den betroffenen Kommunen mitgeteilt

Nachfolgende Sachverhalte hat der Rechnungsheime $rifung einbezogen:

Der Freistaat Thuringen hat 3.241 kommunalbezod¢aBnahmen in das Investiti-
onsprogramm aufgenommen. Die Kommunen haben mir ialinahmenauswahl
insgesamt den Schwerpunkt des Investitionsprograminannahernd der Halfte des
Volumens auf die Schulinfrastruktur gelegt. Dieigben Investitionen teilen sich im
Wesentlichen die MaRnahmen an Einrichtungen ddvkindllichen Infrastruktur (rd.
22 v. H.) und der sonstigen Infrastruktur (rd. 24H\). In Mal3hahmen des Stadtebaus,
der landlichen Infrastruktur oder in Einrichtungder Weiterbildung sowie fir den
Ausbau der Informationstechnologie oder kommun&keal3en investierten die Kom-
munen nur in geringem Umfang. Die Verteilung derdfizhilfen durch die Kommu-

nen ist im folgenden Schaubild 2 abgebildet:
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Schaubild 2

Landliche Kommunale StraBen

Stadtebau Infrastruktur
1,7% 2,2% 3.2%
Kommunale oder ' ! L

gemeinnitzige
Einrichtungen der
Weiterbildung
0,3%

Einrichtungen der Informations-
frihkindlichen technologie
Infrastruktur 0,1%
22,2%

Schulinfrastruktur Sonstige Infrastruktur-
46,2% investitionen
24,1%

Verteilung der Finanzhilfen durch die Kommunen

Innovative MalRnahmen sind - zumindest bei den eathlen MaRnahmen der kleine-
ren Gemeinden - eher selten. Unter den Antragetefirsich z. B. kaum Vorhaben zur
Schaffung einer zuverlassigen Breitbandinfrastnyktdowohl entsprechender Bedarf

in den Flachengemeinden hinlanglich bekannt ist.

Investitionen im StralRenbau beschrankt das ZulnwfGLarmschutzmalinahmen. Sie
sollen aus einem Larmaktionsplan gemafl Bundesinonsschutzgesetz, einem Ver-
kehrsentwicklungsplan oder einem fir die Beurtaylaer Forderfahigkeit gleichwer-
tigen Plan abgeleitet werden kénnen. In Thiringenden Stral3enbaumalinahmen nur
in geringer Anzahl durchgefihrt, gleichwohl bestehth Angaben der Kommunen
erheblicher Bedarf. Mdgliche passive Schallschutzmaéamen - z. B. Einbau von
Schallschutzfenstern oder MalRnahmen des altermatMerkehrsmanagements, wie
Optimierung von Lichtsignalanlagen oder der Ersain Lichtsignalanlagen durch
Kreisverkehr - sind von den gepriften Kommunen nirchgefuhrt worden. Die
geringe Anzahl von LarmschutzmalRnahmen lasst a8egtnsicherheit bei den Be-
teiligten hinsichtlich der Forderfahigkeit der Ma®men schliel3en.
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Die Resonanz der gepriften Kommunen auf das Inesprogramm war ausnahms-
los positiv. Samtliche Kommunen betonten bei déifutrg, dass die gewahrten For-
dermittel Investitionen ermoglichten, die dringendtwendig und ohne finanzielle

Hilfe nicht realisierbar gewesen waren.

Die geforderte Zusatzlichkeit der MalZnahmen bedingtloch, dass die Gemeinden
nun vorrangig solche MalRnahmen durchfihrten, dieb@her zugunsten dringlicher
Malnahmen zurlckgestellt hatten. Die meisten Konangaben an, dass sie aus Ka-
pazitatsgriinden zudem nicht in der Lage warenBdigvorhaben aus ihrem reguléaren
Haushaltsvollzug und dem Konjunkturpaket zeitgleatbzuwickeln. Daher wurden

haufig die regularen Vorhaben nachrangig behandelt.

Die Kommunen verwenden die Mittel Uberwiegend zveet&prechend. Verstolie ge-
gen die Zuwendungsvoraussetzung der vorhabenbezogrsatzlichkeit wurden bei

der Prifung bisher nicht festgestellt.

Die Prufung wird bis zum Abschluss des Forderpnogns fortgesetzt.

VI1.3. Unterhaltung und Entwicklung von Gewassern 20rdnung

In Thiringen gibt es ca. 15.300 km Kklassifiziertdielfgewasser. Gemal
8 68 Thiringer Wassergesetz sind die Kommunen fé@rUhterhaltung der 13.770
Gewasserkilometer 2. Ordnung zustandig. Rd. 10.\ddd Thiringer Kommunen ha-
ben die Aufgabe der Gewdasserunterhaltung und -ekiliwig auf 15 Unterhaltungs-
verbande Ubertragen. Die UOKP BaUT hat die Wahrnetyrder Aufgaben im Rah-
men einer reprasentativen, tberoértlichen Querdsipnitftung untersucht. Nachfolgend

sind erste Ergebnisse und Empfehlungen dargestellt.

Bei Zielformulierung und Mafinahmenumfang zeichnieh erhebliche Unterschiede

zwischen den Kommunen und Verbanden ab. Fast arteVider befragten Kommu-



-19-

nen nehmen die Aufgabe nicht bewusst wahr, meheialDrittel kdnnen ihre Auf-

wendungen zur Gewasserunterhaltung nicht bezifférele Kommunen sehen sich
darliber hinaus fachlich oder personell mit einezhhaltigen Wasserwirtschaft tber-
fordert. Sie scheuen auch mogliche Konflikte mitiégern wie z. B. den Agrarunter-
nehmen. Die Verbéande agieren in der Regel profesher. Sie wenden die Thiringer
Richtlinie zur naturnahen Unterhaltung und zum Asuslkbon FlieRgewéassern an und

haben entsprechende Ziele in ihren Satzungen verank

Gemal der EU-Wasserrahmenrichtlinie 2000/60/E®estden vom Freistaat festge-
legten Schwerpunktgewdassern bis zum Jahr 2015 giter* Zustand" herzustellen.
Hierzu gehoren unter anderem der Erhalt bereitsrnaher Gewéasser sowie die Ver-
besserung der Durchgangigkeit naturferner Gewasserihre Entwicklung zu natur-
nahen Flusslaufen. Wéahrend alle betroffenen Verbdhe EU-Richtlinie und ihre ei-
gene Zustandigkeit kannten, war nur die Halfte lemmunen entsprechend infor-

miert.

Die Kosten fur die Malinahmen zur Unterhaltung dew&sser (Beraumung, Mahd,
Holzung) schwanken stark je nach Region und Orgéinissform der Aufgabentrager.
Generell aul3erten sich Aufgabentrager kritischhzan finanziellen Mdglichkeiten im
Gewasserbereich, die sich aus dem kommunalen Foagteich ergeben. Zudem
nahm nur ein geringer Teil der Kommunen das Fordgnamm flr wasserwirt-
schaftliche MaRnahmen an Gewassern 2. Ordnung sprAich. Dagegen nutzten die
Verbande die Fordermittel intensiver, vor allem Hwchwasserschutz- und Gewas-
serentwicklungskonzepte, den Erwerb von Gewassstagifen und die Offenlegung

von verrohrten Gewassern.

Um den "guten Zustand" der Thuringer Schwerpunkégser gemald EU-WRRL her-
zustellen, haben ca. 250 Kommunen entsprechendedfafen umzusetzen, die sich
aus den Gewasserrahmenplanen ergeben. Angesichgeimder Fachkenntnisse vor
Ort und des geringen Organisationsgrads empfiealtUOKP BaUT der Rechtsauf-

sicht und der obersten Wasserbehorde, flr eine égsdsung der Ausstattung und
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Qualifikation der Aufgabentrager zu sorgen, um thictr die laufende Unterhaltung
zu gewabhrleisten, sondern auch die nachhaltige &smswéntwicklung im Sinne der
EU-WRRL zu erreichen. SchlieRlich empfiehlt die UPIBaUT, die Verbandsgrin-
dung Uber geeignete Anreizinstrumente oder Ubestgieche MalRgaben voranzubrin-

gen, da diese eine effektivere Aufgabenerfillunfgvaisen.

Die Prufung wird anhand ortlicher Erhebungen fas&get und in Hinsicht auf die

Wirtschatftlichkeit der Aufgabenwahrnehmung vertieft

VII. Haushalts- und Finanzlage Thiringer Kommunen

VII.1.  Uberblick

Die Lage der kommunalen Finanzen bis in das Jah® 20rd in der Gesamtbetrach-
tung fur die kreisangehérigen Gemeinden, Verwalsgegneinschaften, die Landkrei-
se und die kreisfreien Stadte im Freistaat Thunngeaf der Grundlage der Daten des
Statistischen Jahrbuchs und der Statistischen lderides Thiringer Landesamts fur

Statistik dargestellt.

VII.2. Einnahmen und Ausgaben

Die Entwicklung der kassenmaRigen Einnahmen undy&bsn (ohne besondere Fi-
nanzierungsvorgange) der Jahre 2005 bis 2010 idbligenden Schaubild 3 darge-

stellt:
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Schaubild 3

Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben
Mio. €

2005 2006 2007 2008 2009 2010

O Gesamteinnahmen B Gesamtausgaben

Vorab ist festzustellen, dass die Einnahmen wiegdben vom Jahr 2003 an mit rund
3,98 Mrd. € innerhalb von 8 Jahren um rund 20 vbxw. 750 Mio. € gestiegen sind.
Nachdem in den Jahren 2005 - 2008 die EinnahmerKdemtmunen stetig und fast

gleichbleibend zunahmen, war im Jahr 2009 mit ei@mmahmeverlust von mehr als
26 Mio. € und im Jahr 2010 mit weiteren fast 58 MicEinnahmeverlust auszukom-
men. Trotzdem konnten die Kommunen bis einschiéldies Jahres 2009 jeweils ei-
nen Uberschuss erzielen, der regelmafig zur Satiillgleng eingesetzt wurde (siehe
Schaubild 8). Im Jahr 2010 sanken die Ausgabengeesitark als die Einnahmen, so
dass sie die Einnahmen Uberstiegen. Vor dem Hintedyder Verringerung der Ge-
werbesteuereinnahmen im Jahr 2009 i. H. v. ca.M®@0 € gegenuber dem Vorjahr

und desgleichen beim Anteil an der Einkommensteudr v. ca. 30,5 Mio. €, hielten

sich die Auswirkungen der Finanzkrise fir die Konman bis zum Jahr 2009 in Gren-
zen, weil die Zuweisungen des Landes anstiegena(fdi 5). Im Jahr 2010 fielen

diese dagegen von 2,82 Mrd. € im Vorjahr auf 2,7d.M.
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Im Schaubild 4 wird die Differenz zwischen Gesamtahmen und Gesamtausgaben
der laufenden Rechnung und der Kapitalrechnunga(zierungssaldo) der kreisfreien
Stadte, kreisangehérigen Gemeinden und Verwaltwergsmschaften sowie Land-
kreise separat betrachtet

Schaubild 4

Finanzierungssalden
Mio. €

200

: N\

-50

2005 2006 2007 2008 2009 2010

—&— kreisfreie Stadte —#—kreisangehorige Gemeinden —a—\Verwaltungsgemeinschaften Landkreise ‘

Hier lasst sich an den Jahren 2009 und 2010 erkentass die kreisangehorigen Ge-
meinden wie auch kreisfreien Stadte nicht zuletegen der Abh&ngigkeit von der
Gewerbesteuer anfalliger als andere Korperschaditeshy was sich dann auf den Fi-
nanzierungssaldo auswirkt. Die mehr als Verwaltimgechnischen Sinne auftreten-
den Verwaltungsgemeinschaften, aber auch Landkreisé von diesen aul3eren Fak-
toren geringer beeinflusst. Durch die Ausgestaltdag Kreisumlage wirken sich die

Veranderungen z. B. bei den Steuereinnahmen etstimar zweijahrigen Verzoge-

rung bei den Landkreisen aus.

Das Schaubild 5 zeigt die Entwicklung wesentlidBemahmen:

¥ Ohne die dem Haushaltsausgleich dienenden besenBeranzierungsvorgange, z. B. Riicklagenentnahmen,

Kreditmarktmittel etc.
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Schaubild 5

Mio. € Entwicklung der wesentlichen Einnahmen

3.500

3.000 .’/./?——./._\.

2.500 A

2.000 A

1.500 -

1.000 1 ‘-/_‘/Q/‘\Q———‘

500 A —h—— —k A 2 —-A

2005 2006 2007 2008 2009 2010

—&— Steuern und steuerédhnliche Einnahmen —#— laufende Zuw eisungen und Zuschiisse —#— Einnahmen aus Verw altung und Betrieb

Die Steuereinnahmen stiegen bis zum Jahr 2008rkoetlich. Infolge der Finanzkri-
se sanken sie im Jahre 2009 um ca. 160 Mio. €,tkareber im Jahre 2010 durch ei-
nen 3%igen Anstieg (entspricht etwa 30 Mio. €) eauaeinem Finftel wieder ausge-
glichen werden. Die Steuereinnahmen decken im 2@bo lediglich rd. 20 v. H. der

Ausgaben.

Die laufenden Zuweisungen des Landes dagegen sigelachtet der steuerbedingten
Mindereinnahmen im Jahr 2009, die auch beim LasdZalvendungsgeber eintraten,
zunachst weiter angestiegen. Erst im Jahre 201Keaasie um rd. 80 Mio. €. Die lau-
fenden Zuweisungen machen den grol3ten Anteil demnkenalen Einnahmen aus
(Deckungsquote der Landeszuweisungen rd. 43%.udd entsprechen zusammen mit
den investiven Zuweisungen vom Land fast 60 v. &. @esamteinnahmen. Die Ge-
samtdeckungsquote der laufenden und investiven Buwgen vom Lardbetrégt
uber 40 v. H.

* Allg. Finanzzuweisungen vom Land / Gesamtausgakeetfdl Rechnung.
® (Allg. Finanzzuweisungen vom Land+Zuweisungen unschiisse fiir Investitionen vom Land) / (Gesamt-
ausgaben der Ifd. Rechnung + Gesamtausgaben déalkeghnung+Schuldentilgung der Kreditmarktmittel)
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Die Einnahmen aus Verwaltung und Betrieb sind imid¢szeitraum nahezu konstant
geblieben und bewegen sich auf dem Niveau der flee. Dies ist bemerkenswert,

weil sich zumindest die allgemeine Preissteigertatgniederschlagen misste.

Aus dem nachfolgenden Schaubild 6 lasst sich digviEklung wesentlicher Ausga-
ben ablesen:
Schaubild 6

Mio. € Entwicklung der wesentlichen Ausgaben

1.400

1.200 %
F .
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Ursachlich fur die erkennbaren Entwicklungen wanem. héhere Ausgaben fur Per-
sonal und fur Sozialleistungen. Bei den Persongkhen ist vor allem die Tariferho-
hung im Jahre 2008 ablesbar. Die Sozialausgabehendast 30 v. H. der Gesamt-
ausgaben aus und betragen jahrlich mehr als 46 €ipwohner. Die Ausgaben fur
Sachinvestitionen stiegen 2009 wegen der zusagtlidhittel aus dem Konjunkturpa-

ket Il auf Gber 348 € je Einwohner an und sind riiecklaufig.
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VII.3. Personalausgaben und -bestand

Betrachtet man parallel zur Entwicklung der Pertarsgaben (Schaubild 6) die Ent-
wicklung des Personalbestands (Schaubild 7), st ave zuvor gemachte Aussage zur

Tarif- und Gehaltsentwicklung unterstrichen:
Schaubild 7

Entwicklung des Personalbestands
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Im Betrachtungszeitraum konnte zwar der Person@hbdsiiber alle Kommunen um
rd. 25 v. H. gesenkt werden. Jedoch liegen diedhatausgaben im Jahr 2010 weit
hoher als in den Ja 2005 bis 2007(Schaubild 6)damdit wieder auf dem Niveau des
Jahres 2001.

Jeder Vollzeitbeschaftigte bei den Kommunen vealrsadurchschnittliche Ausgaben
i. H. v. 45.000 €. Die Personalausgabenduli¢gt bei fast 33 v. H.

Aus der nachfolgenden Ubersicht 2 wird deutlicrssddie Kommunen nach dem rigi-

den Stellenabbau der vergangenen Jahre (bis 2008gllem wegen des Aufgaben-

6 Personalausgaben / Gesamtausgaben der Ifd. Rechnung
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zuwachses in der Sozial- und Umweltverwaltung, eietiehr Planstellen ausweisen

als in den Vorjahren:

Ubersicht 2
Entwicklung der Kennzahl "Stellen je 1.000 Einwohne"
Einwohner in Anzahl der Stellen je 1.000
Mio. am 31.12. |Planstellen/ Einwohner
Stellen
2001 2,411 47.109 19,5
2002 2,392 43.911 18,4
2003 2,373 39.468 16,6
2004 2,355 37.885 16,1
2005 2,335 34.793 14,9
2006 2,311 34.223 14,8
2007 2,289 33.664 14,7
2008 2,268 33.880 14,9
2009 2,250 34.692 15,4
2010 2,241 35.204 15,7

Die weiter sinkenden Einwohnerzahlen in Thiringemgén Uberdies zu der seit drei
Jahren negativen Entwicklung der Kennzahl "Stgkeh.000 Einwohner" bei.

Die Ubersicht 2 beriicksichtigt aber nicht Besclgiéti die auBerhalb kommunaler
Stellenplane dennoch kommunale Aufgaben wahrnehmeB, in kommunalen Ei-
gengesellschaften wie in einer Stadtwerke GmbH, OB¥hbH/AG, in einer Abfall-
gesellschaft mbH. Durch die Ausgliederung von Abfga kann eine Kommune for-
mal Stellenabbau betreiben, ohne dass ein soléhetid Wahrnehmung kommunaler
Aufgaben tatsachlich stattgefunden hat. Ahnlichiéiszg B. bei der Ubertragung von
Kindertageseinrichtungen an freie Trager, wo damarzdurch den Personaliibergang
Personalkosten wegfallen, dafir aber im kommunglaanshalt regelmaliig ein nicht
unerheblicher Zuschuss an diesen freien Trageesialit wird. Der Ubersicht 2 kann
daher nur entnommen werden, dass sich bis zum2Ddht die unmittelbar im kom-
munalen Haushalt ausgewiesenen Personalstelleimgenr haben. Daraus kann aber
nicht der Ruckschluss gezogen werden, dass sidigithen Umfang die Anzahl der
Personen verringert hat, die - unabhangig von demh®form ihres Arbeitgebers -
dauerhaft mit der Wahrnehmung kommunaler Aufgaletrabt sind. Inwieweit daher

ein "echter" Personalabbau und damit - fir den Buentscheidend - eine Verringe-
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rung der Kostenlast erfolgt sind, lasst sich naividuell bei jeder Kommune selbst

feststellen.

VIl.4. Schulden zum Stichtag 31. Dezember 2010

Das Schaubild 8 erméglicht den Blick auf die EntMing der Schuldender ver-
schiedenen Korperschaftstypen:

Schaubild 8
Mio. € Entwicklung der Schulden*
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* Wahrend die Angaben der Jahre 2005 bis 2009 enifiigebnissen der Jahresrechnung basieren, hasdsth bei dem
Jahr 2010 um den kassenméaRigen Schuldenstand zube2dmber 2010.

Die Tharinger Kommunen bauen ihre Schulden weémhk ab.

Zahlt man alle Schulden der Gemeinden und Gemeardémnde zusammen, betrug
Ende des Jahres 2010 die Verschuldung 2,27 Mrdle€ ©.013 € je Einwohner. Der

Schuldendien&ije Einwohner belauft sich auf ca. 165 €.

" Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen, soweit siectt Ubernahme einer besonderen Schuldverpflichtung
oder durch Schuldurkunden fundiert sind.
8 (Zinsausgaben + Schuldentilgung der Kreditmarket)i/ Einwohner.
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Auch bei der Verschuldung wird deutlich, wie relatie v. g. Durchschnittswerte
sind. Das Bild ist uneinheitlich, wenn man die eimen Kdrperschaften miteinander
vergleicht. So reicht die Pro-Kopf-Verschuldungeadlder 6ffentlichen Haushalte bei
den kreisfreien Stadten von 772 € bis 1.757 € bawBereich der LandkreiSevon
573 € bis 1.653 €. Hinzu gerechnet werden muss deNerschuldung aus Kassen-
krediten (99,3 Mio. €) sowie die Verschuldung degdhbetriebe (334,1 Mio. €) und
kommunalen Eigengesellschaften (1,97 Mrd. €). Besiabtigt man auch diese Ver-
schuldung, erhoht sich die Verschuldung aller Tiger Kommunen zum 31. Dezem-
ber 2009° von 2,26 Mrd. € auf 4,66 Mrd. €. Ebenfalls unbésichtigt bleibt die Ver-
schuldung der kommunalen Beteiligungen, an denerKdmmunen weniger als 100
Prozent! halten. Auch diese Verschuldungsanteile kénneak#ith sein, z. B. im Be-
reich der Abfallwirtschaft oder Wohnungsgesellstéaf Die tatsachliche Verschul-
dung aus der Wahrnehmung kommunaler Aufgaben Iglidb mindestens doppelt so
hoch wie die allein fir die kommunalen Haushaltsgawiesene Verschuldung. Dar-

Uber hinaus ist die Verschuldung der Zweckverbandeu betrachten.

®  Summe kreisangehériger Gemeinden, Verwaltungsigscteaften und Landkreise.

19" Die endgiiltigen Werte fiir den 31. Dezember 2@b@mh bei Redaktionsschluss noch nicht vor.
1 7Zu derartigen Beteiligungen werden vom Landedéntbtatistik keine Zahlen erfasst.
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Einzelbemerkungen zu gepriften Kommunen

Uberweisung von Aufwandsentschadigungen an eirfeartei

Ratsmitglieder einer Fraktion erhielten die ihnen zustehenden Sit-
zungsgelder lediglich anteilig, da die Stadt Teilldedge direkt an den

Stadtverband der entsprechenden Partei Uberwies.

Die Stadt zahlte 10 v. H. der Sitzungsgelder votsiRdgliedern einer Frak-
tion nicht an diese aus, sondern Uberwies diesd@belmg direkt an den
Stadtverband der Partei. Daflrr lagen weder Vereurtgeen mit noch Erkla-

rungen von den Mitgliedern vor.

Die Stadt ist grundsatzlich verpflichtet, Entsclgiutigen in Form von Sit-
zungsgeldern oder monatlichen Pauschalen sowiecfimtkage (8 1 Abs. 1
ThirEntschVO) an das jeweilige Stadtratsmitgliedzalen. Es ist nicht
Aufgabe der Stadt, fur die Zahlungsverpflichtunglem Stadtratsmitglieder
gegenuber ihrer Partei Sorge zu tragen. Anders kanbei Vorliegen einer
Erklarung verfahren werden, dass ein bestimmtelr dezi von der Stadt zu

leistenden Betrage an einen Dritten ausgezahltemesdll.

Die Stadt sicherte in ihrer Stellungnahme die kgaftuberweisung der Sit-

zungsgelder an die Stadtratsmitglieder in volleh&l@u.

Die Uberortliche Kommunalpriifung schatzt den Vomgdninsichtlich des
Verstandnisses von Aufgaben und Funktion eines konahen Ratsgremi-
ums und der Parteien als grundséatzlich ein. Die wamen sind aufgefor-
dert, auf eine stringente Unterscheidung zwischemAdbeit in ihren Gre-

mien als Teil der Exekutive und der Parteiarbeiazhten.
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Zinsverluste im Rahmen eines Sale-and-Lease-Bldseschéaftes

Ein Landkreis transferierte jahrlich Betrage von eénem Konto mit ei-
nem hoheren Zinssatz auf ein niedriger verzinstesparkonto, um den
Betrag fur den Ruckkauf eines Leasingobjekts anzuspen. Dadurch
war bereits nach der Halfte der Laufzeit ein Zinsvelust i. H. v. 12.000 €

eingetreten.

Der Kreistag beschloss die Anmietung eines zuvon Zwecke der Sanie-
rung an einen Leasinggeber verédufRerten Gymnaswsogs $ale-and-Lease-
Back-Geschaft). Der Landkreis beabsichtigte, demk&&serlos i. H. v.

rund 2,4 Mio. € anzulegen, aus den Zinsertrageeneireil der Leasingraten
zu finanzieren und das Anlagekonto so auszustati@ss nach Ablauf der
Mietzeit ein entsprechendes Guthaben zum RickkesifQbjekts zur Ver-

fugung steht. Nachtraglich vereinbarten die Bagtgh, die Leasingraten in
den ersten 21 Monaten vom Erlos des Gebaudeverkaubestreiten. Der
Verkaufserlos verringerte sich damit um rd. 500 D€r Restbetrag von 1,9
Mio. € wurde zu einem Zinssatz von 4,23 v. H. fasgelegt. Um den
Ruckkaufpreis abzusichern, richtete der LandkreisSparkonto ein. Zeit-

gleich mit der Zahlung der Leasingraten veranladsteLandkreis Zahlun-
gen vom festverzinslichen Konto auf das Sparkonto.

Bald reichten die Zinsertrage des festverzinslickentos allein nicht mehr
aus, sowohl die Leasingraten als auch die Ansmarrat finanzieren. Zur
Deckung wurde deshalb das verbliebene Guthaber WNio. € herange-
zogen. Fur das Sparkonto konnte der Landkreis zaitpuhkt der Prifung

weder die Hohe des Guthabens noch die vereinb&weiditionen benen-

nen. Ein Vertrag lag nicht vor. Der letzte dem Leaeds vorliegende Kon-

toauszug vom 1. Januar 2001 wies ein Guthaben uondn27 T€ aus. Die

erzielten Zinsertrage wurden im Haushalt nicht gaghiesen.
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Die Zinsdifferenz zwischen den beiden Konten (2,64. und 4,23 v. H.)
zeigt die Unwirtschaftlichkeit der Transaktionen5& Abs. 2 ThirKO). Der
errechnete (Zins-)Schaden betrug bereits nach weraly der Halfte der
Laufzeit mehr als 12 T €.

Der Landkreis hat zudem die Bestandsveranderunge&tehbKonten nicht
nachgewiesen. Zum Nachweis des Bestands und dan¥emungen auf den
bei Kreditinstituten errichteten Konten ist nacB®Abs. 1 ThirGemHYV ein
Kontogegenbuch zu fihren. Dieses ist so einzunighdass der Bestand je-

des einzelnen Kontos fur sich getrennt erkennbar is

Der Landkreis hat die Feststellungen mit sein&ll8ignahme bestatigt.
Sowohl das festverzinsliche Konto als auch daskepéo wirden mit Aus-
lauf der Zinsbindung aufgeltdst. Zur Sicherung déskRaufpreises sei ein
Sparkassenbrief erworben worden, zu dem entsprdehBlachweise ge-
fuhrt werden.

Abfindungszahlungen ohne rechtliche Verpflichtung und unter Verlet-
zung steuerrechtlicher Vorschriften

Fur Ubertarifliche Abfindungszahlungen einer Stadtlagen, wie bei an-
deren gepriften Gebietskorperschaften auch, wedert&dtratsbeschlis-
se noch eine Genehmigung des fir Kommunalrecht zusidigen Minis-
teriums vor. Die Stadt hat die Abfindungen zudem téweise ohne
Lohnsteuerabzug ausbezahlt bzw. nicht die Uber diSteuerfreibetrage

hinaus gehenden Abfindungsbetrage versteuert.

Die Stadt zahlte Abfindungen an Arbeithehmer,dliech Auflésungsvertrag

ausschieden und nach Beendigung des Arbeitsveilds#dt Anspruch auf
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Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherungnidti/deils ohne Renten-
abschlage wegen vorzeitiger Inanspruchnahme deteRwtten. Auch Ar-
beitnehmern, die nach Beendigung des Alterstedediéltnisses einen ohne
Abschlage versehenen Rentenanspruch hatten, zhdlftadt Abfindungen.
An Arbeitnehmer, die im Anschluss an das Alterg&ilzerhaltnis einen mit
Rentenabschlagen versehenen Rentenanspruch hedtdte die Stadt Ab-
findungen, die der H6he nach dem 3- bzw. 6-factesrchch dem TV ATZ
zustehenden Abfindungsbetrags entspraclbariiber hinaus erhielten Ar-
beitnehmer, die fur einen Zeitraum von 5 JahrenAdiarsteilzeitverhaltnis
eingingen und im Anschluss einen mit Abschlagersefeenen Rentenan-
spruch hatten, zuséatzlich sog. "Bonus-Abfindung@r00 € bei vorzeitigem

Renteneintritt von 5 Jahren).

Die gezahlten Abfindungen bzw. die tber die i8 Br. 9 EStG genannten
Steuerfreibetrage hinaus gehenden Abfindungsbewégaen nicht in jedem
Fall versteuert. Beispielhaft wurde eine Abfindunlg. v. 20.000 € ohne jeg-
lichen Abzug von Lohnsteuer ausbezahlt. Auch irelRdter arbeitnehmer-
veranlassten Beendigung von Arbeitsverhaltnissaufl§8ungsvertrage und
der Abschluss von Altersteilzeitverhéltnissen aufindth bzw. aus gesund-
heitlichen Grunden) erfolgte kein Einbehalt der hsteuer auf Abfindungs-
zahlungen. Ferner hat die Stadt lohnsteuerabzugSbindungen gezahlt,
mit denen Anspriche auf (steuerpflichtige) Verggtbestandteile und

Weihnachtszuwendungen abgegolten wurden.

Die Stadt zahlte zu hohe, also Ubertariflicheidddingen und auch aul3erta-
rifiche Abfindungen in den Fallen, wo kein Rechitspruch auf Abfindung
bestand. Eine solche Verhaltensweise ist mit demshatsgrundsatzen ei-
ner sparsamen und wirtschaftlichen HaushaltsfUhrmagh 8 53 Abs. 2
ThurKO unvereinbar. Der TVsA regelt zwar die Zalgwon Abfindungen
bei Beenden von Arbeitsverhaltnissen durch Auflgswertrag. Nach § 4
Abs. 7 TVsA ist die Abfindung aber zu reduzieremmw der Arbeitnehmer

nach der Beendigung des Arbeitsverhéltnisses, fedoc Ablauf der Zahl
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der Kalendermonate, die der Zahl der fir die Bemaoly der Abfindung

maf3geblichen Beschaftigungsjahre entspricht, efmapruch auf Rente aus
der gesetzlichen Rentenversicherung erlangt. Aunk enit Abschlagen

versehene Altersrente vermindert die Abfindung.li§8h sich der Renten-
anspruch, wie in den gepruften Fallen, zeitlichehinterbrechung an das
Arbeitsverhdaltnis an, entsteht dagegen kein Abfilgdanspruch, da den
Betreffenden finanzielle Mittel zur Sicherung desbensunterhalts (Rente)
zur Verfugung stehen. Nach Beendigung eines A##rsitverhaltnisses

erhalten Arbeitnehmer nur eine Abfindung, wenn aige Rentenkirzung
wegen vorzeitiger Inanspruchnahme der Rente zu reswahaben (85

Abs. 7 TV ATZ).

Nach 8§ 33 Abs. 3 ThirKO sind Leistungen an Beféighié& nur im Rahmen
der tarifvertraglichen Regelungen zuléssig. Hierikann nur das fir Kom-
munalrecht zustdndige Ministerium - Innenministeriy in begrindeten
Fallen Ausnahmen zulassen (8 33 Abs. 3 Satz 3 TQjirKVird diese Ge-
nehmigung nicht erteilt, sind die bis dahin schwebenwirksamen Leis-
tungen endgiltig unwirksam, sodass die Uber-/aafticthen Abfindungen
rechtsgrundlos geleistet wurden und daher zurtckdaefn sind. Sollte die
Ruckforderung der gezahlten Betrage nicht durchsetzein, ist der Stadt

ein Schaden entstanden, fir den in Ublicher Weideaften ist.

Abfindungen unterliegen als Einklnfte aus niclis@ndiger Arbeit gemaf
8 2 Abs. 1 Nr. 4 EStG der Einkommensteuer. Der Agkber hat die Ein-
kommensteuer nach 88 38 Abs. 1; 41a Abs. 1 Nr.t&E$zubehalten und
abzufihren. In Fallen, in denen der Lohnsteuerabaury geringer Hohe
vorgenommen wurde, hat der Arbeitgeber dies demidbsistattenfinanz-
amt anzuzeigen (8 41c Abs. 4 EStG). Dabei ist dieefge Uber zu geringe
Einbehaltung auch fir die zurtickliegenden vier Kdkgjahre zu erstatten.
Lediglich die wegen einer vom Arbeitgeber verartexssoder gerichtlich
ausgesprochenen Auflosung des Arbeitsverhaltnigegahlten Abfindun-

gen waren nach 8§ 3 Nr. 9 EStG bis zu bestimmterhstgeenzen steuerfrei.
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11.3. Die Stadt rechtfertigt in ihrer Stellungnahme Aiefindungszahlungen da-
mit, dass der gewaltige Personalabbau nicht ohaepa#ble Angebote an
die Beschaftigten héatte erreicht werden kdnnene Igigf. erforderliche So-
zialauswahl hatte dazu gefuhrt, dass in groRem bignteerade gut ausge-
bildeten Nachwuchskraften hatte gekiindigt werdessaki. Zudem lagen
die Abfindungszahlungen rechnerisch unterhalb dess@as an Personal-
ausgaben bei Weiterbeschaftigung der alteren Arblerher hatte geleistet
werden mussen. Die Stadt teilte abschlielend maithabe die Genehmi-
gung des TIM fur die Uber-/aul3ertariflichen Abfimdiszahlungen bean-
tragt. Zur steuerlichen Behandlung der Abfindunpabe sie sich mit dem

Finanzamt in Verbindung gesetzt, das die Sachverpalifen werde.

[1.4. Die Ausfihrungen der Stadt, dass der Personalabicati ohne akzeptable
Angebote an die Beschéftigten hatte erreicht wekdemen, entkraften die
Prifungsbeanstandungen nicht. Zum einen deshalbsiwé\bfindungszah-
lungen mit Arbeitnehmern zu einem Zeitpunkt veraitd, zu dem sich Ar-
beitnehmer bereits in einem Altersteilzeitverh&ltbefanden und nach des-
sen Beendigung mit Vollendung des 65. Lebensjabihee Rentenabschla-
ge in Rente gingen. Zum anderen deshalb, weil Arbbmer aus gesund-
heitlichen und personlichen Grinden den Wunschréeifdedas Arbeitsver-
haltnis zu beenden bzw. um durch Abschluss einedAéilzeitverhaltnis-
ses friher aus dem Arbeitsleben ausscheiden zuekérin diesen Fallen
fihrten die Abfindungszahlungen nicht zu Einspaamgsondern zu (ver-

meidbaren) Mehrausgaben.
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Nebentatigkeiten im 6ffentlichen Dienst

Eine Beamtin und ein Arbeitnehmer (Beschaftigter)einer Stadt nah-
men wahrend der regelmafigen wochentlichen Arbeitgat in privaten
Unternehmen, an denen die Stadt unmittelbar bzw. nielbar beteiligt
ist, Nebentatigkeiten im offentlichen Dienst in leender Stellung wabhr.
Sie erhielten hierfiir Vergitungen, ohne dass die (ynahme dieser Ta-

tigkeiten schriftlich geregelt und dokumentiert war.

Seit dem Jahr 2005 sind eine Beamtin und ein Edtgter neben ihrem
Hauptamt in der Stadtverwaltung in einer Eigendesehft der Stadt in lei-
tender Stellung tatig. Zudem war der Beschéftigiedem 20. Februar 2007
neben seinem Hauptamt auch in leitender Stellurgnar mittelbaren Be-
teiligungsgesellschaft der Stadt tatig. Die Nebiggkaiten fur die 0. g. Ge-
sellschaften, die von der Beamtin und dem Besdtéfiiwahrend der re-
gelméaRigen wochentlichen Arbeitszeit ausgeibt werbdaben sie auf Ver-
anlassung des Biirgermeisters tibernommen. Wedddlmietragung noch
der zeitliche Umfang der Nebentatigkeiten sind akimdig. Fur ihre Tatig-
keiten in der Eigengesellschaft erhielten die Baamnd der Beschaftigte
von dieser seit dem 1. Marz 2007 eine monatlichegiteing i. H. v. 400 €
bzw. 350 €. Fur die Tatigkeit in der mittelbarendlggungsgesellschaft er-
hielt der Beschaftigte auf Beschluss des Aufsieligseine Vergutung auf
Grund des Jahresabschlusses fur das jeweilige horf@egentber der
Uberértlichen Kommunalpriifung teilte der Beschaétignit, dass ihm auf
Grund des sehr guten Jahresergebnisses 2007 aigatvey i. H v. 3.800 €
zuerkannt worden sei. Das Einverstandnis des Béggtea fir die Uber-
nahme der genannten Nebentatigkeiten war nichésseh Personalakte do-
kumentiert. Seit dem Jahr 2008 Uberschritt die WUengg fir die Nebenta-
tigkeit der Beamtin den fur das Kalenderjahr fes¢geten Hochstbetrag fur

derartige Vergitungen. Abrechnungen der monatlidergttungen durch
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die Beamtin und den Beschaftigten gegenuber dedt $agen zum Zeit-

punkt der 6rtlichen Erhebungen nicht vor.

Nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 ThurNVO ist die Tatigkeitr d&eamtin in der o. g.
Eigengesellschaft der Stadt einer Nebentatigkeit Giffentlichen Dienst
gleichgestellt. Wenngleich ein Beamter nach § 65irBiE auf Verlangen
seiner obersten Dienstbehdrde verpflichtet iste élebentatigkeit im 06f-
fentlichen Dienst zu Gbernehmen und fortzufihreriers diese Tatigkeit
seiner Vorbildung oder Berufsausbildung entspriaid ihn nicht Gber Ge-
buhr in Anspruch nimmt, bedarf dies nach § 66 Ab&atz 1, 2. Halbsatz
ThiarBG der Schriftform.

Fur eine Nebentétigkeit im offentlichen Dienst Tihgens wird grundséatz-
lich keine Vergiutung gewahrt; Ausnahmen konnen lasgen werden (8 8
Abs. 1 ThiurNVO). Werden Vergutungen gewahrt, digenden in § 8 Abs.
2 TharNVO festgelegten Hochstbetrag flr das Kalgatie nicht tber-
schreiten. Vergutungen, die diesen Hochstbetragstégen, sind an den
Dienstherrn im Hauptamt abzufiihren (8§ 8 Abs. 3 NW®). Nach § 10
Abs. 1 ThirNVO haben Beamte, denen Vergutungen petbend
8§ 8 ThUurNVO zugeflossen sind, ihrem Dienstvorgdasetzbis spatestens
31. Marz eines jeden Jahres eine Abrechnung tkdndabgelaufenen Ka-

lenderjahr zugeflossenen Vergutungen vorzulegen.

Fur Nebentatigkeiten der Beschaftigten im Offehiin Dienst gelten die
Bestimmungen des 8 3 Abs. 3 TV6D. Danach bestehBéschaftigte des
offentlichen Diensts lediglich die Verpflichtungrzubernahme vertraglich
geschuldeter Arbeitsleistungen. Fir arbeitsverichglicht geschuldete Ta-
tigkeiten (Nebentatigkeit) ist das Einverstandres @eschéftigten erforder-

lich und zu dokumentieren. Eine einseitige Ubedragsolcher Tatigkeiten
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kraft Direktionsrecht ist bei Nebentatigkeiten derifbeschéaftigten ausge-
schlosser?

Der Stadt wurde auch im Sinne einer Gleichbehamdlempfohlen, die
Ubernahme der Nebentéatigkeit sowie die Zahlung Alndechnung der Ne-
bentatigkeitsvergitung in Anlehnung an die VerfaBreeise beim Bund
entsprechend den beamtenrechtlichen Bestimmungédrhimingen zu re-

geln.

Nach § 3 Abs. 3 Satz 3 TV6D kann fur Nebentétiglebei demselben Ar-
beitgeber oder im Ubrigen offentlichen Dienst eiidieferungspflicht zur

Auflage gemacht werden. In seinem Rundschreiben 26nMarz 2007 hat
das BMI fur die Tarifbeschaftigten des Bundes felgtgt, hinsichtlich einer
Nebentatigkeitsvergitung bei gleichzeitiger Anraghg der Nebentétigkeit
auf die Arbeitszeit entsprechend den beamtenrebbkti Regelungen zu
verfahren. Demzufolge wurde der Stadt empfohlen,dam Beschaftigten
zu vereinbaren, dass sich die Zahlung und Abredhreiner Nebentatig-
keitsvergutung sinngemald nach der Bundesnebergdtigkrordnung bzw.

der Thiringer Nebentatigkeitsverordnung richtet.

IV.3. Die Stadt teilte mit, die Tatigkeiten ihrer Beamiind ihres Beschaftigten in
den stadtischen Eigen- und Beteiligungsgesellsehaftirden entsprechend
den gultigen rechtlichen Vorschriften und Regelungeazisiert und kon-
kretisiert werden. Dazu nannte sie die RegelungemMebentatigkeit im 6f-
fentlichen Dienst, die aktenkundige Nachweisfuhrxgreinbarung bzw.
Bestatigung der Nebentatigkeit) und die Abrechndegerhaltenen Vergu-
tungen. Die Stadt kindigte an, die angefordertetetlagen bzw. Nachwei-

se nachzureichen.

12 vgl. Breier/Dassem/Kiefer/Lang/Langenbriick, Kormta zum TV6D, § 3, Erl. 4.7.2, Rn. 6.2.1.
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Zahlung Uberdurchschnittlicher Vergitungen

Zwei leitende Angestellte eines Zweckverbands ertiah eine Uber-

durchschnittliche Vergutung sowie sonstige Leisturgn.

Zwei leitende Angestellte eines Zweckverbands lerhaaul3ertarifliche
Vergutungen. Neben der aul3ertariflichen Grundveggitverden eine mo-
natliche Dienstaufwandsentschadigung, Urlaubs- \feihnachtsgeld und
zusatzliche Gehaltsanteile in Form von Direktvdrsiangen gewahrt. Zu-
dem ist die private Nutzung der Dienstfahrzeugaudt. Die Bruttogehalter
sollen laut Anstellungsvertrag prozentual wie daiflichen Lohnanglei-
chungen des zusténdigen Branchenbereichs anst&gendieser Automa-
tik ist in den Anstellungsvertragen ausdricklicle @st-West-Anpassung

ausgeschlossen.

Der Verbandsvorsitzende beauftragte im Jahr 208& ®Virtschaftspru-
fungsgesellschaft, die Hohe der damaligen Verglgaoray tUberprufen. We-
sentliche Grundlage dabei bildete eine von der sttraftsprifungsgesell-
schaft entwickelte Datenbank, die auf Gehaltsangatm® ca. 4.000 Fih-
rungskraften in Deutschland aus allen Branchenebadtntsprechend dem
Ergebnis des Gutachtens beschloss der Werkaussemes&rhnéhung der
Grundvergutung fur beide leitende Angestellte unv1B. bzw. 14 v. H. ab
Oktober 2001. Der damalige Verbandsvorsitzendessghranlasste in zwei
nachfolgenden Jahren Erh6hungen in Anlehnung an'Wiestanpassung"
sowie in einem weiteren Jahr eine Erhdhung um 4,B.vDas jeweilige
Bruttoeinkommen lag zumindest ab dem Jahr 2001haltieder tariflich ge-
regelten Verglitungssatze. Eine Genehmigung desingairinnenministe-

riums fur die gezahlten Vergutungen liegt nicht.vor
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Die Vergutungen sind erheblich Gberdurchschnittli@achliche Grinde fur
ein Abweichen von der Durchschnittsbezahlung wdikerdie Uberértliche

Kommunalprifung nicht erkennbar.

Die Vergleichbarkeit der Gehaltsangaben von 4.080tsthen Fuhrungs-
kraften kann schon aus Grinden des Datenschutzlesiberprift werden.
Die Geeignetheit, darauf eine Gehaltsanpassungjzes, ist daher in Fra-

ge zu stellen.

Die Uberortliche Kommunalpriifung sieht vielmehr eiBetrachtung von
vergleichbaren Zweckverbénden in Thiringen alsgyeian, um eine Vor-
stellung Uber die angemessene Hohe der Vergluturmghalten. Nach Aus-
kunft des Kommunalen Arbeitgeberverbands Thiringjed bei vergleich-

baren Zweckverbanden die Leitervergttungen nichtldiehsten tariflichen
Vergutungsgruppen zugeordnet, liegen aber im ob&meflichen Bereich.

Aus einer vom Thuringer Innenministerium eingehol&ellungnahme geht
hervor, dass der hier in Rede stehende ZweckverbaBdbezogen auf das
Volumen des Anlagevermégens im oberen Viertel wechbarer Thiringer
Zweckverbande anzusiedeln ist. Daher halt die Ubatie Kommunalpru-

fung eine Vergutung der beiden leitenden Angesteliin oberen, aber noch

tariflichen Bereich flr angemessen.

Zu beanstanden ist weiterhin, dass die vom Verbanditzenden gewahr-
ten "Westanpassungen" nach den Anstellungsvertragsdricklich ausge-
schlossen waren und die weitere Vergutungserholmmgt,5 v. H. keine
Grundlage in den Anstellungsvertrdgen hat. Died&Rkiungen hatten ent-
sprechender Beschlisse der Verbandsversammiungfb€8iud3 Abs. 2

ThurKGG i. V. m. § 29 Abs. 3 ThurKO).

Im Ubrigen bediirfen die auRertariflichen Verguturegsinbarungen nach §
23 Abs. 1 ThurKGG i. V. m. § 33 Abs. 3 Satz 3 ThOrider Genehmigung

des Thiringer Innenministeriums. Solange diese réaufféchen Vergi-
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tungsvereinbarungen nicht rechtsaufsichtlich genghmverden, sind sie

schwebend unwirksam.

In seinen Stellungnahmen sah der Zweckverban&tligtur und die H6he
der Vergitungen fur die beiden leitenden Angesteltdls gerechtfertigt an.
Im Jahr 2010 bestatigte die Verbandsversammlundpestéehenden Anstel-
lungsvertrage. Dagegen folgte der Zweckverband(eKP insoweit, als

kiinftige Anderungen der Vertragsinhalte der Verlsardgsammlung vorge-

legt werden.

Die Uberértliche Kommunalpriifung sieht sich nictgranlasst, von ihrer
Bewertung abzuricken. Die seitens des Zweckverbalsddrgumente fur
eine Uberdurchschnittliche Vergutung dargestelliatigkeiten der leitenden
Angestellten gehen nicht Uber die Ublichen Aufgaleamer Werkleitung
hinaus. Auch rechtfertigt der im Jahr 2010 nachichggefasste Beschluss
der Verbandsversammlung nicht die eigenméachtighdwlen damaligen
Verbandsvorsitzenden vorgenommenen "Westanpassuogdrdie weitere

Vergutungserhéhung um 4,5 v. H.

Es wird darauf hingewiesen, dass nach 8 12 Alsat2 1 ThirKAG nur die
nach betriebswirtschaftlichen Grundsatzen ansaggahund damit not-

wendigen Kosten in eine Gebuhrenkalkulation eifigie durfen.
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Vermeidbare Zinsausgaben

Eine Stadt hat einen Festbetragskredit i. H. v. Z, Mio. € Uber die Erst-
falligkeit im Jahr 1997 hinaus bis Ende des Jahre2006 trotz teilweise
hoher Ricklagenbestande ohne Tilgungsleistungen vieigefuhrt. Eine
Ende des Jahres 2000 mdgliche Tilgung hat sie untassen, obwohl die
allgemeine Ricklage Ende des Jahres 2000 einen Bewt von rd.
5,1 Mio. € Uber der Mindestricklage auswies. Sie hadadurch ver-

meidbare Zinsausgaben von insgesamt rd. 538.800 €rursacht.

Eine Stadt hat einen Festbetragskredit i. H. vMig. € Gber die Erstfallig-

keit im Jahr 1997 hinaus bis zum 31. Dezember 268esamt sechsmal
prolongiert. U. a. war der Kreditvertrag zum 31.zBeber 2000 ausgelau-
fen und hatte daher vertraglich getilgt werden lgnrDie Stadt verlangerte
jedoch den Kredit Uber diesen Zeitraum hinaus. \&fé@dhrder gesamten
Laufzeit erbrachte die Stadt keine TilgungsleisamgDie Zinszahlungen
fir den Zeitraum vom 1. Januar 2001 bis zum Dezer20@6 beliefen sich

auf 538.800 €. Der Bestand der uber die Mindestaigek hinausgehenden
allgemeinen Rucklage betrug am 31. Dezember 2068 5,0 Mio. €.

Nach 8§ 54 Abs. 3 ThurKO dirfen Kredite grundsatzkest aufgenommen
werden, wenn eine andere Finanzierung nicht mogiiaér wirtschaftlich
unzweckmalig ist. Danach hat die Gemeinde vor efreditaufnahme
bzw. der Weiterfihrung von Krediten die Moéglichkeiber anderen Finan-
zierung (andere Einnahmen, Rucklagenentnahme) ierprHierfur gibt
8 54 Abs. 2 und 3 ThirKO der Gemeinde die bei den&hmebeschaffung

zu beachtende Rangfolge vor.

Hinsichtlich des im Priufungszeitraum ausgewieseiBestandes der allge-
meinen Ricklage Uber die Mindestriicklage hinaus di@Wirtschaftlich-

keit der Fortfihrung des o. g. Kredits in Fragesillen. Die Missachtung
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der Nachrangigkeit der Kreditfinanzierung steht démundsatz der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit entgegen (8§ 53 RBEnirKO), wenn mit
niedriger verzinstem Anlagekapital hoher zu verntde Kredite abgeldst
werden kodnnten. Beispielsweise hatte die Stadt @iralim von 1. Januar
2001 bis 31. Dezember 2006 bei einer Tilgung desiks zur Falligkeit am
31. Dezember 2000 durch eine Entnahme aus dernadigen Rucklage

Zinsausgaben von rd. 538.800 € vermeiden kdnnen.

Die Stadt teilte mit, dass das Darlehen im RahgwnErschlieRungsmal-
nahmen aufgenommen worden sei mit dem Ziel, dief wdbschluss der
Erschlieung mit den zu erhebenden ErschlieBunig&ben zu tilgen. Da
Zinsen zu den erschlielungsbeitragsfahigen Kostéibrgn, sei zum Zeit-
punkt der Darlehensaufnahme davon ausgegangen myoddss diese im
Rahmen der ErschlieBungsbeitrage refinanziert wewdéden. Dabei sei
die Stadt ursprunglich von Einnahmen in entspredbetiohe ausgegan-
gen. Nach Abschluss der ErschlieBungsmaflinahmensidbdies als nicht
realisierbar erwiesen, weil irrtimlicher Weise vweinem falschen Berech-
nungsmodell fur den umlagefahigen Aufwand ausgegiamgprden sei. Die
Zuwendungen aus Mitteln der Gemeinschaftsaufgaleh®&sserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur* galten ausschlie3lidr Entlastung der Bei-
tragspflichtigen, wodurch kein Raum mebhr fir eirestgserhebung gewe-

sen sei.

Die Fortfihrung des Darlehens sei als notwendiglded worden, da im
Jahr 2001 umfangreiche Investitionen durch Neudufrem von Darlehen
finanziert werden mussten und hierfiir auch die \érung der Ricklage

notwendig gewesen sei. Zukiinftig sei die Tilgungyesehen.

Das Vorbringen der Stadt entkréaftet die Prifungtstellung nicht. Ob der
Kredit durch Beitragseinnahmen getilgt werden kenoder nicht, hat kei-
nen Einfluss darauf, dass - eben unabhéangig vaedMdglichkeit der Til-

gung - zum 31. Dezember 2000 ausreichend stadtMated fur eine voll-



-43 -

standige Tilgung in der allgemeinen Ricklage dexdSvorhanden waren.
Diese Bewertung andert sich auch nicht durch demwkliis der Stadt, dass
im Jahr 2001 fur erforderliche Investitionen aué dRicklagenmittel zu-
rickgegriffen werden musste. Denn trotz dieser dtittenen befanden sich
am Ende des Jahres 2001 in der allgemeinen Richklagje Mittel i. H. v.

rd. 5,4 Mio. € Uber der Mindestriicklage. Folglichtte die allgemeine
Ricklage ausgereicht, um den Kredit bereits zunb&kember 2000 zu til-
gen und um dann noch Uber ausreichend Mittel fuestitionen im Jahr
2001 zu verfigen. Selbst in den Jahren 2002 bi$ 2@®rug der Bestand
der Uber die Mindestricklage hinausgehenden allgeneRiicklage noch

mindestens rd. 2,9 Mio. €

Obgleich die Stadt mitgeteilt hat, dass sie digunlg vorsehe, sind noch
keine Schritte zur tatsachlichen Tilgung des Danhshnachgewiesen wor-
den.

VII. Aufbewahrung von Bargeldbestanden

In mehreren Verwaltungsgemeinschaften wird der Bageldbestand der
Verwaltungsgemeinschaft und der einzelnen Mitgliedgemeinden unzu-
lassigerweise nicht voneinander getrennt, sondernsaein gemeinsamer
Bargeldbestand verwaltet.

VIIL1. Die Verwaltung bewahrt die Gelder der Barkassedfé@rvVG sowie die Mit-
gliedsgemeinden in einem Kassenbehalter auf, olemejeweiligen Bar-

geldbestand voneinander zu trennen.

VII.2. Kommt es bei der Gegeniberstellung des Kassestsatides und des Kas-
sensollbestandes laut Kassenbuch zu Unstimmigkestersind diese nach
8§72 Abs. 3 Satz 1 ThurGemHV unverziglich aufzudérist dies nicht
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maoglich, sind die Kassendifferenzen gemal § 72 AfSatz 3 bis 5 Thir-
GemHV entweder im Vorschussbuch (bei Kassenfeldgetr) oder im
Verwahrbuch (bei Kasseniberschiissen) zu buchenddBedufbewahrung
des Bargelds in einem Kassenbehéalter ohne Trendenginzelnen Tran-
chen ist eine derartige Zuordnung zu bzw. Verbugheiner Kassendiffe-
renz bei der betreffenden Gemeinde bzw. der VGtmubglich. Die Bar-
geldbestande sind daher fir jede einzelne Gemeindéir die VG getrennt

aufzubewahren. Dies kann durchaus im selben Kaskétibr erfolgen.

AuBerdem wird den beteiligten Korperschaften desi gemeinsamen Ver-
waltung der Kassenmittel von den jeweils andereh gm Kassenkredit
gewahrt, soweit sich der Bargeldbestand einer K8gbaft im Minus be-

findet.

Die Verwaltungsgemeinschaften sicherten zu, daésdtig die Bargeldbe-
stande fur die VG und fir jede einzelne Gemeindeegat aufbewahrt wer-

den.

Verwaltung kommunaler Geldbestande aul3erhalbdes Haushalts

Eine Stadt versaumte es, die bei der Verwaltung komunaler Woh-
nungen durch eine Eigengesellschaft erwirtschafteteUberschiisse am
Jahresende einzuziehen und dem stadtischen Haushalizufiihren. Die
dem Haushalt der Stadt infolgedessen vorenthalteneRkinanzierungs-
mittel stiegen von 82.60& im Jahr 2001 auf 109.50& im Jahr 2003 an.

Eine Stadt Ubertrug die Verwaltung kommunaler \\aihekte ihrer Eigen-

gesellschaft. Die Rechnungslegung dazu nahm diengsellschaft stets in
dem dem Abrechnungszeitraum folgenden Jahr voiielEzUberschiisse
fuhrte die Eigengesellschaft am Jahresende nichthi@ushalt der Stadt zu,
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sondern legte sie auf eigenen Bankkonten an. Zude Ber Haushaltsjahre
2001, 2002 und 2003 wiesen diese Bankkonten eiestaBd von 82.600 €,
98.000 € bzw. 109.500 € aus. Die in den Abrechrzgiggumen 2004 bis
2006 erwirtschaften Uberschiisse konnte die Stageweer noch nicht er-
folgten Prufung der von der Eigengesellschaft ewighten Unterlagen
nicht beziffern.

Fur die Haushaltsrechnung einer Kommune ist detlgBschluss” vorge-
schrieben (8 79 ThirGemHV). Nach § 80 ThirGemHV diatHaushalts-
rechnung alle Einnahmen und Ausgaben zu enthaltenm Haushaltsjahr
bis zum Abschlusstag (31. Dezember) fallig geworsiad. Die Ubernahme
der Nettomieteinnahmen in den Haushalt der Stadinaeh § 2 Abs. 3 des
Verwaltervertrags mit der Eigengesellschaft zumrelsdnde féllig. Die
nicht fristgerecht gebuchten Einnahmen aus der \Wogsverwaltung ha-
ben somit das Ergebnis der Jahresrechnung deriStagipriften Zeitraum
verfalscht.

Zudem ist die Stadt ihrer Verpflichtung nach § 2%iiGemHYV, alle Ein-

nahmen rechtzeitig und vollstandig einzuziehen um@n Eingang zu
tberwachen, nicht nachgekommen. Durch den VerldeibGeldbestande
auf den Bankkonten der Eigengesellschaft wurden stédtischen Haushalt
Finanzierungsmittel vorenthalten, die der Stadt Erftillung ihrer Aufga-

ben fehlten.

Die bei der Eigengesellschaft verbliebenen Geldimet waren umgehend
zuzlglich Zinsen dem stadtischen Haushalt zuzufiihZedem sollte die
Stadt die Ergebnisse aus der Uberpriifung der Regstegungen fur die
Abrechnungszeitrdume 2004 bis mittlerweile 2009egen.

Die Stadt teilte mit, dass die EigengesellsctaftGeldbestande tGberwiesen

habe und die Endabrechnung umgehend eingebuchéwerd
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Wenngleich nach den Ausfuhrungen der Stadt dieerifgsellschaft die
Geldbetrage Uberwiesen hat, ist die Endabrechnungligser noch nicht
abgeschlossen. Die Ergebnisse aus der Uberprifengeéchnungslegun-
gen fur die Abrechnungszeitrdume 2004 bis 2009 attadt nicht vorge-
legt. Unklar bleibt auch, ob die geschuldeten Bgréion der Eigengesell-

schaft ordnungsgemal verzinst wurden.

Behandlung von Grundsttickserldsen als Verwahrgeer

Eine Stadt hat in den Jahren 1995 bis 2005 grundsdich alle Einnah-
men aus GrundsticksverauRerungen als Verwahrgelddrehandelt und
nicht zeithah dem Haushalt zugefuhrt. Ende 2005 bef sich der Be-
stand, den die Stadt auf diese Weise aulRerhalb dekushalts fihrte,
auf 71,4 Mio. €.

Im Zeitraum von 1995 bis 2005 wies eine Stadt anéra Verwahrkonto
jahrlich Bestdnde von mehr als 50 Mio. €, teilweisegar mehr als
100 Mio. € aus. Die Stadt behandelte alle Einnahmen Grundsticksver-
kdufen sowie die damit im Zusammenhang stehendenaBmen aus Ne-
benkosten als Verwahrgelder. Die Verwaltung bezof dabei auf eine
Festlegung der Stadtkdmmerei vom Dezember 1992aetoalle Grund-
stuckserlose generell als Verwahrgeld zu buched, sinabhéngig davon,

ob die Zuordnung nach dem Vermogenszuordnungsggskiart war.

Die Umbuchung der erzielten Verkaufserlose in demugshalt erfolgte,
wenn Uberhaupt, erst nach Vermdgenszuordnung unfldeung und Sal-

dierung etwaiger vermogensrechtlicher Anspriiche.

Die Entscheidung der Stadtverwaltung, die Einnahraas den Grund-

stiicksverkaufen als Verwahrgeld zu buchen, um sdmizuverlassige und
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jederzeitige Auszahlung zu gewabhrleisten, ist bis\zermodgenszuordnung
nicht zu beanstanden. GemalR § 30 Abs. 2 ThirGendtiethe Einnahme,
die sich auf den Haushalt auswirkt, als Verwahrdmdtdandelt werden, so-
lange sie nicht endgiltig im Haushalt gebucht werkienn. Diese Voraus-
setzungen haben allerdings in den Fallen, in delerStadt schon immer
Grundstiickseigentumer war, nicht vorgelegen. In aeteren Fallen héatte
spatestens mit der Vermégenszuordnung an die ®iadt Buchung der

Einnahmen im Haushalt erfolgen mussen.

Die Behandlung der Verkaufserlose als Verwahrgalkthanach der Vermo-
genszuordnung zur Stadt war haushaltsrechtlicht mglissig und stellt ei-
nen Verstol3 gegen die Rechnungslegungsvorschuiiaen§ 80 ThirKO).
Auf diese Weise sind die Jahresabschliisse erheticlechter dargestellt
worden, als dies bei ordnungsgemalfer Buchung diegdwesen ware. Zu-
dem versto3t es gegen das Bruttoprinzip (8 7 AGhGemHYV), wenn
bei der Buchung der Einnahmen aus Grundstlicksgisohzuvor die er-

forderlichen Auskehrungen an Dritte abgesetzt worde

Nach Aussage der Verwaltung habe man sich damialdi¢ o. g. Verfah-
rensweise entschieden, da die meisten Grundstiek&tddt noch Eigen-
tum des Volks waren und die Stadt lediglich verfiggberechtigt war. Die
Buchung der Verkaufserlose Uber das Sachbuch fiwalegelder habe si-
cherstellen sollen, dass die Buchung im Haushatt\@rgenommen wird,
wenn die Vermogenszuordnung erfolgt und damit dmeingeschrankte
Verfligung der Stadt festgestellt ist. Weiterhin deir die Umbuchungen in
den Vermdgenshaushalt erst erfolgen, wenn auchetwage Erlésauskehr
an Dritte geklart sei. Die Stadt teilte mit, dass dachbuch fir Verwahr-
gelder am 31. Dezember 2010 einen Bestand vonNi®9€ ausgewiesen
habe.

Wenngleich die Stadt mitteilt, dass der Bestandg 8achbuchs fur Ver-

wahrgelder zum 31. Dezember 2010 erheblich verringerden konnte, ist
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die Prifungsbeanstandung damit nicht ausgeraunth Maffassung der
Uberdértlichen Kommunalpriifung ist nach Zuordnung dermogens zum
Eigentum der Stadt, unabhangig von vermodgensrebbtii Anspriichen
durch Dritte (auf Erl6sauskehr), der Verkaufseriis Haushalt der Stadt
aus Grunden der Haushaltsklarheit und -wahrhelusthen. Etwaige Aus-

kehranspriiche sind als Ausgaben im Haushalt zuinsendagen.

Unzureichende Information des Stadtrats infolgefehlender Beteili-
gungsberichte

Eine Stadt ist ihrer Verpflichtung, jahrlich einen Beteiligungsbericht
Uber jedes Unternehmen in einer Rechtsform des praten Rechts, an
dem sie unmittelbar bzw. mittelbar beteiligt ist, z1 erstellen, nicht nach-

gekommen.

Die Stadt ist seit 1992 bzw. 2005 alleinige unnbtiee Gesellschafterin an
zwei privatrechtlichen Unternehmen und seit 2008eibare Gesellschafte-
rin an einem weiteren privatrechtlichen Unternehmanbl v. H. Mindes-
tens bis Juli 2008 hatte die Stadt keine Beteiligplerichte erstellt.

Nach 8§ 75 a Abs. 1 ThurKO ist die Stadt verpflathjahrlich zum 30. Sep-
tember einen Beteiligungsbericht Uber jedes Untermen in einer Rechts-
form des privaten Rechts, an dem sie unmittelb&eilmg ist, zu erstellen

und dem Stadtrat sowie der Rechtsaufsichtsbehéodeulegen (8 75 a
Abs. 3 ThurKO). Das Gleiche gilt fur mittelbare @nmehmen der Stadt,
wenn die Beteiligung mehr als 25 v. H. betragt. Beteiligungsbericht
dient der Transparenz der Aufgabenerflllung dearimater Rechtsform ge-
fuhrten Unternehmen und damit insbesondere demtrStaals Informati-

onsquelle. Informations-, Steuerungs- und Contrgdefizite sollen recht-

zeitig erkannt und moglichst vermieden werden. BDindestinhalt eines
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Beteiligungsberichts ergibt sich aus § 75 a AbslhZrKO. Der Stadtrat

kann hierzu weitere Vorgaben machen.

Die Stadt teilte mit, dass es vorgesehen seiBdieiligungsberichte durch
die jeweiligen Unternehmen erstellen und sich dutigdse zur Verfigung

stellen zu lassen.

Die Verantwortlichkeit, die Beteiligungsberichte eustellen, liegt bei der
Verwaltung der Stadt. Ein Erstellen ausschlie3tdanch das jeweilige Un-
ternehmen selbst erflllt diese Anforderung nichtabhéngig davon hatte
auch die Rechtsaufsichtsbehérde das Fehlen delli@atgsberichte bean-
standen mussen, da ihr gemald 8 75 a Abs. 3 ThuiK@eteiligungsbe-

richte hatten vorgelegt werden mussen.

Erh6hte Abwassergebihr wegen Nichtbefolgen rechcher Vorgaben

Ein Zweckverband setzte die rechtlichen Vorgaben ggniber seinen
Mitgliedsgemeinden bei der Erhebung der Stral3enentiasserungskosten
und bei der Stundung von Forderungen nicht um. Dieduhrt fur die
Gebuhrenzahler zu einer unberechtigten Erhéhung derAbwasserge-
buhr.

Im Ergebnis einer landesweiten Uberpriifung der rkoimalen Aufgaben-
trager der Wasserver- und Abwasserentsorgung imst&a¢ Thiringen for-
derte das TIM in seinen Handlungsempfehlungen vordu®2002 den
Zweckverband u. a. auf, die laufende Erstattungd&ir Aufwand der Stra-
Renentwasserung entsprechend Nr. 14.8.2 der Anwgsbinweise "Stra-
Benentwasserung” zum ThirKAG aus der (allgemeiGat)lihrenkalkulati-
on auszusondern und separat u. a. von den Mitgedsinden als Stral3en-

baulasttrager zu erheben. Demzufolge sind, sofemdse Trager der Stra-
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Renbaulast nicht den Anforderungen des 8§ 23 AB&BStrG entsprechend
an den Kosten der Herstellung oder Erneuerung eingerichteten Abwas-
seranlage beteiligen, diese zu Benutzungsgebuliredié Einleitung von
Oberflachenwasser heranzuziehen (8 12 Abs. 1 SatzudKAG). Gemal
der Rechtsprechung des Bayerischen Verwaltungsgshiofs® wird es

grundsatzlich als sachgerecht angesehen, wenrchilish der laufenden
Unterhaltskosten entweder bei den Kostenpositiodeneinen Bezug zur
Stral3enentwasserung haben, ein Abzug von 20 wfélgeoder ein Abzug
von 10 v. H., wenn dies von samtlichen Kostenpmsén erfolgt, ungeach-
tet dessen, ob sie einen Bezug zur StralRenentwagsbaben oder nicht.
Das TIM empfahl dem Zweckverband in seinen Handdengpfehlungen

die Anwendung der 10%igen Pauschalierung.

Die Erfolgsplane der Wirtschaftsjahre 2004 bis@fesen einen Gesamt-
aufwand fir den laufenden Unterhalt der Stral3erésgerung i. H. v.
46,1 Mio. € aus.

Die Uberortliche Kommunalprifung verglich die adér Grundlage der
vorgelegten Wirtschaftsplane der Jahre 2004 bi8 206hittelten Kostenan-
teile flr StralRenentwasserung nach der 10%igencRalisrung mit den in
der Gebuhrenkalkulation des Zweckverbands zum Angabrachten Kos-
tenanteilen. Danach beriicksichtigte die Kalkula@s Zweckverbands in
den Wirtschaftsjahren 2004 bis 2007 rein rechnlrisar durchschnittlich
45 v. H. der nach der Rechtsprechung von den StbalRéasttragern zu er-
stattenden Kosten der StraRenentwéasserung (alsgtmw. H. von der
10%igen Pauschale, sprich 4,5 v. H.). Anhand degelegten Unterlagen
war allerdings nicht nachvollziehbar, auf welcheu@llage der Zweckver-
band diesen Kostenanteil ermittelt hat. Fir dagdsiaftsjahr 2008 wurde
der von den StraRenbaulasttragern zu tragende rkaogesl als Differenz

zwischen 10 v. H. der Gesamtkosten und jeweils. . \aus der Auflosung

13

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss v8nezember.1990, Az.: 23 N 88.2823, zitiert nach

juris.
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passivierter Ertragszuschisse, der Ertrage auf\uibisung von Sonder-
posten und der Zinsertrédge ermittelt. Der Anterl \den den StrafRenbaulast-
trdgern tatsachlich entrichteten Gebuhren an demafleder Rechtspre-
chung umlagefahigen Aufwand betrug durchschnitt@&hv. H. Der Werk-
leitung und den Vertretern der Mitgliedsgemeindander Verbandsver-
sammlung war das Problem der sich jeweils ergelrehbgerdeckung bei
den laufenden Kosten der Stral3enentwéasserung mitalige einer hoheren

allgemeinen Abwassergebuhr bekannt.

Im Wirtschaftsjahr 2004 beschloss die Verbandsrarslung eine Satzung
Uber die Erhebung von Gebuhren fir Einleitungen @aerflachenwasser
von Offentlichen Stral3en, Wegen und Platzen irEgineichtung der Abwas-
serbeseitigung. Die Satzung wies einen Gebiihrensat0,23 €/rh ange-
schlossener Stral3enflache aus, sofern fur dieaetem Flachen nicht be-
reits eine Investitionsbeteiligung seitens des(&ndbaulasttragers erfolgte.
Am 14. Februar 2005 beschloss die Verbandsversangntlie Stral3enent-
wasserungsgebihren nach der Satzung fur das Edghbn2004 aufgrund
der angespannten Haushaltslage der Verbandsmégliedzwei Raten von
denselben zu erheben. Die erste Rate sei softig, fdber die zweite sollte
spater erneut beschlossen werden. Ein erneuterhiBBescwurde jedoch
nicht gefasst, d. h. fur das Wirtschaftsjahr 20@#den von den Mitglieds-
gemeinden Gebuhren i. H. v. 112.000 € nicht erhobén das Wirtschafts-
jahr 2005 beschloss die Verbandsversammlung am &z 006, gemald
geltender Satzung eine StraRenentwésserungsgebthrvi 0,23 €/rfizu
erheben. Weiter legte sie fest, dass, sofern inraden von vier Wochen
nach Bescheiderstellung kein Widerspruch durch jeailige Verbands-
mitglied vorliegt, diesem gegentber lediglich eiab@hrensatz i. H. v. 0,13
€/nf geltend gemacht wird. Der Restbetrag wiirde zinstmsohne zeitliche
Begrenzung gestundet. Nachweise, die im Einzediak zinslose Stundung
begriinden, lagen nicht vor. Am 13. Dezember 2005cldess die Ver-
bandsversammlung, den Verbandsmitgliedern alleebiglestundeten Stra-

Renentwasserungsgebihren zu erlassen. Dieser Besattllte die Grund-
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lage fur entsprechende Einzelwertberichtigungen ri@&haftsjahr 2005:
112.400 € und Wirtschaftsjahr 2006: 111.900 €) inrt8®haftsjahr 2007
dar. Der Strallenentwasserungsgebihrensatz ab detschaitsjahr 2008
wurde mit Beschluss vom 13. Dezember 2007 auf €/db festgelegt. Eine
Begriindung fir das Absinken des kostendeckenderilehsatzes (laut

Erfolgsplan 2008: 0,66 €/m?) war nicht erkennbar.

Die Verfahrensweise des Zweckverbands fuhrte ddass StraRenoberfla-
chenentwasserungsgebuhren i. H. v. 112.000 € (206ia/t erhoben und
I. H. v. 224.300 € (2005, 2006) erlassen wurden.

Die vom Zweckverband gewahlte Vorgehensweise beiB&rechnung der
Kostenerstattung fur die StraRenentwésserung fiiticte nur insoweit zu
einem geringen Entgeltaufkommen und damit zu eingtter Bertcksichti-
gung der Rechtsprechung des Bayerischen Verwalgengstshofs und der
Handlungsempfehlungen bzw. Anwendungshinweise dik-Tunberech-
tigten Entlastung der Mitgliedsgemeinden. Vielmélatte sie gleichzeitig
zur Folge, dass bei der Kalkulation der (allgemejn&bwassergebihr von
der Bemessungsgrundlage zu geringe Anteile flrStiielRenentwasserung
in Abzug gebracht wurden. Der Gebuhrenzahler wurftdgedessen unzu-
lassigerweise mit einer insoweit Uberhohten Abwagddihr belastet. Zu-
dem folgt daraus die Rechtswidrigkeit der in dieseitraum erlassenen

Abwassergeblhrenbescheide.

Fur die Stundung und den Erlass von Forderungierggemalf 8§ 15 Thr-
KAG die Regelungen der Abgabenordnung (88 222, 2QJ. Das Vorlie-

gen der Voraussetzungen der gewahrten Stundungkfanderungserlasse
ware im jeweiligen Antrag von den Mitgliedsgemeindi#arzulegen gewe-
sen. Aufgrund fehlender Nachweise fir jede einz&8peneinde, bei der die
Gebuihren nicht erhoben wurden, waren diesbeziiglidieeprifungen nicht

maglich.
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In seinen Stellungnahmen teilte der Zweckverbaitd dass das Thuringer
Landesverwaltungsamt die vom Zweckverband vorgere@ebuthrenkalku-
lationen fur die laufende Unterhaltung der StraRemasserung in den
Wirtschaftsplanungen fiir die Jahre 2004 bis 20@htsaufsichtlich zumin-

dest nicht fur falsch befunden habe. Im Zuge dese@Gmigungsverfahrens
der Anderungssatzung fur das Wirtschaftsjahr 2Gehdie Kommunalauf-
sicht beanstandet, dass der pauschale 10%ige Ahzdgr zugrunde lie-

genden Kalkulation nicht von allen Kostenpositiorsfolgt sei. Die Uber-

arbeitete Kalkulation habe einen kostendeckendukalten Stral3enentwas-
serungsgebuhrensatz von 0,63 €/m2 bzw. von 0,58 é@ier Berlcksichti-

gung der Investitionskostenanteile ergeben. In\dentbandsversammliung
sei fur einen Gebihrensatz dieser Gréfienordnung Mehrheitsbeschluss
zustande gekommen. Insofern sei die Erhebung detiliden nach dem im
Wirtschaftsjahr 2006 geltenden Gebuhrensatz vol @/mn? erfolgt. Im

Rahmen der Wirtschaftsplanung fir das Jahr 200@ k@b Zweckverband
einen 10%igen Abzug von allen Kostenpositionen gnognmenen, die Ab-
schreibungen jedoch um die Auflésung passiviertdragszuschiisse ge-
kiirzt und 10 v. H. des Saldos von Zinsertragen Zindaufwendungen be-
ricksichtigt. Dies vor allem, um sowohl der Fordeyuder Kommunalauf-

sicht als auch den Interessen der Verbandsmitgligdeecht zu werden.
Entsprechend sei bei der Gebuhrenkalkulation fgr\Watschaftsjahr 2009
(Gebuhrensatz: 0,54 €/m2?) verfahren worden. Im d#ori beschloss die
Verbandsversammlung, die bisherige Verfahrenswagsd-inanzierung von
Investitionskosten und von laufenden Kosten demal&tnentwasserung

grundsatzlich beizubehalten.

Die Uberoértliche Kommunalpriifung stellt ausdriickli fest, dass der
Zweckverband bis heute keine Einsicht zeigt, dehtlechen Vorgaben bei
der Erhebung der Stral3enentwasserungsgebiuhrernaitezu Nach wie vor
sind zugunsten der Mitgliedsgemeinden Gebuhrenv. iFund 300 T€ nicht
erhoben bzw. unberechtigt erlassen worden. Statdeserden die Ubrigen

Gebuhrenzahler rechtswidrig belastet. Neben debeanstandenden vor-
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satzlichen Nichtachtung der Rechtslage fuhrt dahaeen des Zweckver-
bandes im Ubrigen zu einer verzerrten Wahrnehmeanddrchfiihrung der

offentlichen Aufgaben.

Die mangelnde Transparenz bei gewahrten Stundungémdem anschlie-
Renden Erlass von Forderungen ist ein weiterer @&rdre Rechtsaufsicht

nachdricklich aufzufordern, tatig zu werden.

Kostensenkung bei einer Stadtbibliothek

Die Kosten im Zusammenhang mit der freiwilligen Lestung "Betrieb
der Stadtbibliothek" waren durch Verringerung der O ffnungszeiten

erheblich zu senken.

Die Stadt (unter 3.000 Einwohner) betrieb eineliBibek mit einer zu
0,7 VbE angestellten Teilzeitkraft (28 Wochenstun)dén den Jahren 2004
bis 2009 entwickelten sich die Personalausgaber2@al00 € auf 25.800 €.
Der Zuschussbedarf fur die Bibliothek stieg von72B. € auf 28.400 €.
Zugleich ging die Zahl der Nutzer um 15 v. H. zdldie Zahl der Entlei-

hungen um 10 v. H. Benutzungsgebihren wurden eittaben.

Jede Gemeinde ist verpflichtet, ihre Haushaltseiraft sparsam und wirt-
schaftlich zu planen und zu fuhren (8 53 Abs. 2rKi@). Dazu hat sie die
erforderlichen Einnahmen unter anderem aus besendentgelten fur die
von ihr erbrachten Leistungen zu beschaffen (8 564. &2 Nr. 1 ThirKO).

Das Betreiben einer Bibliothek gehort zu den fritigen Leistungen einer
Kommune. Unter Bericksichtigung der Einwohnerzaid der angespann-
ten finanziellen Lage der Stadt sollte die Biblekhkostenglnstiger betrie-
ben werden. Dazu sollen auch Benutzungsgebihresbenhwerden (8 12
Abs. 1 ThiurkKAG).
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XIl.3. Die Stadt folgte den Anregungen der Uberortlick@mmunalprifung fir
eine kostengunstigere Betreibung der Bibliotheke Biadt reduzierte die
Arbeitszeit der Arbeitnehmerin in der Bibliotheknv@8 auf 14 Wochen-
stunden fur den Bibliotheksdienst. Die Offnungsaeitier Bibliothek wur-
den entsprechend verringert. Die restlichen 14 &nrwird die Arbeitneh-
merin im Museum eingesetzt. Daflr wurden im Stgllan 2,0 VbE gestri-

chen.

Die unausgeraumten Priufungsfeststellungen der ®dtaie zu den Teilen BL.III.,
B.V., B.VL, B.VIIL., B.IX., B.X., B.XI., sind zurErledigung der jeweils zustandigen
Rechtsaufsichtsbehdrde mitgeteilt worden. Diessobigidet tUber die weitere Veran-
lassung nach eigenem Ermessen (8 7 Abs. 2 ThiurPiBi& Yiberortliche Kommunal-

prufung wird sich zu gegebener Zeit Gber den Sadldstinterrichten lassen.

Rudolstadt, 22. Juni 2011

Der Prasident des Thiringer Rechnungshofs

4

Sibfesting TVHe

Dr. Sebastian Dette



	Deckblatt2011.pdf
	Jahresbericht_2011
	ÜÖKP_2011

